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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Schönen guten Morgen, meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen.

Die 7. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt für die heutige Sitzung sind Herr Abg Ellensohn bis 11 Uhr, Frau Abg Lettner und Herr Abg Mag Reindl.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01063/2002/0001-KSP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Alois Mayer gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: In der letzten Änderung des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes haben Sie die elektronische Kennzeichnung von Hunden auf Grund von EU-rechtlichen Vorgehen noch nicht berücksichtigen können. In welcher Weise beabsichtigen Sie, diese im Interesse des Tierschutzes notwendigen Maßnahmen einer rechtlichen Grundlage zuzuführen? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete!

Zu der Frage des Herrn Abg Mayer ist Folgendes festzustellen: Der Tierschutz ist mir ein ganz besonderes Anliegen, und die Tiere, insbesondere die Hunde, nehmen ja eine ganz wichtige Funktion im Zusammenleben zwischen uns Menschen und den Tieren ein. Sie haben einen Sozialisationsfaktor und sind seit jeher Freunde des Menschen. Gerade durch dieses Miteinander in der Natur, dieses Miteinander in der Freizeitgesellschaft nimmt der Hund eine ganz besondere Stellung ein. 

Mir geht es darum, mich in der Verantwortung für die Umwelt für den Schutz des Menschen, des Tieres und der Umwelt gleichzeitig einzusetzen, daher ist es unser Anliegen, mein zentrales Anliegen, ein einheitliches, fortschrittliches Bundestierschutzgesetz zu erreichen. 

Im Konkreten zum Chippen möchte ich Folgendes feststellen: Die elektronische Kennzeichnung ist mir aus Tierschutzgründen von ganz besonderer Bedeutung, daher wünsche ich mir eine rasche Umsetzung dieser Regelung zur elektronischen Kennzeichnung von Hunden.

Sie fragen mich, warum das Chippen in der letzten Novelle noch nicht umgesetzt werden konnte und welche europarechtlichen Belange zu beachten waren. Ursprünglich - so habe ich es geplant - war eine Gesamtnovelle des Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetzes vorgesehen. Auf Grund dieser EU-Bestimmungen war es nunmehr notwendig, diese Gesamtnovelle in einzelne Novellen aufzusplitten. Das war notwendig, weil hier bestimmte Notifikationspflichten gegenüber der EU erforderlich sind. Das heißt, Wien war verpflichtet, Brüssel vor der Beschlussfassung detailliert zu berichten. Notifikationspflichtig waren bestimmte Halsbänder, Dressurgeräte, Zuchtmethoden und vor allem das Verbot der Aggressionszucht. 

Bei der Chippung, also der elektronischen Kennzeichnung, besteht ebenfalls eine Informationspflicht, und in diesem Fall hat die Kommission von ihrem Recht Gebrauch gemacht, eine zwölfmonatige Stillhaltepflicht von uns, von Wien, zu verlangen. Die Kommission und das Parlament - das ist der Grund dafür - erarbeiten derzeit einen entsprechenden Regelungsentwurf auf EU-Ebene. Also, eine vorzeitige Beschlussfassung dieser Regelung würde gegen EU-Recht verstoßen.

Aber eines möchte ich hier ergänzen: Freiwillige Chippung ist möglich, freiwillige Chippung macht Sinn. Die Veterinärmedizinische Universität hat uns darüber informiert, dass 5 bis 10 Prozent der steuerlich erfassten Wiener Hunde jetzt schon gechippt sind. Das freiwillige Chippen macht deshalb Sinn, weil die Tierrettung, die Tierärzte und der Tierschutzverein bereits jetzt Lesegeräte haben, mit denen die Codes abgelesen werden können, das heißt, verloren gegangene Hunde können auf diese Art und Weise rasch wieder gefunden und rasch wieder zu ihrem Besitzer zurückgebracht werden.

Mein Anliegen ist es aber auch, dass die bisher freiwillig erfassten Daten in einem künftigen Erfassungsmodell auch wieder gefunden werden können, wieder gefunden werden sollen. Es hat nämlich keinen Sinn, dass ein Tier nun zweimal gechippt wird. Mein Anliegen ist es, ein Erfassungssystem zu installieren, das mit dem jetzigen Erfassungssystem kompatibel ist.

Zu den einzelnen Bestimmungen: Gemäß § 4 Abs. 1 des Wiener Notifizierungsgesetzes beträgt die Anhörungsfrist drei Monate ab Einlangen der Notifizierung bei der Europäischen Kommission. Diese Frist verlängert sich gemäß § 4 Abs. 2 auf zwölf Monate, sofern der notifizierungspflichtige Entwurf einen Gegenstand betrifft, der auch Gegenstand eines entsprechenden Kommissionsvorschlags ist. Das trifft im Fall des Chippens zu.

Nochmals sei betont: Hätten wir eine Novelle vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung der EU beschlossen, dann hätte das gegen EU-Recht verstoßen. Wir haben unser erstes Gesetz am 13. Dezember 2001 novelliert. Wir können die Chippung spätestens zwölf Monate später einführen, also wir haben hier ab Beschlussfassung des EU-Parlaments, der EU-Kommission Zeit bis zum 14. Oktober 2002. Bis zum 14. Oktober 2002 haben wir Zeit, eine entsprechende Richtlinie, eine gesetzliche Bestimmung vorzubereiten. 

Begründet wurde diese Vorgangsweise mit dem eingangs genannten Kommissionsvorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Sommer-Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Es ist schön, dass sich was tut in dieser Angelegenheit. Auch wir haben uns immer für die Verchippung der Hunde ausgesprochen. Sie haben in Ihrer Anfragebeantwortung ausgeführt, dass es durch diese Notifizierungsbedingungen notwendig wurde, die Novellierung zum Wiener Tierschutzgesetz aufzusplitten. 

Meine Frage an Sie: Der Hundeführerschein bedarf keiner Notifizierung durch die EU. Wird es hier auch eine Novelle geben, oder wird es nach wie vor keinen Hundeführerschein in Wien geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Zur Frage des Hundeführerscheins: Wir haben eine Expertenrunde zum Thema Chippen eingesetzt und diese Expertenrunde beschäftigt sich gleichzeitig auch mit der Frage des Hundeführerscheins. (Abg Mag Christoph Chorherr: Das war aber nicht die Frage!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Klucsarits. - Bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Der Chip für Hunde ist sicher eine sehr wichtige Sache sowohl für Hunde wie für Herrln wie für alle Beteiligten, aber wir haben ja andere Haustiere auch noch. Daher meine Frage: Könnten Sie sich das auch bei Katzen vorstellen? Es ist ja eine sehr einfache Sache zu chippen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Bei Kanarivögeln! Bei Hamstern!) Sie haben keine Katz’, daher ist es Ihnen egal. (Lebhafte Heiterkeit. - Beifall bei der ÖVP. - Abg Mag Christoph Chorherr: Bei den Maulwürfen!)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Abgeordneter, ist damit die Frage beendet? - Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Wie gesagt, freiwilliges Chippen ist auch jetzt schon zulässig, freiwilliges Chippen ist auch sehr zu empfehlen, es macht Sinn. Gerade auch bei Katzen, wenn sie entlaufen sind, ist es notwendig, dass sie wieder gefunden werden, und dafür ist natürlich auch ein Chip sehr sinnvoll. Dann können diese Katzen wieder zu ihren Besitzern zurückgeführt werden, wenn sie das wollen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Dritte Zusatzfrage: Frau Abg Reinberger.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

An und für sich finde ich das Anliegen vom Kollegen Klucsarits nicht so unsinnig, denn es gibt ja auch sehr viele frei herumlaufende Katzen, die man sozusagen unfreiwillig in die Freiheit entlässt, aber auch ausgesetzte.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich bitte um etwas Ruhe im Saal. Man versteht gar nichts.

Abg Brigitte Reinberger (fortsetzend): Sie verursachen Probleme, wenn auch vielleicht nicht so große Probleme wie Hunde, die nicht ordnungsgemäß gehalten werden.

Meine Frage ist dahin gehend: Sie haben ausgeführt, einer der Gründe und der Sinn für diese Chippung ist, dass man eben auch bei freigelassenen oder entlaufenen Hunden den Tierhalter feststellen und so dafür sorgen kann, dass entweder jemand, der seinen Hund absichtlich freisetzt, in die Freiheit entlässt, bestraft wird beziehungsweise dass den Hundehaltern, die ihren Hund suchen, dieser schnell zurückgebracht werden kann. Das ist ein Teilaspekt. 

Ein weiterer Aspekt ist sicherlich auch, dass man feststellen kann, welche Hunde offiziell beziehungsweise nur inoffiziell gehalten werden und nicht angemeldet sind. 

Ein dritter Aspekt wäre: Wir wissen, dass es Probleme mit Tierhaltern gibt, die sich nicht an die Vorschriften halten, die keine Leine, keinen Beißkorb und so weiter verwenden, und wenn der Hundehalter sich weigert, sich auszuweisen, könnte man über diese Chippung feststellen, wer der Hundehalter ist, und diesen dann eventuell auch einer ausreichenden Bestrafung zuführen. 

Laut den Plänen ist vorgesehen, nur eine geringe Anzahl an Chiplesegeräten anzukaufen. Wie wird das dann in Zukunft, wenn diese EU-Notifizierung stattgefunden hat, von Ihnen gehandhabt werden? Was ist aus Ihrer Sicht jetzt wirklich zu machen? Werden mehr Chiplesegeräte angekauft, um allenfalls auch aus anderen Gründen, etwa bei Nichteinhaltung der Gesetze, tätig werden zu können? Ist das auch ein Ziel, oder ist der Schwerpunkt nur die Feststellung, wer der Halter entlaufener oder freigesetzter Hunde ist?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Selbstverständlich hat ein Chip nur dann einen Sinn, wenn er auch erfasst werden kann, und die Erfassung eines Chips, also der Nummer, die auf diesem Chip enthalten ist, kann nur mit einem Lesegerät erfolgen. Lesegeräte gibt es jetzt schon in der MA 60, die Universität für Veterinärmedizin hat Lesegeräte, Rettungsfahrer beim Wiener Tierschutzverein und auch Tierärzte haben Lesegeräte. Unsere Expertengremien beraten derzeit. Ein Lesegerät kostet etwa 1 000 EUR, also ist es kein Patzen Geld. 

Jetzt geht es darum, dass wir entscheiden, wer mit Lesegeräten ausgestattet wird, welche Gremien wissen müssen, wo Lesegeräte vorhanden sind. Ziel ist es, einerseits tatsächlich die Hundebesitzer zu schützen, damit sie ihre Tiere zurückbekommen, auf der anderen Seite wollen wir selbstverständlich auch die Menschen vor Hunden schützen, indem auf einem Chip beispielsweise Auffälligkeiten verzeichnet werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Mayer. 

Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Welchen Vorteil soll das Chippen gegenüber der Hundemarke haben? Denn auch bei der Hundemarke ist der Besitzer erkennbar beziehungsweise ist erkennbar, ob die steuerliche Pflicht erfüllt wurde. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herr Abgeordneter! Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Selbstverständlich bringt Chippen Vorteile, Chippen macht Sinn, denn eine Hundemarke kann jederzeit entfernt werden, ein Chip ist im Körper des Tieres und kann nicht entfernt werden. Das Tier ist mit einer nur medizinisch entfernbaren Nummer versehen, die dem Tier und damit auch seinem Besitzer größtmöglichen Schutz bietet. Entlaufene Hunde können dem Besitzer sofort zurückgebracht werden und verursachen - das ist uns besonders wichtig - dem Tierschutzheim keine Kosten. Die Impfungen und die Krankengeschichte können zentral gespeichert werden. Das ist ganz besonders wichtig, wenn man einen Hund an einen anderen Besitzer übergibt. Bei aufgefunden Tieren kann sofort medizinische Hilfe geleistet werden. Mir wurde bekannt gegeben, dass es auch Hunde mit Diabetes und Herzkrankheiten gibt. Da ist es besonders notwendig, rasch zu reagieren, und das ist in dieser zentralen Datendatei selbstverständlich auch enthalten. 

Das Aussetzen von Hunden soll dann auch nicht mehr ohne weiteres möglich sein, denn mit dem Chip weiß man, wem dieses Tier gehört. Das Verantwortungsbewusstsein der Hundehalter wird erhöht und schützt damit auch das Tier. 

Chippen sollte nur - das ist auch ein steuerlicher Aspekt - bei angemeldeten Hunden möglich sein. Das heißt, die Zahl der Schwarzhundebesitzer soll auf diese Art und Weise auch zurückgehen, womit gleichzeitig auch der Schutz des Tieres verbunden ist. Die Hunde können mit einem Chip besser geschützt werden, der Mensch kann besser geschützt werden. Wir appellieren, ich appelliere an alle, die einen Hund kaufen, besitzen, übernehmen, ihn jetzt schon freiwillig zu chippen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Die 2. Anfrage (FSP/01065/2002/0001-KGR/LM) wurde von Abg Mag Christoph Chorherr gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche dienst-, besoldungs- und disziplinarrechtlichen Rahmenbedingungen standen Ihnen bezüglich des vorzeitigen Ruhestands des ehemaligen Leiters der MA 21 B zur Verfügung?

Ich bitte um Beantwortung:

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Abgeordneter! 

Die anzuwendenden rechtlichen Rahmenbedingen im gegenständlichen Fall sind die Dienstordnung 1994 sowie die Pensionsordnung 1995. Lassen Sie mich aber noch eine Kleinigkeit in der Anfrage richtig stellen: Nachdem der ehemalige Leiter der MA 21 B im vergangenen Jahr das 60. Lebensjahr erreicht hatte, handelt es sich nicht um eine vorzeitige Versetzung in den Ruhestand. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die erste Zusatzfrage: Bitte, Herr Abg Mag Chorherr.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Umso schlimmer, Herr Stadtrat! 

Denn eines möchte ich ein bisschen emotional vorwegschicken: Antworten wie diese zeigen, wie dringend dieser Skandalfall, dieser Widmungsskandal einer Untersuchung bedarf. Mein Glauben, dass mit Reaktionen wie diesen auch nur der Wille besteht, diese unglaublichen Vorfälle, die im Kontrollamtsbericht dokumentiert sind, aufzuklären, ist erschüttert. Genau deswegen wird es einer Untersuchungskommission bedürfen, denn Ihnen - siehe diese Anfragebeantwortung -, das sage ich jetzt ganz ehrlich, traue ich nicht zu, dass Sie den Willen haben, das aufzuklären. 

Deswegen meine Zusatzfrage betreffend Disziplinarrecht: Sie haben letzte Woche in einer Zeitungsmeldung angekündigt, es sind bereits disziplinarrechtliche Schritte eingeleitet worden. Meine Informationen sind, dass bis heute eine Disziplinarkommission nicht auch nur einberufen wurde, und insbesondere haben Sie ja diesen Bericht nicht erst seit vorletzten Freitag, den haben Sie doch schon vor vielen, vielen Monaten erhalten. Warum haben Sie nicht sofort, nicht unmittelbar, nachdem Sie diesen unglaublichen Bericht über Versäumnisse, über Rechtswidrigkeiten, über das Auslacken, über all das erhalten haben, disziplinarrechtliche Schritte eingeleitet?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter, ich verstehe Ihre Aufregung in keinster Weise. Ich kann nicht sehen, wo die Versetzung eines Beamten in den Ruhestand einen unmittelbaren Zusammenhang mit Kritikpunkten des Kontrollamts in Kontrollamtsakten hat, und ich kenne keine disziplinarrechtliche Bestimmung, die eine Versetzung in den Ruhestand mit dienstrechtlichen Maßregelungen verknüpft. 

Wenn Sie die Dienstordnungen ansehen, dann werden Sie draufkommen, dass dieses keine Disziplinarmaßnahme ist. Ich kann daher nicht verstehen, warum Sie dies hier verknüpfen wollen. (Abg Günter Kenesei: Das war nicht die Frage!) Und die Frage ... (Abg Günter Kenesei: Die Frage des Abg Chorherr war, ob Sie das eingeleitet haben!) Sie müssen schon damit rechnen, dass ich mehr dazu sage, wenn Abg Chorherr hier mehr ausführt, als nur eine Frage. Diese Möglichkeit steht mir, Frau Präsidentin, wohl zu. Gut. Damit ist Ihre Aufregung, Herr Kenesei, eigentlich auch nicht wirklich erklärbar. 

Zu dem Punkt, was die Akten betrifft - Mehrzahl, bitte schön, nicht einer; damit wir uns auskennen, es sind fünf an der Zahl -, die das Kontrollamt vorgelegt hat, so ist dieser Akt erst dann in einer Form, wie das Kontrollamt ihn zur Diskussion stellt und diesen Bericht als abschließend betrachtet, wenn die Stellungnahmen vorhanden, eingearbeitet und gewürdigt sind. 

Ich hätte mir das gerne einmal angeschaut, wenn es jemanden betroffen hätte, zu dem Sie eine besondere Beziehung haben, und wir hätten auf Grund des Rohberichts die Kritikpunkte für bare Münze genommen. Man muss den Bediensteten die Gelegenheit geben, man muss den Abteilungen die Gelegenheit geben, ihre Stellungnahmen zu formulieren, und dem Kontrollamt wiederum die Gelegenheit, diese Stellungnahme zu würdigen. 

Sie werden in vielen dieser Akten feststellen, dass ich persönlich mit der Haltung respektive der Stellungnahme, die der Abteilungsleiter formuliert hat, nicht einverstanden war. Das ist aus den Kontrollamtsakten erkennbar. Auch das ist zulässig. Er hat seine Aktivitäten auch zu verantworten. Die Gegenstellungnahme des Kontrollamts zur Stellungnahme der Abteilung steht erst im Endbericht, der mir zur selben Zeit zugestellt wird, wie den Abgeordneten beziehungsweise den GemeinderätInnen, die im Kontrollausschuss sitzen. 

Also, ab diesem Zeitpunkt war Handlungsbedarf insofern gegeben, als der Magistratsdirektor in Absprache mit mir der MA 2 die Kontrollamtsakten zugeleitet hat, mit dem Hinweis, die dienstrechtliche Relevanz zu überprüfen. Zu diesem Zeitpunkt war die Pensionierung des Obersenatsrats bereits eingeleitet. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Sie wird von Herrn Abg Mag Gerstl gestellt. - Bitte.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe mir bei dieser Anfragebeantwortung eigentlich erwartet, dass Sie in irgendeiner Weise vielleicht auf die Zuständigkeit eingehen werden, welche Zuständigkeit Sie disziplinarrechtlich gegenüber dem Bediensteten haben und welche Zuständigkeit vielleicht auch andere Mitglieder der Stadtregierung haben. Sie haben es so geschildert, als wenn Sie alleine die Verantwortung hätten. 

Ich frage Sie daher, ob Sie, nachdem die Kontrollamtsberichte vorgelegen sind, alleine mit dem Bediensteten die Gespräche geführt haben und ihn dazu überredet haben oder mit ihm darüber gesprochen haben, ob er vorzeitig in den Ruhestand tritt, oder ob Sie diese Gespräche auch mit dem Bürgermeister und vielleicht mit dem Magistratsdirektor geführt haben, um nach Vorliegen des ersten Kontrollamtsberichts, also des Rohentwurfs, über die Konsequenzen zu sprechen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also zunächst einmal: Ich habe eigentlich nicht die Absicht, jedes Gespräch, das ich mit einem meiner Abteilungsleiter geführt habe, hier dokumentarisch aufzulisten. 

Zum Zweiten: Ich sehe natürlich die Verantwortung als amtsführender Stadtrat weiter gehend, als mich auf die fachlichen Fragen zu konzentrieren, sondern es obliegt mir natürlich auch, mich mit den dienstrechtlichen und den disziplinarrechtlichen Fragen zu beschäftigen. Dass ich das immer nur in Übereinstimmung mit dem Magistratsdirektor tun kann, liegt wohl auf der Hand, und das ist natürlich auch erfolgt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Herr Abg Dr Serles, bitte.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Der inzwischen pensionierte Leiter der MA 21 B, das ist derjenige Mann, der für diese ganzen rechtswidrigen Widmungsakte, die das Kontrollamt zu Recht kritisiert hat, die Verantwortung trägt, hat in seiner Stellungnahme zu den kritischen Berichten des Kontrollamts festgestellt, dass derartige Vorgangsweisen anderen Beamten im Haus und auch den politischen Entscheidungsträgern bekannt geworden sein sollen. 

Es wird Aufgabe der Untersuchungskommission sein, die politische Verantwortung zu klären. Mich interessiert zum gegenwärtigen Zeitpunkt, gegen welche Beamte disziplinarrechtliche Schritte eingeleitet worden sind.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Die Frage ist in merkwürdiger Weise unpräzise. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich kann Ihnen keine Auskunft darüber geben, gegen welche Beamte zurzeit dienstrechtliche Verfahren laufen. Ich kann Ihnen nur sagen, was ich in der vorigen Anfragebeantwortung schon getan habe: dass die MA 2, die dafür zuständig ist, solche Verfahren einzuleiten, sämtliche Kontrollamtsakten dazu vorliegen hat.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur vierten Zusatzfrage: Herr Abg Mag Chorherr, bitte.

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Eine Ihrer Antworten motiviert mich jetzt zu meiner letzten Zusatzfrage: Sie haben gesagt, was hätten denn wir gemacht, wenn so etwas gewesen wäre bei einem Beamten, der uns nahe gestanden ist. Da wollte ich fragen: In welchem Naheverhältnis stand Herr OSR Vokaun zur Sozialdemokratie? (Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst möchte ich, dass im Protokoll dann nachgeschaut wird, was ich tatsächlich gesagt habe. Ich habe nicht gesagt, dass es sich um einen Beamten handelt, der mir oder der Sozialdemokratie nahe steht, ich habe lediglich darauf hingewiesen, was Sie gesagt hätten. Ich könnte Ihnen ein paar Fälle zitieren, wo zum Beispiel die Entscheidung über eine Bestellung von dem zuständigen Gremium anders gelautet hätte, und dann gerade die Grünen besonders intensiv interveniert haben. Ich sage nicht, welche Einrichtung es ist, Sie wissen ganz genau, worum es sich handelt. Und wenn wir in diesem Fall Kontrollamtsakten gehabt hätten, hätte das an Ihrer Haltung vermutlich mit großer Wahrscheinlichkeit nichts geändert. 

Zu der ganz konkreten Frage, was das Naheverhältnis von Herrn Dr V. betrifft, so kann ich nur sagen, dass ich da überhaupt keine Recherchen getätigt habe, keine Nachschau gehalten habe, ob er Mitglied der Sozialdemokratischen Partei Österreichs ist oder Mitglied irgendeiner anderen Partei ist, sondern für mich ist er einer der Mitarbeiter im Magistrat gewesen wie jeder andere auch.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke, Herr Stadtrat. - Damit ist auch die 2. Anfrage erledigt. 

Die 3. Anfrage (FSP/01064/2002/0001-KVP/LM) wurde von Abg Dr Wolfgang Ulm gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Haben Sie nach wie vor die Absicht, die Forderung nach einer Wahlaltersenkung auf 16 Jahre aufrechtzuerhalten, obwohl die betroffenen Jugendlichen gegen eine Wahlaltersenkung sind (Studie des Instituts für Politikwissenschaft in Innsbruck an über 2 500 Jugendlichen, Studie des Fessl Instituts an 1 000 Befragten, Jugendstudie des Landes Oberösterreich, Umfrage des AKS Wien, Ergebnis des Jugendlandtags in Niederösterreich) und Jugendpsychologen davor warnen, Jugendliche mit politischer Verantwortung zu belasten?

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Frage befasst sich mit der Senkung des Wahlalters und es wird danach gefragt, ob ich weiterhin die Absicht hege, das Wahlalter hier in Wien zu senken. 

Das kann ich sehr eindeutig beantworten: Ja, ich hege weiter diese Absicht - und nicht nur ich, sondern viele andere auch -, denn ich glaube, dass Politik mehr ist, als Umfragen zu machen und das dann umzusetzen, sondern ich glaube, dass Politik dazu da ist zu gestalten. 

Das heißt, die Frage, die sich stellt, ist: Hat man den politischen Willen, jungen Menschen mehr Gestaltungsmöglichkeiten und mehr Mitbestimmungsmöglichkeiten in dieser Stadt zu geben? - Ich kann für mich persönlich und für meine Fraktion sagen: Ja, wir haben diesen Willen und wir halten das für richtig. Ich glaube, dass Jugendliche, um deren Zukunft es ja geht, bei vielen Fragen, die wir hier entscheiden, auch die Möglichkeit haben sollen, mitzureden. 

Umfragen, wonach viele Jugendliche jetzt noch skeptisch sind, bestätigen mich darin, dass man viel tun muss, um diese Skepsis zu beseitigen, denn es ist logisch, wenn sich eine Gruppe nicht ernst genommen fühlt, wird sie sich auch selber nicht ernsthaft einbringen. Ich glaube, es ist unser aller demokratische Aufgabe, den jungen Menschen klar zu machen, dass wir sie sehr ernst nehmen, und sie damit auch in ihrem politischen Reifungsprozess zu unterstützen. Ich bin überzeugt davon, dass junge Menschen sich dann auch an unserem bestehenden politischen System sehr aktiv beteiligen werden; an nichttraditionellen Formen wie Bürgerinitiativen oder Umweltinitiativen tun sie es ja jetzt schon.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm, bitte.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Eine der Gefahren der Wahlaltersenkung liegt sicher darin, dass der Wahlkampf leichter als bisher in die Klassenzimmer getragen werden kann. Es war schon bisher so, dass Vertreter der SPÖ, beispielsweise die SPÖ-Lehrervereinigung, Wahlpropaganda in die Klassenzimmer getragen haben. So war es beispielsweise erst bei den letzten Gemeinderatswahlen am 25. März des Vorjahres, als sich die SPÖ-Lehrervereinigung mit einem Wahlaufruf an so selbst bezeichnete rote Schulleiter gewandt hat, damit Kopien von diesem Wahlaufruf hergestellt werden und den Kindern - ich zitiere -"bis spätestens Freitag vor dem Wahltag" mitgegeben werden können. 

Zu einem ähnlichen Fall der parteipolitischen Einflussnahme ist es im Zuge des Bildungsvolksbegehrens gekommen, wo eine parteipolitische Propaganda in das Mitteilungsheft hätte eingeklebt werden sollen.

Ich frage Sie daher: Wie wollen Sie, nachdem es solche Versuche der politischen Einflussnahme bereits - insbesondere in Ihrer Fraktion - gegeben hat, ohne dass das Wahlalter gesenkt gewesen wäre, dafür sorgen, dass in Hinkunft bei einer Absenkung des Wahlalters der Wahlkampf nicht in die Klassenzimmer getragen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wie Ihnen sicher bekannt ist und wie wir Ihnen auch schon im Rahmen unseres Unterausschusses sehr deutlich mitgeteilt haben - falls es Ihnen vorher nicht bekannt gewesen sein sollte -, ist parteipolitische Aktivität in Schulen verboten, und das wird auch entsprechend eingehalten. 

Ich weiß nicht, welche Zitate und welche Dinge Sie hier wieder als Parteipolitik auslegen. Wenn Ihre Zitate und Belege von ähnlichem Niveau sind, wie Sie sie uns gestern im Kuratorium des Wiener Integrationsfonds vorgelegt haben, dann kann ich nur sagen, Sie verwechseln Kritik mit Parteipolitik, und ich habe ein bisschen den Verdacht, dass Sie Kritik dadurch mundtot machen wollen, dass Sie sie als Parteipolitik abtun. Das ist falsch. Und Kritik werden Sie und Ihre Partei aushalten müssen, Herr Dr Ulm. 

Ich persönlich bedaure es, dass wir - wie in vielen anderen Fragen auch - uns hier nicht inhaltlich auseinander setzen. Ich bin sehr gerne bereit, über das Thema zu reden, wie wir damit umgehen, dass Jugendliche offensichtlich eine Skepsis zu unserem traditionellen demokratischen System haben und sich das in Umfragen niederschlägt. Wie gehen wir damit um? Wie können wir gemeinsam diese Skepsis überwinden? Was tun wir denn, um junge Leute wirklich zu aktivieren? - Zu so einer Diskussion wäre ich sehr gerne bereit, ja, ich fordere sie eigentlich sogar ein für alle, die da herinnen sitzen. Diese Diskussion würde ich sehr gerne führen und es tut mir Leid, dass Sie dieser Diskussion immer mit formalen Argumenten ausweichen. Ich halte dieses "Wahlkampf in die Schulen tragen" für ein Ausweichen, das die inhaltliche Diskussion verhindert. 

Um es in einem Satz noch einmal zusammenzufassen: Parteipolitik hat in Schulen nichts verloren und sie passiert dort auch nicht. Kritische Diskussionen von Lehrern und von Schülern werden wir alle miteinander aushalten müssen. Glücklicherweise leben wir in einer Demokratie und das soll auch so bleiben! Inhaltlich würde ich gerne über die Frage "Wahlrecht für Jugendliche" diskutieren und darüber, was wir tun können, um die Skepsis der Jugendlichen zu überwinden. Und zu dieser Diskussion möchte ich auch alle einladen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die nächste Frage stellt Herr Abg Dr GÜNTHER. - Bitte schön.

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Einer der Hauptpunkte der Diskussion im Unterausschuss "Wahlrecht" war die schwache Wahlbeteiligung, die mittlerweile nicht einmal mehr zwei Drittel der Wahlberechtigten in Wien umfasst.

Hier stellt sich die Frage: Ist der Weg der Grünen und der Sozialdemokraten, das Wahlrecht auf mehr Leute auszudehnen - einerseits auf die Jugendlichen, indem man das Wahlalter von 18 auf 16 Jahre senkt, andererseits auf Nicht-EU-Bürger, die Ausländer sind und in Wien wohnen -, der richtige, oder wird das dazu führen, dass wir dann zwar mehr Wahlberechtigte haben, aber sie nicht zur Wahl gehen? - Wenn die Umfragen stimmen, dann kann man diesen entnehmen, dass Jugendliche wenig damit am Hut haben, schon mit 16 Jahren zur Wahl zu gehen, und vielleicht auch nicht alle Ausländer zu den Wahlurnen strömen werden. Darum glaube ich, dass die Diskussion wichtig wäre: Wie kann man die Wahl an sich attraktiver machen mit Modellen wie Briefwahl und sonstigen? - Einer der Wege dazu wäre, das im Unterausschuss "Wahlrecht" noch einmal zu diskutieren.

Sind Sie auch der Auffassung, dass man hier eine breitere Diskussion, die Sie jetzt mit der Senkung des Wahlalters schon angedeutet haben, auch in diesem Bereich einleiten könnte?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist ein Missverständnis, Herr Kollege, das mich ein bisserl wundert, weil wir all diese Fragen ja im Unterausschuss diskutiert haben, aber ich gehe sehr gerne darauf ein. 

Die Frage der Ausweitung der Mitbestimmungsmöglichkeiten für Jugendliche und für Menschen, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft haben, hat mit der Frage Erhöhung der Mitbestimmung, nämlich in Prozentsätzen, überhaupt nichts zu tun. Ganz im Gegenteil. Immer, wenn eine neue Gruppe dazukommt, muss man sich Sorgen machen, dass diese neue Gruppe sich erst in diese demokratischen Willensprozesse einlebt und unter Umständen am Anfang noch nicht so eine hohe Wahlbeteiligung hat. Das ist auf der ganzen Welt so und das ist bei allen Gruppen so. 

Nein, das hat damit gar nichts zu tun, sehr wohl aber - und das haben wir auch diskutiert, aber ich fasse es gerne in dieser Runde noch einmal zusammen - haben wir darüber diskutiert, was wir alle miteinander tun können, um insgesamt die Wahlbeteiligung zu erhöhen, weil das unser aller Interesse ist, dass möglichst viele Menschen zur Wahl gehen, weil das im Interesse unseres demokratischen Zusammenlebens ist. Wir haben auch miteinander diskutiert - insofern wundert mich Ihre Frage wirklich ein bisserl -, was wir tun können. 

Ganz richtig haben Sie das Thema Briefwahl angesprochen, wobei mir dieser Begriff nicht gefällt. In so heiklen Fragen soll man, glaube ich, mit den Begriffen vorsichtig sein. Wir wissen beide, was gemeint ist: die Ausweitung der Möglichkeit, mit Wahlkarten zu wählen, analog der Nationalratswahl auch für Gemeinderatswahlen, wenn jemand nicht in Wien ist. Denn es ist nicht einzusehen, dass jemand, wenn er in Neusiedl am See ist, nicht wählen darf, aber wenn er in Budapest ist, darf er schon wählen. Das macht wenig Sinn, da sind wir uns alle einig gewesen. 

Wir wissen aber auch, dass das nichts ist, was das Land autonom regeln kann. Wir haben alle miteinander - erfreulicherweise miteinander - eine Initiative gesetzt, um den Bund in diese Richtung zu beeinflussen, dass uns diese Möglichkeit gegeben wird. 

Wir haben auch, wenn ich in Erinnerung rufen darf, darüber diskutiert - das ist zugegebenermaßen keine Frage der Legistik, aber trotzdem wichtig -, wie wir den Wahlzettel einfacher gestalten können, damit er möglichst deutlich ist, damit er möglichst gut zu erkennen ist. Es gibt auch Dinge, die wir zusätzlich einführen wollen, wie zum Beispiel zwei Vorzugsstimmen, die auch ein Anreiz sein sollen, damit sich vielleicht jemand denkt: Aha, jetzt kann ich mehr das Persönlichkeitswahlrecht in den Vordergrund stellen, dann gehe ich doch hin, denn die zwei Kandidaten gefallen mir. Auch das ist eine Idee, mit der man zu motivieren versucht. Gleichzeitig haben wir lange darüber diskutiert, wie wir dafür sorgen können, dass der Zettel nicht komplizierter wird statt einfacher und sich womöglich wieder Leute abschrecken lassen.

Zusammenfassend: Die beiden Dinge, für neue Gruppen die Möglichkeit zu schaffen, sich in unsere Demokratie einbringen zu können, haben nichts zu tun mit der Frage: Wie können wir die Wahlbeteiligung insgesamt erhöhen? Da hatte ich den Eindruck, dass wir eigentlich alle an einem Strang ziehen und dass wir in die Richtung gehen wollen: mehr Möglichkeiten für Wahlkartenwahl, Vereinfachung des Stimmzettels und Vorzugsstimmen. Ich glaube, gerade Letzteres haben wir eigentlich sehr konsensual diskutiert, nämlich die Möglichkeit, noch mehr Persönlichkeitselemente einzubringen und damit uns alle sozusagen für die Wähler und die Wählerinnen ein bisserl attraktiver zu machen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage stellt Frau Abg Sommer-Smolik. - Bitte.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Dass wir der Wahlaltersenkung auf 16 Jahre sehr positiv gegenüberstehen, ist keine Neuigkeit. Was mich ein bisserl verwundert, ist das Wehren der ÖVP in dieser Frage, denn wenn man sich die Steiermark anschaut, so hat die Frau Landeshauptfrau eine ganz andere Position und sieht gerade die Wahlaltersenkung als ihren demokratiepolitischen Schwerpunkt. Im Jahre 2003 können in Graz auch 16‑Jährige wählen. 

Jetzt ist es natürlich schwierig, Sie zu fragen, welche Motivation hinter der ÖVP steht. Deswegen würde ich Sie gerne fragen: Was hat Sie schließlich und endlich dazu bewogen, unseren unzähligen Anträgen zur Wahlaltersenkung nun doch zuzustimmen? Und bis wann wird es sie wirklich geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich denke mir, die Fragen sind einfach zu wichtig, um da jetzt kindisch zu werden und zu fragen: Wer hat wem wo zugestimmt? - Wir haben es immer gesagt, wir waren die Ersten. Nicht böse sein, aber das möchte ich da eigentlich nicht diskutieren. 

Gerne beantworte ich die Frage, was ich für einen Zeithorizont sehe. Wir haben Anfang März die nächste Sitzung unseres Unterausschusses. Ich bin eigentlich sehr optimistisch, denn wir sind das letzte Mal schon die verschiedenen Punkte durchgegangen, wo wir zu einer Einigung kommen können und wo nicht. Wir haben jeweils auch betreffend dieser verschiedenen zu beantragenden Veränderungspunkte in unserem Wahlrecht die einzelnen Fraktionen gebeten, das auch intern zu klären, damit wir dann zu einer abschließenden Meinung kommen können. Das heißt, ich bin eigentlich sehr optimistisch, dass wir in der nächsten oder übernächsten Sitzung - ich will die Debatte jetzt nicht abwürgen, dazu ist sie zu wichtig - abschließend eine Art Punktation vorlegen können, die dann der zuständigen Abteilung überreicht werden kann, damit das Ganze dann auch noch in Gesetzestext gegossen wird. Das ist bei so einer komplexen Materie nicht so einfach, und da müssen wir den Kollegen und Kolleginnen der Abteilung schon auch die Chance geben, das entsprechend seriös zu machen. Dann steht dem üblichen Weg der Gesetzeswerdung nichts mehr entgegen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Ulm, bitte.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es ist keine Formalkritik der ÖVP, wenn wir Parteipolitik der SPÖ in den Schulen kritisieren, und es ist auch keine Formalkritik der ÖVP, wenn sie kritisiert, dass der Geschäftsführer des Integrationsfonds die politische Hegemonie für die SPÖ verlangt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir werden uns das nicht verbieten lassen, ebenso wenig wie wir eine weiter gehende inhaltliche Kritik und Debatte über die Wahlaltersenkung führen werden. 

Daher frage ich Sie in diesem Zusammenhang - Sie haben ja auf meine Frage nicht wirklich eine Antwort gegeben, was nämlich das entwicklungspsychologische Moment bei der Wahlaltersenkung betrifft; es gibt Studien, die davor warnen, Jugendliche mit politischer Verantwortung zu belasten -: Haben Sie Studien in Auftrag gegeben, wie sich die Wahlaltersenkung entwicklungspsychologisch auswirkt, oder haben Sie bestehende Studien in Ihre Überlegungen einbezogen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Also, ich will die Diskussion nicht fortführen, die wir gestern im Integrationsfonds hatten über die Frage, wer da auf dem Weg zur Weltherrschaft ist oder nicht und wer Antonio Gramsci gelesen hat oder nicht. Ich bin Ihnen übrigens noch das kleine Büchlein schuldig. Ich glaube, es gibt eine Anfängerversion: Gramsci für Anfänger. Die habe ich sicher noch irgendwo zu Hause. Also, diese Diskussion will ich da jetzt nicht weiterführen. 

Was ich sehr wohl in dieser Runde sehr deutlich sagen möchte, ist, dass ich jedenfalls nicht dafür eintreten werde, dass Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen unseres Hauses oder von uns unterstützter Organisationen ein Denk-, Politik- und Engagierverbot bekommen. Denn - nur für die, die es nicht wissen - wir haben gestern darüber diskutiert, ob es einem Mitarbeiter, in diesem Fall dem Geschäftsführer des Integrationsfonds, erlaubt sein darf, sich in seiner Privatzeit als Privatperson politisch zu engagieren. Und das ist eigentlich nicht mehr lustig, denn wenn so etwas verlangt wird, dann ist das meiner Meinung nach jenseits dessen, was wir als gute demokratische Gepflogenheiten in diesem Land haben.

Und das möchte ich in dieser Runde sehr deutlich sagen: Egal, in welcher Partei, und egal, mit welchen Inhalten, solange sie demokratisch sind, werde ich jedenfalls dafür eintreten, dass alle Menschen in ihrer Privatzeit ihre Meinung sagen dürfen, denn das halte ich für sehr wichtig. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Frage der Senkung des Wahlalters - ich habe es vorhin schon gesagt -: Ich glaube, dass man den Jugendlichen die Chance geben muss, ihre Meinung zu sagen, und ich glaube, dass man die Jugendlichen dabei auch unterstützen muss. Ich glaube nicht, dass es Sinn macht, das Wahlalter zu senken und dazu keine entsprechenden Informationsmaßnahmen zu setzen. Selbstverständlich muss man Jugendliche genauso wie alle anderen begleiten, sie unterstützen, ihnen auch die Möglichkeit geben, sie nicht alleine lassen. So wie wir sie in anderen Bereichen nicht alleine lassen und es eine Vielzahl von Maßnahmen gibt, wie wir Jugendliche unterstützen, wenn sie in einer schwierigen Situation sind, so werden wir sie auch unterstützen, wenn sie neue Chancen bekommen. 

Ich sehe die Senkung des Wahlalters für eine Chance, die sicher mit entsprechenden Informations- und Begleitmaßnahmen unterstützt werden muss, und dann - so glaube ich, ohne hier eine Expertin zu sein - wird das entwicklungspsychologisch für die Jugendlichen absolut möglich, ja, sogar äußerst sinnvoll sein, und deswegen werden wir das auch weiter so vorbereiten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Damit ist die 3. Anfrage erledigt. 

Die 4. Anfrage (FSP/01062/2002/0001-KFP/LM) wurde von Herrn Abg Dr Wilfried Serles gestellt und ist an den Landeshauptmann gerichtet: Halten Sie legistische Maßnahmen für notwendig, um in Zukunft eigenmächtige Planänderungen des Magistrats nach der öffentlichen Auflage von Flächenwidmungen zu verhindern? 

Ich bitte um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zu Ihrer Anfrage, ob ich es für notwendig erachte, legistische Maßnahmen zu setzen, um in Zukunft eigenmächtige Planänderungen des Magistrats nach der öffentlichen Auflage von Flächenwidmungen zu verhindern, darf ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Zunächst schließe ich gesetzliche Änderungen, insbesondere eine Änderung der Bauordnung für Wien, nicht aus. Ob in der Tat dies geeignet ist, eigenmächtige Handlungen hintanzuhalten, ist eine andere Frage, denn eigenmächtige Handlungen sind bereits nach der bestehenden Bauordnung nicht statthaft. Und damit bin ich auf der Ebene des Vollzugs, und ich denke, dass daher das besondere Augenmerk der Vergangenheit aber natürlich auch der Zukunft dem Vollzug zu widmen ist, um derartige vom Kontrollamt kritisierte Vorfälle hinanzuhalten. 

Zur Sicherstellung eines verbesserten Vollzugs wird im Sinne einer Empfehlung auf Grund eines Rechtsgutachtens vom o Univ Prof Dr Karl Korinek in Hinkunft festgelegt werden, dass folgende Vorgangsweisen zu beachten sind:

Erstens. Werden im Zuge des Begutachtungs- und Auflageverfahrens im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan gegenüber dem zunächst vorgesehenen, dem Auflageverfahren unterzogenen Plan gravierende Änderungen vorgenommen, so ist es nicht zulässig, den Plan ohne neuerliche Begutachtungs- und Auflageverfahren dem Gemeinderat zur Beschlussfassung zuzuleiten, vielmehr ist ein neuerliches Begutachtungs- und Auflageverfahren durchzuführen. 

Zweitens. Ob eine Änderung in diesem Sinn gravierend ist, hängt von verschiedenen Umständen ab, die insgesamt in Betracht zu ziehen sind. Gravierend können Änderungen insbesondere sein, wenn sie die Gesamtkonzeption ändern, wenn sie mit der Zielsetzung der Planung in Widerspruch geraten, wenn sie Widmungsänderungen nicht nur unbedeutenden Ausmaßes bewirken, wenn durch eine Vielzahl von Änderungen im gesamten Planungsgebiet in Summe eine gravierende Veränderung oder wenn in Teilplanungsgebieten, zum Beispiel Häuserblocks, eine einschneidende Veränderung etwa im Verhältnis der zur Bebauung vorgesehenen zu dem von der Bebauung freizuhaltenden Flächen oder in der Höhe der Situierung des Baukörpers vorgenommen wird. 

Verstehen Sie diese Auflistung als eine demonstrative. 

Drittens. Bestehen Zweifel, ob Änderungen in diesem Sinn gravierend sind, so ist im Vorlagebericht an den Gemeinderat auf diese Umstände hinzuweisen, um die Transparenz des Planungsverfahren zu erhöhen und um dem Gemeinderat beziehungsweise dem zuständigen Ausschuss eine sachgerechte Grundlage für die Entscheidung zu ermöglichen, ob er ein neuerliches Begutachtungs- und Auflageverfahren für erforderlich hält. Diese Maßnahme soll die Transparenz und die umfassende Information der beschlussfassenden Organe sicherstellen. 

Dem steht auf der anderen Seite die notwendige Beschleunigung dieser Verfahren gegenüber, notwendig im Interesse der Wirtschaft, notwendig auch im Interesse der Wohnungswirtschaft unserer Stadt. Wir werden uns daher bemühen, diese notwendige Transparenz und Kontrolle kompatibel zu machen, mit der Notwendigkeit eines entsprechenden Tempos in den Verfahren, denn wie Sie mindestens so gut wissen wie ich, ist die Frage des Tempos von Verfahren bares Geld für die Unternehmen. Daher ist auch die Frage des Tempos eine wesentliche Frage des Wirtschaftsstandorts und ein wesentlicher Beurteilungsfaktor auch für Investoren in unserer Stadt. 

Dies auf einen Nenner zu bringen, wird zweifelsfrei keine leichte Sache sein, aber im Interesse einer Transparenz, im Interesse dessen, was wir und auch die Wirtschaft von der Stadtverwaltung erwarten, wird dies eine sehr wichtige Aufgabe sein, die wir zu erledigen haben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Herr Dr Serles, bitte.

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Der Planungsstadtrat hat als eine der Konsequenzen auf Grund der rechtswidrigen Flächenwidmungen in Wien angekündigt, dass der so genannte Gründruck des Flächenwidmungsplans, das ist der amtsinterne Entwurf, in Zukunft geheim bleiben soll. Bisher war es den in der Bezirksvertretung und im Gemeinderat vertretenen Parteien möglich, bereits in diesem Stadium des Verfahrens an einer Flächenwidmung mitzuwirken. 

Ich hielte diese angekündigte Konsequenz des Planungsstadtrats für eine sehr, sehr problematische, weil sie die Transparenz in laufenden Flächenwidmungsverfahren eigentlich einschränkt und die politische Mitwirkung an Flächenwidmungsverfahren ebenfalls einschränkt. Ich frage Sie daher, Herr Bürgermeister: Ist in dieser Frage wirklich bereits das letzte Wort gesprochen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ich kann zur Stunde nicht so ohne weiteres beurteilen, welche gravierenden Auswirkungen dieser Vorschlag des Planungsstadtrats auf die Transparenz hat. Ich gehe allerdings auch davon aus, dass diesem Vorschlag eine gewisse Notwehr innewohnt, die nicht zuletzt damit zusammenhängt, dass mit dem Gründruck offensichtlich auch eine Fülle von Wünschen - sage ich einmal und bewusst nicht Interventionen - zu diesem Zeitpunkt herangetragen wird. Wir kennen alle die Realität der Politik. Die Frage ist ja, ob diesen Wünschen dann Rechnung getragen wird, und es ist auch durchaus legitim, sie heranzutragen, das ist ja nicht verboten. Die Frage ist, was dann letztendlich umgesetzt wird und was letztendlich auch dem Gemeinderat dann zur Beschlussfassung vorgeschlagen wird. 

Aber Sie können mit Sicherheit davon ausgehen, dass meiner Intention ein höheres Ausmaß an Kontrolle, ein höheres Ausmaß an Transparenz und auch ein höheres Ausmaß an Tempo in den Verfahren aus wirtschaftspolitischen Gründen innewohnt. Und an dieser Messlatte werden wir auch künftige Vorgangsweisen messen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Zweite Zusatzfrage: Herr Abg Kenesei.

Abg Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Anschließend jetzt an die Fragestellung des Kollegen Serles und an Ihre Ausführungen möchte ich nur darauf hinweisen, dass die bislang gehandhabte Maßnahme, diese Gründrucke allen Fraktionen zur Verfügung zu stellen, auf einem Beschluss des Gemeinderats beruht, und ich mir die Frage stelle, ob es so einfach ist für einen Stadtrat, einen Beschluss des Gemeinderats außer Kraft zu setzen, einfach diese Gründrucke nicht mehr zur Verfügung zu stellen und gleichzeitig offensichtlich den Oppositionsparteien zu unterstellen, dass sie diejenigen gewesen sind, die diese Gründrucke an Investoren, Grundstückseigentümer und sonst welche Personen weitergegeben haben. Ich glaube, das entspringt eher ein bisschen der Mentalität des "Kaisermühlen Blues", wo der Investor zum Bezirksrat kommt, insbesondere zum Bezirksrat der Opposition in den Bezirken. Denn wir wissen genau, wie die Machtverhältnisse in dieser Stadt aufgeteilt sind, und Sie können davon ausgehen, dass auch die Investoren wissen, wo sie hingehen müssen.

Aber meine Frage geht konkret in die Richtung: Ist es einem Stadtrat in dieser Stadt möglich, einen Beschluss des Gemeinderats einfach zu ignorieren? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Die Frage ist relativ leicht zu beantworten. Gemäß der Stadtverfassung und unserer Geschäftsordnung kann lediglich der Bürgermeister Gemeinderatsbeschlüsse sistieren und nicht ein Stadtrat. Die Frage ist mit Nein zu beantworten. (Abg Günter Kenesei: Darüber werden wir noch reden!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Herr Abg Mag Neuhuber, bitte.

Abg Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Ich stimme in der Beurteilung mit Ihnen völlig überein, dass es wichtig wäre, die Zielkoordinaten Transparenz, Tempo, aber auch Kontrolle bei der Flächenwidmung möglichst optimal umzusetzen, sozusagen unter einen Hut zu bringen. Bei der Kontrolle haben wir vielleicht in Wien das kleine Problem, dass wir Gemeinde und Land gleichzeitig sind, dass also sozusagen die Kontrollinstanz Land wegfällt. 

In manchen Gemeinden - in gar nicht so wenigen, wie Sie wahrscheinlich wissen werden - werden Teile des Flächenwidmungsprozesses an Ziviltechniker ausgelagert, und das aus durchaus gutem Grund. Auch in Wien werden Vorarbeiten an Ziviltechniker ausgelagert, aber nicht der gesamte Prozess. 

Meine Frage jetzt, eben um sowohl die Kontrolle effizienter zu gestalten, als auch möglicherweise das Tempo, weil die Privatwirtschaft ja mitunter recht schnell arbeiten kann und vielleicht auch andere Ressourcen zur Verfügung hat und ja auch die Wirtschaft, wie Sie sagen, unterstützt werden soll: Könnten Sie sich, Herr Landeshauptmann, vorstellen, dass Teile des Flächenwidmungsprozesses an befugte und beeidete Ziviltechniker ausgelagert werden? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Also für jene Teile, die Vorbereitungen von Flächenwidmungen betreffen, kann ich mir das durchaus vorstellen. 

Was ich nicht will, ist - diese Grundhaltung kennt man von mir - eine Entpolitisierung der Politik. Die Flächenwidmung ist eine politische Entscheidung eines Kollegialorgans - das sind Sie hier - und dies soll aus meiner Sicht heraus gesehen auch so bleiben. 

Ich weiß, dass es eine österreichweite Diskussion dazu gibt. Sie verläuft nicht entlang parteipolitischer Diskussionslinien, sondern quer dazu. Wir alle wissen, dass diese Möglichkeiten der Beschlussfassungen in den Gemeinderäten respektive dann im Landtag der jeweiligen Länder eine ist, die man vom Grundsatz her auch beizubehalten wünscht. 

In der Frage der Vorbereitung des Ganzen kann ich mir das durchaus auch überlegen. Wenn es in diesen von mir vorhin skizzierten Raster hineinpasst, dann soll mir das durchaus auch recht sein. Es wird ohnehin schwierig genug sein, diesen Raster mit den Eckpunkten Transparenz, Kontrolle und Effizienz, das heißt Tempo, zu erfüllen, denn wir alle wissen - ich sage es jetzt einmal sehr salopp, wissend, dass das wieder böse ausgelegt werden kann -, dass man Dinge auch zu Tode kontrollieren kann. Das wollen wir alle nicht. Wir wollen schon, dass die Wirtschaft in der Stadt lebt und dass wir natürlich auch alle von unserer Wirtschaft entsprechend leben können. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage: Herr Abg Dr Serles. 

Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Mit der Einsetzung einer Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderats - es handelt sich hierbei um eine Premiere im Wiener Gemeinderat, die heute erfolgen wird -, haben die Oppositionsparteien signalisiert, dass sie bereit sind, die Praxis von rechtswidrigen Flächenwidmungen in Wien lückenlos aufzuklären. Wir gehen davon aus, dass Ihre Fraktion uns bei dieser Arbeit in der Untersuchungskommission unterstützen wird. 

Die heutige Fragestunde hat aber gezeigt, dass die Oppositionsparteien ein massives Interesse daran haben, auch konkret mitzureden, wenn es um legistische Änderungen oder - wie Sie angeschnitten haben - Änderungen von Richtlinien im Zusammenhang mit der Durchführung von Flächenwidmungen in Wien geht. Wir haben klar gemacht, dass beispielsweise die Einschränkung der öffentlichen Einsicht in den Gründruck für uns eine nicht verständliche Maßnahme wäre. 

Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, dass man geplante legistische Änderungen der Richtlinien in einem breiten Rahmen im Vorfeld auch mit den Oppositionsparteien diskutiert und so etwas wie einen Runden Tisch zur Frage "Flächenwidmung neu" in Wien einrichtet? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also, zunächst einmal können Sie davon ausgehen, dass auch die Sozialdemokraten im Haus ein großes Interesse daran haben, wenn es hier zu Unregelmäßigkeiten gekommen ist, dass die lückenlos aufgeklärt werden. Das ist ja gar keine Frage. Aber Sie kennen natürlich genauso die Besonderheiten dieses Beschlusses auf Einführung von Untersuchungskommissionen und ihr Regulativ dazu. Daher bitte ich um Verständnis dafür, dass die Sozialdemokraten bei einem eingeführten Minderheitenrecht das sie vielleicht später noch einmal brauchen könnten in anderen Angelegenheiten, hier nicht Unterschriften unter ein Dokument setzen. 

Also, hier geht es schon auch ein bisschen darum, dass man die Rahmenbedingungen, die von Ihnen beschlossen wurden, auch entsprechend beachtet, und Sie können davon ausgehen, dass wir sie ebenso - wenn ich jetzt "wir" sage, meine ich die Sozialdemokraten - beachten und klug genug sind, sie auch zu erkennen. 

Also, so gesehen hat das nichts damit zu tun, dass wir nicht genauso daran interessiert sind, dass dies lückenlos aufgeklärt wird, und ich halte das auch für notwendig und richtig im Sinne eines Vertrauens, das die Bevölkerung gegenüber der Verwaltung haben soll und für das wir auch sehr, sehr intensiv arbeiten. 

Selbstverständlich kann ich mir in der Frage der Zukunftsgestaltung Diskussionen darüber vorstellen. Ich weiß nicht, ob das jetzt ein Runder Tisch sein muss - dem liegt ja eine gewisse Pathetik zu Grunde so von Gipfel und Runden Tischen und Ähnlichem -, aber ich gehe grundsätzlich davon aus, dass, wenn man zu solchen wesentlichen Gestaltungen der Zukunft kommt, man darüber die Gespräche mit allen hier im Landtag respektive im Gemeinderat - Landtag jetzt, weil es legistische Änderungen betrifft - entsprechend aufnimmt und versucht, diese auch tunlichst gemeinsam zu gestalten. 

Ich befürworte das ja nicht nur in dem gegenständlichen Fall, sondern grundsätzlich, und ich bin dafür, dass man Meinungsverschiedenheiten dort austrägt, wo sie in der Tat vorhanden sind. Dort sollen sie auch ausgetragen werden, aber nicht anhand von Dingen, wo man im Grunde genommen eigentlich ohnehin derselben Auffassung ist. Also, ich befürworte solche Gespräche durchaus. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Herr Landeshauptmann. - Damit ist die 4. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/00442/2002/0001-KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Johannes Hahn gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wann kann konkret mit der Vorlage des Entwurfs eines Pflegeheimgesetzes gerechnet werden?

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Geschätzte Damen und Herren!

Lieber Herr Abg Dr Hahn, bezüglich Ihrer Frage zur Vorlage des Entwurfs eines Pflegeheimgesetzes möchte ich Ihnen antworten, dass es mir ein ganz besonderes Anliegen ist, ein sehr gutes Gesetz auf die Beine zu stellen. Durch meinen Brotberuf habe ich sehr viel mit Patientinnen und Patienten zu tun gehabt, die von der Selbständigkeit in die Pflegebedürftigkeit wechseln mussten. Auch über Patienten, die ich von der Aufnahmestation erhalten habe, konnte ich Einblick über die Pflegeheimsituation erlangen, ich konnte sehen, in welchem Zustand sie in die Spitäler kamen, beziehungsweise haben wir auch ambulant Patienten aus Pflegeheimen betreut. 

Wir haben natürlich auch - das war besonders nach Einführung des Pflegegelds der Fall, denn da war kurzzeitig ein verstärkter Trend gegeben, und damals wurde das Pflegegeld auch während Spitalsaufenthalten bezahlt - die Pflegebedürftigen daheim behandelt, die dann immer wieder sehr rasch zwischen ihrem Zuhause und Spital pendelten. Da hat man sehr wohl Defizite der Pflege wahrgenommen, man hat aber auch gesehen, wo gut gepflegt wird. Mir war es immer ein Anliegen, wenn eine meiner Patientinnen oder einer meiner Patienten pflegebedürftig wurde, dass ich auch darauf geachtet habe, in welche Heime sie kamen.

Es gab überhaupt ein spezielles Heim, das fast immer freie Plätze hatte und da hatte ich schon das Gefühl, dass dort die Aufenthaltsdauer sehr kurz ist. Nun, was eine sehr kurze Aufenthaltsdauer bei Pflegeheimbewohnern bedeutet, ist Ihnen ja selbst sicherlich auch klar und ein Begriff. 

Als ich in mein Amt kam, bekam ich sofort einen Bericht auch von diesem Pflegeheim vorgelegt, der mich eigentlich erschüttert hat. Ich habe dann das Pflegeheim sehr intensiv überprüfen lassen und wurde sogar von Rechtsanwälten mit einer Klage bedroht, dass ich geschäftsschädigend sei. In dieser Hinsicht wurde das damit bekämpft, dass man überprüft. 

Es erschüttert mich auch immer, wenn ich lese, wie im Ausland mit Pfleglingen umgegangen wird, sodass ich der Geschäftsgruppe in der MA 47 immer wieder gesagt habe, Pflegeeinrichtungen sind laufend zu überprüfen, sowohl die öffentlichen als auch die privaten. Ich lege besonderen Wert auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften. Sie wissen ja auch, dass man besonders auf Brandschutzeinrichtungen achten muss. 

Wir wissen aber auch, was in der Pflege besonders problematisch ist. Die problematischen Patienten oder Pfleglinge sind ja nicht so sehr diejenigen, die still im Bett liegen. Sie haben heute sehr gute Hilfsmittel zur Bekämpfung des Dekubitus. Das können Sie mit Matratzen sehr gut in den Griff bekommen. Das ist nicht mehr so aufwändig wie früher, wo Sie die Patienten ständig drehen mussten. Aber die wirklich aufwändigen Patienten sind die dementen Patienten, die vor allem einen Wandertrieb haben. Und da kommt es ja auch immer wieder zu der Frage: Kann man diese Patienten sichern beziehungsweise Pflegeheimbewohner sichern? Es sind ja in dem Sinne keine Patienten. Kann man sie elektronisch sichern? Ist es ein Eingriff in ihre persönlichen Rechte? Was kann man wahrnehmen? Wie sind die verschiedenen Pflegeheime? Welche Rechte haben die Angehörigen? - Man muss darauf achten, wenn man Angehörigen Rechte gibt, dass diese Angehörigenrechte nicht die Patientenrechte beschränken, denn oft haben die Pflegeheimbewohner, die Patienten, andere Interessen als ihre Angehörigen. Das ist oft sehr schwer von den behandelnden oder pflegenden Personen zu klären. 

Mit Erschütterung erinnere ich mich an eine Patientin von mir, die gesagt hat: "Ich will nur eines: Bei Ihnen sterben. Und schicken Sie mich nicht mehr heim, weil meine ganze Familie traktiert mich ununterbrochen, für wen ich mein Testament ändern sollte. Geben Sie ein Besuchsverbot, dass mich niemand mehr besucht." - Also, auch diese Dinge passieren.

Sie wissen auch, dass es nicht immer sehr glücklich ist, wie sich die Sachwalter einsetzen oder eigentlich auch gar nicht einsetzen. All das ist zu beachten.

Ich habe daher schon im Frühjahr 2001, als ich mein Amt antrat, der MA 47 den Auftrag gegeben, die Arbeiten für ein Wiener Heimgesetz wieder aufzunehmen. Dieses Gesetz soll sowohl die städtischen als auch die privaten Wohn- und Pflegeheime erfassen. Es geht vor allem eben um den Schutz der Würde, der Individualität und der Selbstbestimmung der Heimbewohner. Es muss aber auch sichergestellt werden, dass die Heimbewohner so geschützt sind, dass man eben wirklich eine elektronische Sicherung bei den Patienten, die mental bereits sehr abgebaut sind und ihre Handlungsweise nicht abschätzen können, überlegt. Sie sagen ja auch nicht, dass ein dreijähriges Kind ein selbstbestimmter Mensch ist und auf die Straße gehen darf, weil es das möchte, weil es sich eben über die Handlungsweise gar nicht klar ist.

Man muss in Wien sicherstellen - und wir werden eine Zunahme an pflegebedürftigen Personen haben, denn die Zahl der Älteren wird immer größer, was ich auch an der Zahl meiner Glückwunschschreiben zu den 90. Geburtstagen und auch zu den Besuchen zu den 100. Geburtstagen merke -, dass wir ein entsprechend bedarfsgerechtes Angebot an Dienstleistungen für die betreuungs- und hilfsbedürftigen Menschen haben, damit sie ein menschenwürdiges Dasein führen können. Es muss darauf geachtet werden, dass Mindeststandards in der Ausbildung vor allem im Bereich der betreuenden Personen vorhanden sind, dass aber in diesen Betreuungseinrichtungen auch wirklich ständig überprüft wird, ob das Angebot übereinstimmt.

Man wird in das Gesetz auch Strafbestimmungen für Verstöße, für gesetzwidriges Errichten oder Betreiben von Heimen hineinnehmen müssen. Es sind die Vorarbeiten schon sehr weit gediehen. Es wird an den Erläuterungen gearbeitet. Es war die MA 47 gemeinsam mit der MA 15, die daran beteiligt ist, die diesen Auftrag von mir hatte. Ich habe auch gebeten, dass man den langjährigen Konsumentenschützer und jetzigen Pensionistenkonsumentenschützer Dr Koppe beizieht.

Ich hoffe, dass die Vorarbeiten für dieses Gesetz jetzt bald einmal vorläufig abgeschlossen sind. Ich möchte das dann natürlich den politischen Fraktionen, aber auch dem Dachverband vorlegen, wo wir ja miteinander arbeiten und Interesse daran haben, das alles zu beschließen.

Es ist nur eines: Sie wissen ja, dass ein Auftrag ergangen ist, überhaupt zu überprüfen, wie es im Bereich der Pflege weitergehen soll. Da gibt es eine Studie über Betreuung älterer Menschen in Wien. Das Endergebnis dieser Studie möchte ich noch abwarten, bevor wir dann gemeinsam einen endgültigen Entwurf präsentieren können.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage Herr Abg Dr Hahn.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr gehrte Frau Stadträtin!

Wie Sie schon richtig angemerkt haben, gehen die Überlegungen und die Vorarbeiten weit in die Ära Ihres Vorgängers zurück. Daher ist auch damit zu rechnen, dass wir demnächst einen Jahrhundertentwurf präsentiert bekommen, wenn ich die Jahre der Vorarbeiten als Maßstab nehme. 

Sie haben jetzt einiges anklingen lassen, was in dem Entwurf dann möglicherweise drinnen steht. Was ich neben anderen Dingen vermisst habe, und das möchte ich Sie präzise fragen, ist: Wird es in diesem Entwurf auch sehr präzise Aussagen darüber geben, wie etwa räumliche Ausstattungen von Pflegeheimen beschaffen sein sollen? Wie groß Zimmergrößen von der Belegszahl her sein sollen? - Ich glaube, der internationale Standard ist - und darüber sind wir uns ja einig - bei 1- und 2‑Bett-Zimmern. Wir haben in Wien Einrichtungen, wo es noch 8‑Bett-Zimmer gibt, und nicht so wenige davon. 

Wird es also in dieser Richtung präzise Vorgaben von Seiten des Gesetzes geben, aber auch was Personalausstattungen anbelangt?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Es wird Vorgaben geben, wie die Zimmergröße sein soll. Aber wie ich schon gesagt habe: Das Wichtigste ist, außer bei den Pflegestufen 1 oder 2, nicht so sehr die Zimmerausstattung, sondern die Qualität der Betreuung. 

Es hat mich damals sehr erschüttert, dass man, nachdem wir das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz beschlossen haben und es ja damals geheißen hat, dass mindestens eine diplomierte Kraft in einer Pflegeeinheit sein muss, dann auf eine Pflegehelferin zurückgegangen ist. Ich finde das nicht gerechtfertigt. Es ist vor allem die personelle Ausstattung wichtig. Es sind ja heute nicht so sehr Menschen in Pflegeeinrichtungen, außer in den niedrigen Pflegestufen, die in erster Linie gehbehindert sind oder schlechter sehen, sondern es kommen zunehmend mehr Menschen mit einem gewissen Abbau der Hirnfunktion in die Pflegeeinrichtungen, für die es besonders wichtig ist, dass ein entsprechend hoch qualifiziertes Personal und auch eine entsprechende medizinische Ausstattung vorhanden ist. 

Aber es wird beides einfließen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Kowarik, bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Im Zuge der Verhandlungen für ein Pflegeheimgesetz sollte auch wieder über den so genannten Pflegeheimscheck gesprochen und darüber verhandelt werden. In Wien ist es so, dass Pflegebedürftige die Möglichkeit haben, in Heimen der Stadt Wien unterzukommen und auch in einer bestimmten Zahl von privaten Heimen, die mit der Stadt Wien einen Kontrahentenvertrag haben. Es gibt aber eine Reihe von qualitativ hochwertigen Heimen, wo Pfleglinge zum Beispiel nicht unterkommen können, wenn sie nicht selbst alles bezahlen. Es ist aber doch der Bedarf vorhanden. Ich denke nur daran, dass zum Beispiel auf Grund der geographischen Situation viele gerne in ihrem Bezirk bleiben wollen oder auch mit irgendwelchen Bekannten gemeinsam in einem Pflegeheim sein wollen, das aber oft nicht geht, weil eben kein Vertrag mit der Stadt Wien vorhanden ist. 

Dieser Pflegescheck würde nunmehr die Möglichkeit geben, dass die Zahlungen nicht an die Heime erfolgen, sondern dass direkt an die Personen diese Unterstützungszahlungen geleistet werden. Es gibt ja in Österreich ein Beispiel dafür. Ich glaube in Vorarlberg gibt es so eine Möglichkeit des Pflegeheimsschecks. 

Ich frage Sie, ob Sie sich vorstellen können, dass in Wien auch so etwas eingeführt wird? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter, Sie wissen, ich bin vor allem für Sachleistungen und nicht so sehr für Schecks. Wir haben es ja auch bei dem Pflegegeld gesehen, und das war vor allem am Anfang, als auch noch während des Spitalsaufenthalts Pflegegeld ausbezahlt wurde, dass es besonders auffällig war, wie die Aufnahme in die Pflegeeinrichtungen zurückgegangen ist und Patienten wirklich in einen erbarmungswürdigen Zustand in das Spital gekommen sind. Wie gesagt, die Menschen mit dem zerebralen Abbau tun sich schwerer, sich zu artikulieren. Da muss es eben auch den Pflegeheimanwalt geben. 

Ich bin dafür, dass wir die Leistungen zur Verfügung stellen. Die Leistungen, was bezahlt wird, müssen dann auch nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit abgestimmt sein. Ein Pflegebedürftiger nach der Stufe 1 und 2 braucht sicher Einrichtungen, die billiger sind als diejenigen mit höheren Pflegestufen. 

Aber wie ich eingangs gesagt habe, warten wir die Ergebnisse der Studie ab und dann wird das, was dabei erwartet wird, in diese einfließen. Wie gesagt, es werden ja Gespräche stattfinden, wo wir alle unsere Überlegungen einbringen können. Aber ich bin immer sehr für die Zurverfügungstellung einer Sachleistung und auch wirklich für eine genaue Überprüfung aller Pflegeeinrichtungen. Jede Beschwerde, die ich von Seiten der Pfleglinge oder deren Angehörigen erhalte, führt dazu, dass ich das an die MA 47 weitergebe und eine Überprüfung dieser Einrichtung verlange, denn es ist für mich ein schrecklicher Gedanke, dass Menschen, die abhängig sind, irgendwie ausgenützt werden könnten. - Danke schön.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur dritten Zusatzfrage: Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben auf die Frage des Herrn Dr Hahn noch einmal bewiesen, wie sehr Sie in medizinischen Fragen Wert darauf legen, dass die Heimbewohner und Heimbewohnerinnen gut versorgt sind. Ich möchte trotz allem betonen, dass ein Pflegeheimgesetz neben dieser medizinischen Dimension auch die Lebensqualität, die Privatsphäre, die Eigenrechte der Patienten und Patientinnen, der Bewohner und Bewohnerinnen respektieren und aufwerten sollte. Das ist ein Aspekt, der kommt auch in Ihrer bisherigen Beantwortung der Frage absolut zu kurz.

Ich möchte Sie jetzt konkret fragen, nachdem Sie sich sehr vage ausgedrückt haben, was die räumliche Ausstattung betrifft, 8‑Bett-Zimmer und Zustände wie diese: Denken Sie daran, im Rahmen des Pflegeheimgesetzes, auch die nötigen Mittel vorzusehen, die es brauchen wird, um die Infrastruktur und die Lebensqualität in räumlicher Hinsicht für die Menschen in den Pflegeheimen akzeptabel und erträglich zu gestalten? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: In einem Gesetz können nicht Mittel vorgesehen werden, sondern Mittel können durch Vorgaben gestellt werden. Sie wissen, dass das abgestuft ist und ich habe vorhin erklärt, welche räumlichen Einrichtungen für Pflegeheimbewohner mit bestimmten Pflegestufen man hat. Sie brauchen nicht apallische Patienten in Einzelzimmer zu geben. Da ist es einfach leichter mit der Versorgung, wenn ständig wer vorhanden ist. Auch bei den schwerst dementen Patienten ist dies einfacher. Das wird sich keine Stadt der Welt und keine Einrichtung der Welt leisten können, pro Pflegeheimbewohner eine Pflegeperson daneben zu stellen, was man aber bei vielen Pfleglingen braucht. Diejenigen, die weniger Pflege brauchen, wird man natürlich in räumlich besser ausgestatteter Umgebung unterbringen. Da ist es nur wichtig, dass ihnen nachts nichts passiert und dass man schaut, dass sie essen und trinken. Aber der Pflegeaufwand bei Menschen mit der Pflegestufe 1 oder 2 ist natürlich ein relativ geringer. 

Dass wir daran interessiert sind, die baulichen Veränderungen und Verbesserungen rasch voranzutreiben, ist klar. Wie gesagt, ich kriege von wunderschönen, sehr teuren Pflegeeinrichtungen, wo die Menschen sehr, sehr viel zahlen, massive Beschwerden über nicht versorgten Dekubitus und dergleichen. Da muss ich sagen: Bei mir stehen noch immer zuerst die personelle Ausstattung und die personelle Versorgung der schwer Pflegebedürftigen im Vordergrund. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Hahn.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ich glaube, niemand hier im Haus - nur als Anmerkung - verlangt durchgehend 1‑Bett-Zimmer, aber 8‑Bett-Zimmer sollten der Vergangenheit angehören, und ich denke auch die 4‑Bett-Zimmer. Das war der Gegenstand der Diskussion.

Aber jetzt zu meiner eigentlichen Frage: Die Erfahrung lehrt mich, und ich hoffe uns alle, dass wir uns gegenseitig immer kommentieren müssen und festlegen, wer wann bis wann was zu erledigen hat. Daher meine präzise Frage: Wann dürfen wir hier, der Gemeinderat, mit einem Entwurf des Pflegeheimgesetzes rechnen? 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Also, der Landtag wird im Herbst dieses Jahres damit rechnen können, weil ungefähr im Sommer die Studie beendet sein wird, die Ergebnisse dann vorliegen und das eingearbeitet werden soll, sodass ich konkret sage: Herbst. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist auch die Fragestunde beendet und wir kommen jetzt zur Aktuellen Stunde (AST/01112/2002/0002-KSP/AL).

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und des Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Demontage des Sozialstaats durch die Bundesregierung und die Folgen für Wien; Ambulanz-, Studiengebühr und Behindertenbesteuerung zurücknehmen!" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau Abg Dr Laschan, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. 

Abg Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Laut Weltgesundheitsorganisation WHO ist Gesundheit ein Zustand von vollständigem körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefinden und nicht die bloße Abwesenheit von Krankheit und Gebrechlichkeit. Aus dieser Definition, nämlich aus einem umfassenden Gesundheitsbegriff, leitet sich sozialdemokratische Gesundheitspolitik ab. 

Sozialdemokratische Gesundheitspolitik geht der Frage nach den Ursachen von Krankheiten nach. Es gibt nämlich nicht nur individuelle und biologische Krankheitsursachen, sondern auch gesellschaftliche und ökonomische. Sozialdemokratische Gesundheitspolitik hat das Ziel, die Lebensbedingungen der Menschen so zu gestalten, dass es zu einer gleichmäßigen Riskenverteilung kommt. Abzulehnen ist eine Verknüpfung gesundheitlicher Leistungen mit der Zahlungsfähigkeit des Patienten. Daraus wiederum leitet sich eine kollektive Finanzierung des Gesundheitswesens ab. Selbstbehalte sind ein Verstoß gegen die Solidargemeinschaft. Kranke werden zusätzlich zum mit ihrer Krankheit verbundenen Leid bestraft. 

Sozialdemokratische Gesundheitspolitik will den Menschen in den Mittelpunkt stellen und in einer hochtechnischen Medizin seine Bedürfnisse wahrnehmen. Nach diesen Grundsätzen hat die Sozialdemokratie in Österreich Gesundheitspolitik gemacht. Diese Gesundheitspolitik hat dazu geführt, dass wir eines der weltbesten Gesundheitssysteme haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Die blau-schwarze Regierung ist im Begriff, durch ihre Menschen verachtende Politik das österreichische Gesundheitssystem zu zerstören, aber nicht nur das österreichische Gesundheitssystem zu zerstören, sondern auch das Wohlergehen des einzelnen Menschen zu gefährden, und zwar durch die Verschlechterung der Lebensbedingungen, durch finanzielle Belastungen wie Studiengebühren, wie Unfallrentenversteuerung, wie Ambulanzgebühren und durch Arbeitslosigkeit - Arbeitslosigkeit macht krank, falls Ihnen das noch nicht bekannt ist -, aber auch durch die Verschlechterung des Zusammenlebens der Menschen, durch das Gegeneinander-aufhetzen einzelner gesellschaftlicher Gruppen, durch das Schüren von Hass und Neid und Missgunst und durch den Großangriff auf die Sozialversicherung, der in Wirklichkeit auch ein Großangriff auf die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in diesem Land ist. (Beifall bei der SPÖ.)  

Die mit blau-schwarzer Mehrheit durchgeführte schwarz-blaue Umfärbung des Hauptverbands der Sozialversicherungsträger hat dazu geführt - und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen -, dass 4,5 Millionen ASVG-Versicherte durch einen ÖVP-Selbständigen, einen ÖVP-Bauern und einen ÖVP-Beamten vertreten werden! Das ist demokratiepolitisch äußerst fragwürdig! (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich weiß nicht, wie viel Prozent Bauern es gibt, ich glaube, 2 oder 3 Prozent, aber (Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ.) es ist nicht nur demokratiepolitisch fragwürdig, sondern zusätzlich kosten die neuen blau-schwarzen Gremien des Hauptverbands auch mehr als vorher! Und das vor dem Hintergrund ständig wiederholter falscher Behauptungen (Abg Johannes Prochaska: Demokratisch abgewählt! Sie wurden demokratisch abgewählt! - Weitere große Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ.) - tun Sie sich nicht so aufregen, denn je lauter Sie schreien, desto weniger richtig wird es -, dass der Verwaltungsaufwand der österreichischen Sozialversicherung das größte Problem sei. 

Wahr ist vielmehr, dass der prozentuelle Verwaltungskostenanteil der österreichischen Sozialversicherung mit 3,8 Prozent unter dem der Nachbarländer, zum Beispiel Schweiz und Deutschland, liegt. Nebenbei bemerkt: Der Verwaltungskostenanteil bei Privatversicherungen beträgt 15 Prozent und mehr. 

Jetzt komme ich zu einem mir ganz wichtigen Thema: Die Einführung der Ambulanzgebühr ist eine Bestrafung für kranke und ältere Menschen und widerspricht dem Solidaritätsprinzip. Der Lenkungseffekt von den Spitalsambulanzen hin zum niedergelassenen Bereich ist nicht eingetreten. Die Ambulanzbesuche sind nach einer kurzen Schockphase gleich geblieben und die Fallzahlen bei den niedergelassenen Ärzten sind nicht angestiegen! (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist doch nicht wahr!) Das ist wahr, das können Sie nachlesen! Der Finanzierungs ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht wahr!) Ganz einfach ... (Abg Kurt Wagner: Das ist die Statistik! - Aufregung bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Der Finanzierungseffekt ist ebenfalls nicht eingetreten. Im zweiten Quartal 2001 waren noch 37,5 Prozent der Ambulanzbesuche gebührenpflichtig, 62,5  Prozent waren befreit. Die Vorschreibesumme hat für dieses Quartal insgesamt 15,7 Millionen S betragen. Das ist ein Drittel oder weniger als ein Drittel des vom Ministerium erwarteten Betrags! Und nur, auch wieder nebenbei bemerkt, wer sich ein bisschen in der Medizin auskennt, weiß, wie lächerlich 15 Millionen S in der modernen Medizin heutzutage sind. (Abg Dr Matthias Tschirf: Das ist doch nicht wahr!)

Bis zu 3 000 Menschen rufen täglich in der Wiener Gebietskrankenkasse an und äußern ihren Unmut über die Ambulanzgebühr. 72 Prozent sind mit Überweisung ihres niedergelassenen Arztes gekommen und verstehen nicht, warum sie für eine medizinische Notwendigkeit extra bezahlen müssen. Kein Arzt und keine Ärztin schreibt aus Jux eine Überweisung und kein Patient sucht zum Vergnügen eine Spitalsambulanz auf! (Beifall bei der SPÖ.)  

Die Bundesregierung versucht, den Unmut der Menschen auf die Krankenkassen zu lenken, um von der unmenschlichen Regierungspolitik abzulenken. Das ist der einzige Lenkungseffekt, der eingetreten ist! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Gerhard Pfeiffer: Das glauben Sie doch selber nicht! - Abg Dr Matthias Tschirf: Also, das glauben Sie doch selbst nicht!) 

Die Regierung weigert sich, die finanzielle Basis für ein Weiterbestehen des ausgezeichneten österreichischen Gesundheitssystems zu schaffen. Von 1997 bis 2001 sind die Medikamentenausgaben um 41,9 Prozent gestiegen, die Beitragseinnahmen jedoch nur um 13,5 Prozent, und daneben steigen die Gewinne der Pharmakonzerne ins Unermessliche. 

Im Interesse der Wienerinnen und Wiener rufe ich daher auf, gegen diese unsoziale Menschen verachtende blau-schwarze Politik aufzutreten, die Ambulanzgebühren, die Studiengebühren und die Unfallrentenbesteuerung abzuschaffen und das Sozialstaatvolksbegehren zu unterstützen! (Beifall bei der SPÖ.)  

Präsidentin Erika Stubenvoll: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur ein Mal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Da können wir uns sehr schnell in unserer Kritik an den Steuerungsdefiziten der Bundesregierung in der Gesundheitspolitik einig sein, denn die Gesundheitspolitik kommt tatsächlich nur mehr unter den Stichworten des Zwangs zur Wirtschaftlichkeit, der Kostenexplosion und vor allem der Leistungskürzungen vor. Die Instrumente, die die Bundesregierung hier wählt, sind, die Verantwortung für die Gesundheit den Menschen als ganz persönliches Problem aufzuhalsen und im Übrigen die Leistungen zu kürzen, wie die Ambulanzgebühren und die Selbstbehalte zeigen. 

Eine moderne gesamtgesellschaftliche Sicht demgegenüber würde in Prävention investieren und andere implizite Gesundheitsfelder wie Arbeitsbedingungen, Armut, Bildung, Lebensumgebung und so weiter einbeziehen. Das alles tut die Bundesregierung nicht, und sie zu kritisieren, ist heute tatsächlich Anlass!

Aber, und wir sind hier im Gemeinderat, die negative Gesundheitspolitik auf Bundesebene wird in fataler Weise von der sozialdemokratischen Gesundheitsstadträtin in Wien auf abträglichste Weise verdoppelt. Also, bleiben wir einmal beim nahe Liegenden, bei der Wiener Ebene. 

Viele Wissenschafter sagen, dass die Krise des Gesundheitssektors vor allem damit zu beschreiben ist, dass nur mehr in der Ökonomisierung der medizinischen Versorgung gedacht wird, dass die Gesundheit zunehmend medikalisiert wird und dass es einen Rückzug der Politik aus dem öffentlichen Gesundheitssektor gibt. Frau StRin Pittermann trifft mit ihrem Mut zur Nichtentscheidung auf eine unnachahmliche Weise genau diesen Trend und lähmt die Wiener Gesundheitspolitik. 

Ich möchte Ihnen das jetzt an ein paar Beispielen auch konkret machen: Sie haben im "Standard" vor einiger Zeit nachlesen können, dass Herr Dir Kaspar vom Krankenanstaltenverbund berichtet, dass so wenig Geld für Investitionen da ist, dass der Putz von den Wänden fällt und dass die Tat des Sparstifts zu einem Substanzverlust der Krankenhäuser führen wird. 

Ein Beispiel dazu: Im Donauspital gibt es heuer sage und schreibe 20 Millionen S, um Investitionen vorzunehmen. Das allein würde der längst überfällige Linearbeschleuniger schon auffressen und um das Mammographiegerät zu ersetzen, ist kein Geld da. 
Frau StRin Pittermann bestätigt aber auch den Trend, dass es einen absolut medizinischen Zugang zu ihrem Sektor gibt und dass sie als Gesundheitspolitikerin nichts steuern will, und sie demonstriert auch den Rückzug der Politik aus dem öffentlichen Sektor. 

Auch dazu ein konkretes Beispiel: Im letzten Gesundheitsausschuss habe ich das eingemahnt, was die GRÜNEN immer schon fordern, nämlich einen Einblick in die Geschäftsgebarung, in die Budgets der einzelnen Krankenhäuser. Wir wissen aus den Häusern, dass die Zielvereinbarungen zwischen der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbunds und den Häusern im Moment ausgehandelt werden.

Frau StRin Pittermann weigert sich, dem Gesundheitsausschuss, der ja quasi als Aufsichtsorgan fungiert, diese Zielvereinbarungen vorzulegen. Wir werden mit einem Wirtschaftsplan abgespeist, der aussageleer ist und der nur Globalzahlen vorlegt. Und jetzt kommt es: Frau StRin Pittermann hat, und das hat Herr Kaspar dann auch in der Beantwortung meiner Frage verdeutlicht, selbst kein Interesse an den Zielvereinbarungen ihrer Häuser. Dr Kasper hat nämlich auf meine Frage, wo denn die Vereinbarungen wären, gesagt, er will uns nicht mit Telefonbüchern langweilen und Frau StRin Pittermann selbst würde die Zielvereinbarungen ja nicht einmal lesen wollen. Das ist der Rückzug der Politik aus dem öffentlichen Gesundheitssektor: Eine Stadträtin, die darauf verzichtet, ihre eigenen Häuser zu kontrollieren, und die darauf verzichtet, zu wissen, was dort wirtschaftlich gemacht wird.

Sie hat den ausschließlich medizinischen Blick auf ihre Aufgabe dadurch bewiesen, dass sie auf meine ungläubige Nachfrage: "Frau Pittermann" - sie war nämlich auch im Ausschuss -, "ist es tatsächlich wahr, Sie interessieren sich nicht dafür, was in Ihren Häusern wirtschaftlich vereinbart wird?" gemeint hat, sie wäre Ärztin, sie sei an der medizinischen Betreuung der Bürger und Bürgerinnen interessiert und für die Vollziehung im Krankenanstaltenverbund wären die Beamten da und die hätten sich an die Gesetze zu halten. 

Das, Frau Stadträtin, ist ein etwas kurzsichtiger Zugang zu Ihren eigenen Aufgaben! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Sie setzen Ihr eigenes Unternehmen Krankenanstaltenverbund aus und übernehmen nicht Führung, wo Sie sie sollten!

Es gibt eine Reihe ungelöster Probleme: Keinen Wiener Krankenanstaltenplan ...

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Sie haben noch 14 Sekunden.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): ... ein Pflegeheimgesetz, das erst Ende des Jahres vorgelegt werden soll, und Sie beschweren sich zu Recht, dass die Bundesregierung Ambulanzgebühren verordnet, die sinnlos sind. Da gebe ich Ihnen Recht.

Aber, und das möchte ich an den Schluss stellen, ich habe eine große persönliche Motivation, das Sozialstaatsvolksbegehren zu unterschreiben, weil die Bundesregierung tut was tut. Aber die Wiener Gesundheitspolitik ist noch eine zusätzliche Motivation, soziale Rechte in diesem Staat einzuklagen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Korosec gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Dr Laschan! Eines möchte ich Ihnen schon sehr deutlich sagen: Wer heute sagt, in der Sozialpolitik darf sich nichts ändern, der handelt unsozial. Sozial handelt jener, der weiß, dass man sich den Anforderungen der Zeit zu stellen hat! (Beifall bei der ÖVP.) 
Diese Bundesregierung, meine Damen und Herren, hat einen riesigen Schuldenberg übernommen. (Abg Godwin Schuster: Ja, von wem denn?) 1 710 Milliarden S, 120 Milliarden EUR, und die müssen abgebaut werden. (Abg Kurt Wagner: Sind Sie nicht in der Regierung gesessen?) Herr Kollege! Sie werden mir Recht geben! (Abg Godwin Schuster: Nein, sicher nicht!) Gerade wegen unserer Kinder ist es notwendig, dass wir diesen Schuldenberg abbauen. (Abg Kurt Wagner: Ja und wer ist denn in der Regierung gesessen? - Beifall bei der ÖVP.) 
Und, Herr Kollege Schuster, diese Bundesregierung ist auch bereit und hat den Mut dazu, diese Maßnahmen, die notwendig sind, zu setzen. (Abg Franz Ekkamp, auf eine Statistik "Schuldenentwicklung seit 1970" zeigend: Frau Kollegin! Frau Kollegin! Frau Kollegin!) Unterbrechen Sie mich nicht! Ich habe nur fünf Minuten. Sind Sie so fair, ja.

Nun zu den Maßnahmen. Ambulanzgebühren. Ich erinnere daran, weil das heute so beklagt wird: Bitte, es gibt 26 Selbstbehalte! Diese 26 Selbstbehalte sind von sozialistischen Sozialministern beschlossen worden. Also, um das auch hier einmal klar zu sagen. (Abg Godwin Schuster: Aber nie einstimmig in der Bundesregierung! Nie einstimmig!) Ja, möchte ich ... Aber von sozialistischen Sozialministern! Da werden Sie mir doch hoffentlich Recht geben, Herr Schuster! (Abg Franz Ekkamp: Und Sie waren nicht in der Regierung? Sagen Sie, dass Sie nicht in der Regierung waren! - Aufregung bei der SPÖ.)
Und es stimmt, die Ambulanzgebühren sind in den letzten zehn Jahren um 50 Prozent gestiegen, während die niedergelassenen Ärzte nur um 24 Prozent mehr Besuche haben. Dass der Handlungsbedarf da ist, dass da ein Regelungsbedarf da ist, sollten eigentlich Sie auch erkennen. Wenn Sie es nicht tun, ist das sehr, sehr traurig. (Abg Franz Ekkamp: Sagen Sie, dass Sie nicht in der Regierung waren, Frau Kollegin! Sie waren nicht in der Regierung, Frau Kollegin! - Beifall bei der ÖVP.) 
Ein gutes Gesundheitssystem, meine sehr geehrten Damen und Herren, und wir haben in Österreich ein gutes (Abg Franz Ekkamp: Noch! Noch!), kostet Geld, kostet Geld! (Abg Godwin Schuster: Es werden ja die Kranken belastet!) Und wer Ambulanzen ohne absolute Notwendigkeit besucht, der muss eben damit rechnen, dass das auch etwas kostet, weil ansonsten muss es die Allgemeinheit zahlen, und das sind alle Bürgerinnen und Bürger. (Abg Godwin Schuster: Ja, ja! - Abg Kurt Wagner: Es zahlen ja auch die chronisch Kranken! Die chronisch Kranken zahlen!) Übrigens, Herr Kollege, ich bin in guter Gesellschaft. Bereits Ihr VBgm Dr Rieder und der Ex-Minister Edlinger haben 1995 hier die Ambulanzgebühren gefordert, und zwar als Lenkungselement. Sie haben gesagt, 200 bis 300 S. Das kann ich Ihnen nachweisen. Glauben Sie mir das. (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

Noch etwas: Bei Ambulanzgebühren haben Sie eine Wahlmöglichkeit. Wenn Sie in Wien die Stromsteuer zu bezahlen haben, die Wienerin und der Wiener müssen zahlen - das ist unsozial, meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wenn Sie ständig nachdenken und laut nachdenken, ob man nicht die Straßenbahntarife erhöhen könnte und sonstige Gebühren - das ist unsozial, meine Damen und Herren! (Abg Godwin Schuster: Na geh! - Beifall bei der ÖVP.) 
Noch etwas. Sie halten 5 000 S Studiengebühren pro Semester für unsozial. (Abg Kurt Wagner: Schröpfen können Sie, sonst nichts!) Dass ein Kindergartenplatz in Wien monatlich bis 3 250 S kostet (Aufregung bei der SPÖ.), das stört Sie offenbar nicht. (Beifall bei der ÖVP.) In Niederösterreich sind die Kindergartenplätze gratis! (Abg Kurt Wagner: In Niederösterreich dürfen Sie das Kind dafür zu Mittag abholen! Das ist gescheit!) Gratis! Gratis! Gratis! (Abg Mag Sonja Wehsely: Das stimmt ja gar nicht! - Abg Kurt Wagner: Mittags müssen Sie das Kind abholen! - Aufregung bei der SPÖ.) 
Meine Damen und Herren! Trotz der Sanierung hat diese Bundesregierung eine ganz eine Reihe von Initiativen gesetzt, und zwar (Heiterkeit des Abg Franz Ekkamp: Schröpfinitiativen! Schröpfinitiativen!), Herr Kollege, Zukunftsinvestitionen: (Abg Franz Ekkamp: Schröpfinitiativen! Schröpfinitiativen!) Kinderbetreuungsgeld zum Beispiel, 7 Milliarden für Bildung (Abg Kurt Wagner: Studiengebühren, das haben Sie nicht gesagt!), 7 Milliarden für Forschung, ja (Abg Franz Ekkamp: Schröpfen! Schröpfen, das können Sie! - Aufregung bei der SPÖ.), 1 Behindertenmilliarde, 1 Universitätsmilliarde (Abg Kurt Wagner: Das zahlen sie sich doch selber, weil Sie ihnen vorher 2,5 Milliarden abgenommen haben! - Weitere Aufregung bei der SPÖ.), Abfertigung neu. Schauen Sie, ich könnte noch so viel anführen. Aber, meine Damen und Herren ... 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Die Redezeit ist gleich zu Ende.

Abg Ingrid Korosec (fortsetzend): Eines ist klar, und das ist das Motto dieser Bundesregierung und das ist das richtige Motto (Abg Franz Ekkamp: Schröpfen, schröpfen, schröpfen, schröpfen!): Willst du die Zukunft meistern, bereite die Gegenwart vor. (Abg Franz Ekkamp: Ja, ja! - Beifall bei der ÖVP.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet.

StRin Karin Landauer: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Toll wäre es gewesen, hätten Sie so gewirtschaftet, dass wir keinen Schuldenberg vorgefunden hätten, denn dann hätten wir den Steuerzahlern das Geld zurückgeben können, was nur ihnen gehört. (Abg Franz Ekkamp: Jessas na! Jessas na!) Sie haben Milliarden, Millionen Steuermittel vergeudet, und zwar 30 Jahre lang! (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der FPÖ.) 
Dieser Bundesregierung ist es jetzt mit Hilfe und mit der Unterstützung der Steuerzahler gelungen, das Nulldefizit zu erreichen. (Abg Godwin Schuster: Ja, weil sie geschröpft werden!) 74 Prozent der Österreicher tragen dieses Nulldefizit mit. (Abg Godwin Schuster: Weil sie geschröpft werden! Geschröpft werden sie!) Herr Godwin Schuster, melden Sie sich zum Wort, ich habe fünf Minuten. Der Herr Kollege Wagner kommt dann eh heraus und erzählt uns dann die schöne sozialistische Welt. (Abg Kurt Wagner: Das brauche ich Ihnen nicht zu erzählen, Frau Kollegin! - Weitere Aufregung bei der SPÖ.) 
Und trotzdem, dass Sie quasi 10 Millionen EUR täglich Schulden gemacht haben ... (Abg Godwin Schuster: Das ist doch die Haider'sche Propaganda!) Das ist nicht die Haider'sche Propaganda, die brauche ich nicht dazu. Sie brauchen nur lesen, denken, dann wäre das alles möglich.

Wir haben saniert. Wir haben das Kindergeld ein ... (Abg Franz Ekkamp: Falsch: Kassiert! Kassiert! Kassiert!) Wir haben nicht kassiert. Überlegen Sie noch einmal, ich sage es Ihnen noch einmal: Alles Geld ist Steuergeld. Das ganze Geld gehört weder den Sozialdemokraten, noch den Freiheitlichen, noch der ÖVP, noch den GRÜNEN, sondern es gehört den Bürgerinnen und Bürgern! Mit diesem Geld haben wir verantwortlich umzugehen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Franz Ekkamp: Sie kassieren nur!) Sie können sich auch bei einem anderen Tagesordnungspunkt zum Wort melden.

Es gibt in dieser Bundesregierung die Entschädigung der Kriegsgefangenen, zu der Sie fünfeinhalb Jahrzehnte nicht fähig waren. 

Es gibt die Behindertenmilliarde, die wirklich ein ganz wesentlicher Schritt für den Arbeitseinstieg ist. 

Es gibt den Hepatitis‑C-Fonds. Dazu waren Sie nicht fähig, dass dieser Entschädigungsfonds eingerichtet wird. (Abg Godwin Schuster: Gerichtlich eingefordert wurde er!) Und was passiert jetzt? - Im SMZ-Ost gibt es vier infizierte Hepatitis‑C-Menschen, ja. (Abg Godwin Schuster: Das Gericht hat das eingefordert! Das Gericht!) Der Herr Patientenanwalt will eine schnelle Entschädigung und Herr GenDior Kaspar sagt - obwohl er sagt, der Fehler liegt im Spital -, da müssen wir noch ein bisserl warten, ja! Die vier, auf was sollen die warten? - Die Entschädigung hat sofort zu erfolgen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Bezüglich Bildungspolitik. In der Bildungspolitik werden 110 Milliarden mehr ausgegeben. (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Lüge! Das ist eine Lüge!) Das ist keine Lüge! Sie glauben immer, wenn Sie sagen "Lüge", dann stimmt das. (Abg Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Lüge!) Sie wissen immer alles besser, liebe Frau Kollegin Wehsely. Aber das ist das Tolle, dass die Sozialdemokraten die Gescheitheit einfach mit dem Löffel gegessen haben! Und Sie haben ... Steuergeld haben Sie verschleudert und wir müssen das jetzt ausbaden! (Beifall bei der FPÖ.) 

94 Prozent der Österreicher sind stolz auf die Universitäten. Es gehört noch viel reformiert. Es gibt derzeit die Studiengebühr. (Abg Godwin Schuster: Noch mehr! Noch mehr! Noch mehr!) Fragen Sie doch die Studenten! 173 000 haben das Bildungsvolksbegehren unterschrieben. Glauben Sie wirklich, dass das so erfolgreich war und dass damit bestätigt wird, was Sie hier sagen?

Aber jetzt ganz zum Schluss würde ich gerne zum Herrn Sozialdemokraten Bittner kommen, zum Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse. (Abg Kurt Wagner: Ja, der gefällt Ihnen, weil er nicht zurücktritt!) Der macht ständig irgendwelche Polemiken, aber er hat einen Abgang von 70,1 Milliarden EUR. Das ist mehr als die Hälfte ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch 30 Sekunden. 

StRin Karin Landauer (fortsetzend): ... des ganzen Defizits. Und im Sinne der Versicherten von Wien würden wir die Abberufung verlangen! (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mit einer leichten Verwunderung habe ich heute den Titel der Aktuellen Stunde seitens der Sozialdemokratie zur Kenntnis genommen: "Die Demontage des Sozialstaats auf Bundesebene." Dass wir darin übereinstimmen, dass diese blau-schwarze Bundesregierung in Wirklichkeit die Österreicher und Österreicherinnen und insbesondere die Wiener und Wienerinnen über Gebühr belastet, sei es jetzt durch Ambulanzgebühr, Unfallrentenbesteuerung, et cetera, et cetera, alles, was in den vergangenen Wochen und Monaten immer wieder auch hier in diesem Haus gesagt worden ist, ist selbstverständlich. 

Aber - und jetzt kommt das große Aber: Was unternehmen Sie von Wien aus dagegen? - Nichts! Zum Beispiel: Sie kritisieren auf Bundesebene das Nulldefizit, beschließen aber gleichzeitig für Wien einen Stabilitätspakt, der einen 3‑prozentigen Überschuss, also 4 Milliarden S Überschuss, vorsieht, der dazu führt, dass es im Budgetvoranschlag für 2002 zu Kürzungen im Gesundheitsbereich kommt, zu Kürzungen bei der Allgemeinen Sozialhilfe kommt, zu Kürzungen bei der Flüchtlingshilfe kommt, zu Kürzungen bei sozialpädagogischen Einrichtungen kommt und höchstwahrscheinlich zusätzlich zu einer Tariferhöhung! (Abg Godwin Schuster: Aber nein!) Lieber Godwin Schuster, schau dir den Budgetvoranschlag an. Da stehen die Zahlen so drinnen. Ihr habt ihn so beschlossen.

Nichtsdestoweniger, da gebe ich euch Recht, enthebt das Blau-Schwarz nicht der Verantwortung, weil in diesen Zeiten ein Budget ganz leicht zu schaffen ist, indem man Leistungen auf Bundesebene massiv kürzt. Sie sagen immer, es wird gespart. Es wird nicht gespart, es wird den Menschen etwas weggenommen! Sie kürzen Leistungen und das bei der höchsten Steuer- und Abgabenquote! Ja, glauben Sie allen Ernstes, dass irgendjemand anderer Schwierigkeiten hätte, unter solchen Rahmenbedingungen ein Nulldefizit zusammenzubringen? - Nein, wirklich nicht! Das kann jeder, denn wenn man auf der einen Seite den Österreichern und Österreicherinnen etwas wegnimmt und sie auf der anderen Seite immer stärker belastet, dann geht sich das irgendwann aus. Na ja, das ist so wahrlich kein Meisterstück, sondern das ist in Wirklichkeit niveaulos! Es ist niveaulos, den Menschen etwas vorgaukeln zu wollen und sie gleichzeitig dafür zu bestrafen. 

Und das geht jetzt in Richtung ÖVP, dass vor allem Ihr Wirtschaftsminister Schüssel maßgeblich für die exorbitante Verschuldung in der Zeit der gemeinsamen Regierung von SPÖ und ÖVP verantwortlich war! (Abg Godwin Schuster: Das ist objektiv! - Abg Franz Ekkamp: Ja, das ist objektiv!)
Na ist das einmal ein Lob von der SPÖ! Aber kommen wir zurück. (Abg Franz Ekkamp: Ja, sehr objektiv!) Jetzt kommen wir zurück zu Wien. 

Jetzt drängt sich bei mir schon ein Verdacht auf, warum heute dieses Thema so gewählt worden ist, obwohl das normalerweise so absolut kein Landtagsthema ist, und das zeigt sich auch an der Besetzung der Journalistengalerie. Ein bissel habe ich das Gefühl, dass krampfhaft versucht wird, irgendwie von dem bestehenden Flächenwidmungsskandal abzulenken! (Heiterkeit bei der SPÖ.) Na ja, Sie haben doch dieses Thema auf die Tagesordnung gesetzt, in dem Wissen, dass neben den Verfehlungen auf Bundesebene gerade in Wien durch Ihre Politik der geplanten Tariferhöhungen bei den öffentlichen Verkehrsmitteln, bei den Müllgebühren und bei den Abwassergebühren, und durch Ihre Einschränkungen im Bereich der Sozialhilfe und bei Sozialausgaben, genau diese soziale Kälte, die Sie auf Bundesebene anprangern, zur Realität wird! Und für diesen Weg stehen wir als GRÜNE ganz bestimmt nicht zur Verfügung! - Danke sehr! (Heiterkeit bei der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Walter Strobl ist der nächste Redner. 

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Wie sehr der SPÖ das Thema ein Anliegen ist, zeigt ja die Präsenz. Ungefähr die Hälfte ist nicht im Saal. Also, man sieht offenbar schon, wie ernsthaft Sie hier tatsächlich glauben, von diesem Saal aus, von diesem Rednerpult aus ... (Abg Christian Oxonitsch: Herr Kollege, seid ihr wirklich nur mehr so wenige?) Meine Leute sind da. (Abg Christian Oxonitsch: Seid ihr wirklich nur mehr so wenige?) Wir sind nicht mehr, das tut mir Leid. Aber ihr seid viele und davon nur die Hälfte ist auch noch zu viel! Aber trotzdem fehlt hier ungefähr die Hälfte. 

Sie haben die Aktuelle Stunde mit "Demontage des Sozialsystems" eingebracht und einige demontieren jetzt Ihr Image. Gut! Auch das ist eine Möglichkeit! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Ich danke dem Abg Strobl für die Unterstützung in meiner Vorsitzführung. (Abg Walter Strobl lacht.) Es trifft für alle Fraktionen zu. Sie haben 20 Sekunden Gutzeit, weil Sie mir das Geschäft abgenommen haben! (Beifall bei der SPÖ. - Allgemeine Heiterkeit.) 

Abg Walter Strobl (fortsetzend): Die Autobahnvignette, die Einkommenssteuer, die Körperschaftssteuer, die Kapitalertragssteuer, die Tabaksteuer, die Umsatzsteuer, die Versicherungssteuer eingeführt und erhöht haben sozialdemokratische Bundeskanzler und sozialdemokratische Finanzminister. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Und wo war die ÖVP?) Das Karenzgeld, das Pflegegeld (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wo war die ÖVP? Wo war die ÖVP?), das Bausparen, die Geburtenbeihilfe, die Studentenfreifahrt gekürzt beziehungsweise abgeschafft haben sozialdemokratische Bundeskanzler und sozialdemokratische Finanzminister. Und Sie empören sich heute, bei Sanierungsmaßnahmen, wo der Schuldenberg allein für die Zinsenzahlung 100 Milliarden S ausmacht, über Maßnahmen, die sozusagen da jetzt zur Rückzahlung aufgewendet werden müssen. (Abg Christian Oxonitsch: Und warum steigt dann der Schuldenstand?) 

Meine Damen und Herren, ich will es Ihnen an einem Beispiel der Studiengebühren deutlich zeigen. (Abg Christian Oxonitsch: Aber warum steigt dann der Schuldenstand?) In 9 von 15 EU-Ländern gibt es Zugangsbeschränkungen zu den Universitäten. In insgesamt 11 EU-Staaten gibt es Gebühren, die deutlich höher sind als hier in Österreich. Bis vor kurzem gab es nur 2 Länder, nämlich Luxemburg und Österreich, die einen absolut freien Zugang gewährleistet haben. 

Jetzt muss man sich aber einmal überlegen: Wer finanziert denn das Bildungswesen Universität, das immerhin pro Studierendem durchschnittlich 110 Millionen S kostet? - Das sind die Steuerzahler, die in Mehrheit keine Akademiker sind und die von dieser Einrichtung auch nicht partizipieren. Daher muss man sich einmal überlegen, was an der Situation überhaupt sozial ist, wenn man davon ausgeht, dass jeder Akademiker auch mit der Zielsetzung letztlich wirtschaftlich besser verdienend sein wird, als die Masse der Menschen, die in diesem Staat dieses System zahlen. (Beifall bei der ÖVP. - Abg Christian Oxonitsch: Zugangsverweigerung!)
Daher, meine Damen und Herren, war es sinnvoll und gerechtfertigt, so wie in allen anderen Ländern, statt Zugangsbeschränkungen, die halte ich auch nicht für so günstig, ein System einzuführen, wo der Studierende 5 000 S im Semester zu zahlen hat. (Abg Christian Oxonitsch: Zugangsverweigerung!) Wer es sich nicht leisten kann, hat über Stipendien und Unterstützungen die Möglichkeit, in jedem Fall in Österreich studieren zu können. Aber was nicht ... (Abg Christian Oxonitsch: Sie haben aber schon den Konnex zur Zugangsverweigerung? - Beifall bei der ÖVP.) 

Sie machen sich zur Speerspitze und zum Kämpfer für die Abschaffung der Studiengebühren. (Abg Christian Oxonitsch: Aus gutem Grund! Aus gutem Grund!) Es hat Frau Abg Korosec deutlich darauf hingewiesen, dass Ihnen die 3- bis 5‑jährigen Kinder in dieser Stadt offenbar nicht den gleichen Kampfesgeist geben, weil Sie da locker 3 200 S pro Kindergartenplatz und offenbar ohne moralische Bedenken kassieren. (Abg Johannes Prochaska: Pro Monat! Pro Monat! Pro Monat!) Das ist sozialdemokratische Doppelmoral, meine Damen und Herren! (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei der ÖVP.) 

 Die Investitionen in den Bildungsbereich machen insgesamt 13,7 Prozent aus. Das Bildungsbudget ist das höchste aller bisherigen Bildungsbudgets, die es je gegeben hat. OECD-mäßig sind wir am 6. Platz mit unserem Bildungsbudget und europaweit sogar am 3. Platz. So viel zu den Einsparungsmaßnahmen, die Sie immer kritisieren.

Meine Damen und Herren! Die Universitätsmilliarde, die heuer das erste Mal voll wirksam wird, wird in der Summe 249 Millionen S in Hörsaale und Medienräume investieren (Abg Christian Oxonitsch: Sie glauben nicht an die Milliarde?), 208 Millionen S in die Modernisierung der Lehrveranstaltungen und 209 Millionen S in die Verbesserung der Serviceleistungen an den Universitäten. Allein die Universität Wien wird 224 Millionen S bekommen und die TU ... (Abg Christian Oxonitsch: Nur der Rektor weiß es noch nicht! Er wartet darauf!) Na ja, der wird sich halt erkundigen müssen oder nachlesen müssen. (Abg Christian Oxonitsch: Er wartet schon seit einem halben Jahr!) Sie können es übrigens auch nachlesen. Es steht mittlerweile in jeder Zeitung. Die TU-Wien bekommt 121 Millionen S. Und wenn Sie es nicht gewusst haben, dann wissen Sie es jetzt, weil ich es Ihnen gesagt habe. (Abg Christian Oxonitsch: Das ist Autosuggestion! Das ist Autosuggestion! - Aufregung bei der SPÖ.) Was Sie hier liefern ... 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Eine halbe Minute noch.
Abg Walter Strobl (fortsetzend): Was Sie hier liefern, ist eine billige Show, eine ganz eine billige Show. Wenn Sie könnten, würden Sie diese Bundesregierung auch für das Wetter verantwortlich machen, weil Ihnen im Moment sozusagen alles recht ist, denn die Hauptsache ist: Sie können hier von Ihren eigenen Problemen ablenken! 

Gestatten Sie mir eine Schlussüberlegung. Preisfrage: Warum hat wohl Schweden die noch deutlich höhere Abgabenquote als Österreich? (Abg Christian Oxonitsch: Da gibt es weniger Arbeitslose!) Schweden war lange Jahre, jahrzehntelang ein großes Vorbild der österreichischen Sozialdemokraten für den Wohlfahrtsstaat, weil es genauso wie Österreich seinen Wohlfahrtsstaat auf Schulden aufgebaut hat, die jetzt zurückgezahlt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, und das ist das Problem! Das heißt, nicht diese Bundesregierung ist das Problem, sondern Sie, weil Sie Ihre Vergangenheit in Wahrheit nicht bewältigen können. (Beifall bei der ÖVP. - Aufregung bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Dritter Präsident Römer. 

Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Für mich entwickeln Sozialdemokraten eine sonderbare Eigenschaft, und zwar glauben sie offensichtlich, je öfter sie etwas wiederholen, desto näher rückt es der Wahrheit. Ich glaube, in Wirklichkeit hat es nur den einen Effekt, dass der, der das ununterbrochen wiederholt, selbst daran glaubt, ohne es belegen zu können. 

Wenn ich mir den heutigen Titel "Demontage des Sozialstaats" anschaue, so ist es eine echte Themaverfehlung, weil nicht derjenige den Sozialstaat demontiert, der versucht, den Sozialstaat auch auf Dauer zu retten, sondern den Sozialstaat bringt derjenige in Gefahr, der über Jahrzehnte durch eine nicht zu verantwortende Schuldenpolitik diesem Sozialstaat die finanzielle Basis entzogen hat. Das ist in Wirklichkeit das, worunter Sie leiden und warum Sie sich hier so artikulieren. (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung des Abg Godwin Schuster.) Das ist es in Wirklichkeit, entschuldige, Kollege Schuster! 

Ich frage mich, wenn Sie das immer alles so genau gewusst haben, wo waren Ihre Schreie, wie der Konsum mit 17 000 Arbeitslosen und über 25 Milliarden S in Konkurs gegangen ist? Da hätten Sie schreien können! Das Gleiche wollten wir ja für Österreich verhindern! Darum bin ich froh, dass diese Regierung angetreten ist, damit diese Regierung diesen Staat saniert und der nächsten Generation auch wieder eine Zukunftsperspektive aufzeigt. Das ist es in Wirklichkeit, worum es geht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Weil Sie bei diesem Schuldenberg ertappt worden sind, darum sind Sie ja so peinlich berührt und versuchen, in die Offensive zu gehen. 

Denken wir zurück, es wurde heute schon gesagt: Natürlich haben auch Sozialdemokraten sich Gedanken gemacht, welche Maßnahmen man setzen kann, und da wurden natürlich auch die Ambulanzgebühren angesprochen. Als man sie einführen wollte, ist man davon ausgegangen, dass zirka ein Drittel nicht notwendigerweise in die Spitalsambulanzen gehen muss. (Abg Kurt Wagner, eine Statistik zeigend: Stimmt nicht! Stimmt nicht! Stimmt nicht!) Diese Daten dürften mehr oder weniger belegt sein. Sie sind ja auch heute mit jenen untermauert worden, die eine Ambulanzgebühr vorgeschrieben haben. Das ist schon ein großer Lenkungseffekt, der eintreten wird. Aber ich glaube, es ist mir lieber, ich habe einen Lenkungseffekt, der Einsparungen bringt, als ich mache den sozialistischen Vorschlag, setze ihn in die Realität um und erhöhe die Krankenversicherungsbeiträge für alle, weil das nämlich genau die Ärmsten der Armen trifft, das trifft die Ausgleichszulagenbezieher und das trifft die Kleinverdiener genauso wie alle anderen, die mit jedem Schilling rechnen müssen. Das ist es, worüber man einmal reden muss! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist es, was Sie nicht wahrhaben wollen. Sie wollen einen jeden belasten. Das ist es. (Abg Kurt Wagner: Und Ihre Gerechtigkeit? Sie haben die Gerechtigkeit? - Aufregung bei der SPÖ.) Diese Regierung hat ja auch unterschieden. Ich denke nur an das Beispiel mit der Unfallrentenbesteuerung, die vielleicht nicht von allen gutgeheißen wird, aber man hat zumindest eines gemacht: Man hat jene, die Durchschnittsverdiener sind, ja ein bissel über dem Durchschnittsverdienst sind, von der Steuersteigerung ausgenommen. 

Also, machen wir nicht so, als würden wir da ein reines Gewissen haben, sondern im Gegenteil, diese Regierung hat für diese Leute alles gemacht. Denken wir nur an die Finanzierung unseres Gesundheitssystems! Diese Regierung hat gesagt: Bevor wir Beiträge erhöhen, machen wir Lenkungsmaßnahmen. Jetzt kann ich das ruhig in diesem Raum sagen: Der Sozialdemokrat Oberchristl mit seinen Sozialdemokraten in Oberösterreich bringt es zusammen, die Krankenkasse halbwegs auf die Beine zu stellen und bilanziert bereits aktiv. Aber der Sozialdemokrat Bittner mit seinen Wiener Sozialdemokraten kann es nicht schaffen! Also, da muss man schon überlegen (Abg Josefa Tomsik: In Wien sind doch andere Verhältnisse!), wo hier die Fehler sind und ... (Abg Josefa Tomsik: In Wien sind doch andere Verhältnisse! Die Wiener Verhältnisse sind anders! - Aufregung bei der SPÖ.) 

Wenn Sie beklagen, dass 3 000 Leute täglich in der Krankenkasse anrufen, so ist das kein Wunder, denn Herr Obmann Bittner hat ja einem jeden einen Brief geschrieben, in dem er die Leute aufhusst und sagt: Ich habe das eh alles nicht wollen, aber diese böse Regierung und so weiter, und dann darf man sich nicht wundern, wenn die Leute mit ihm sprechen wollen. Aber, Sie sprechen nur davon, was die Regierung macht, die in meinen Augen - und das wiederhole ich - nichts anderes macht, als den Schuldenberg zu sanieren, den Sie hinterlassen haben! 

Aber gleichzeitig planen Sie in Wien Tariferhöhungen, obwohl Sie es vor einem halben Jahr (Aufregung des Abg Kurt Wagner.) vehementest abgestritten haben. (Aufregung bei der SPÖ.) Es gibt, Kollege Wagner, viele Menschen, die zum Beispiel keine Villa mit Swimmingpool haben. Es gibt viele Menschen in Wien, die keine teure Genossenschaftswohnung mit einem Swimmingpool am Dach haben. Es gibt viele Wiener, die in normalen Wohnungen wohnen und das alles nicht haben und die benützen öffentliche Bäder, und das ist gut. Und was ist? - Die erste Ankündigung, die wir haben, ist: Die Wiener Bäder werden teurer. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Johann Römer (fortsetzend): Ein zweites Beispiel, das der Bürgermeister auch im "Kurier" vom 11. Jänner bestätigt hat. Es gibt halt nicht nur Leute, die mit Dienstwagen spazieren geführt werden. Die meisten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen mit einem öffentlichen Verkehrsmittel fahren und das belastet die Familien auch. Das brauchen wir gar nicht abzustreiten. Und was ist hier geplant? - Auch hier sind Tariferhöhungen geplant! Also, erzählen wir nicht, was überall anders passiert, sondern die Tariferhöhungen finden in Wien statt, die (Abg Kurt Wagner: Und die Eisenbahn? Die ist nicht teurer geworden?) die Wiener und die Wienerinnen in Wirklichkeit ärgstens belasten. Und das müssen Sie zur Kenntnis nehmen! Da können Sie das mit diesem Titel, den Sie heute gewählt haben, drei Mal sagen. Das stimmt in Wirklichkeit nicht, sondern wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass niemand eine Freude mit einer Belastungsquote hat, die höher ist, sondern ein jeder würde sich freuen, wenn die Belastungsquote niedriger ist. Aber das kann eben nur dann gesenkt werden, wenn es eine ausgeglichene Wirtschaft gibt und wenn es nicht einen Schuldenberg von über 2,5 Millionen S gibt. Wenn der Staat saniert ist, dann kann man auch die Menschen weniger belasten, und das wollen wir alle. Das soll das Ziel sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Kurt Wagner. 

Abg Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Hoher Landtag! Meine Damen und Herren! 

Haben Sie gewusst, dass es seit kurzem einen neuen Regierungsbeauftragten gibt? Er ist aus Kostengründen wegen dem Nulldefizit zwar nur als Strichmännchen ausgefallen, er ist aber sehr fleißig. Er ist täglich mehrmals im Fernsehen unterwegs und muss im Jänner einen Krankenschein besorgen, im April, im Juli, im Oktober. Jetzt kommt ein kleiner Fehler: Im Dezember wird es nichts bringen, wenn er hingeht, denn da kriegt er keinen, den kriegt er erst wieder im Jänner. 

Das ist der neue Regierungsbeauftragte. Ich habe mich erkundigt: Für wen besorgt denn der jetzt eigentlich die Krankenscheine? - Da haben mir gut informierte Kreise des Sozialministeriums mitgeteilt: Das dürften die Krankenscheine der Parlamentsklubs der ÖVP und der FPÖ sein. Das ist auch eine neue Form. Was ich dazusagen muss, ist: Man möchte etwas neu einführen und schmeißt jetzt ungeniert Werbemilliarden, die gewaltig sind, beim Fenster hinaus. 

Meine Damen und Herren! Hoher Landtag! Ich kann mich nicht erinnern, dass es von einer Bundesregierung, wenn die Familienbeihilfe oder die Kinderbeihilfe in der alten Version erhöht wurde, je Werbesendungen im ORF gegeben hat. Jetzt purzeln so liebe kleine Säuglinge herum. Ich habe das Gefühl, Sie wollen vielleicht die Kinder und die Säuglinge aufklären, was es jetzt gibt.

Das ist im Prinzip Ihr Beitrag (Aufregung bei der FPÖ.), der Beitrag der Bundesregierung zur historischen und essenziellen Bildungspolitik, weil Sie ja auf der anderen Seite Studiengebühren einführen. Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass Frau GenDior Lindner dem Herrn Bundeskanzler diese Werbung umsonst gibt. Ich fürchte fast, das kostet Millionen und Abermillionen für eine eigentlich unnötige Sache. 

Meine Damen und Herren! Es gibt auch einen Präsidenten. Nicht der unsere, der da hinten sitzt, sondern es gibt einen Präsidenten, Frau StRin Landauer, den kennen Sie wahrscheinlich besser als ich, den Herrn Herwig Frad. Der ist ausgezogen, um den Mitarbeitern des Hauptverbands das Arbeiten zu lernen. Ich fürchte, er hat in einem falschen Buch nachgelesen. Er hat nämlich geglaubt, 100 Prozent Beurlaubung heißt 100 Prozent Gehalt beziehen. Das ist in die Hose gegangen. Das war sogar Ihrem Minister der ÖVP-Riege zu viel! Er wurde jetzt zurückgepfiffen. Was man ihm aber nicht absprechen kann: Fleißig ist Herr Präsident Frad. Er geht auf sehr viele Bälle. Wenn man ihn treffen will, hat man dort die Gelegenheit. Und jetzt kommt es natürlich noch: Jetzt nimmt er diese Mühsal und Plage auf sich, setzt sich da zu Leuten, die ihn vielleicht gar nicht leiden können oder auch eher umgekehrt, und dann muss er sich von seiner Apanage noch die Getränke und wenn er vielleicht auch einen Hunger hat, das Essen auch noch bezahlen! Na, meine Damen und Herren, das geht doch nicht! Dafür muss es doch etwas geben! Noch dazu, wo er so fleißig ist und im Prinzip diese Bälle ja nicht auslassen kann. 

Sie haben, meine Damen und Herren der Opposition, und leider auf Bundesebene in Regierungsverantwortung, den Herrn Halbzeit-, Teilzeit- oder-wie-auch-immer-Präsidenten in den Hauptverband gesetzt, ohne dass Sie ein richtiges Konzept haben. Sie haben nur ein Konzept und ein Motto: "Schwarz hinein in den Hauptverband, damit Blau herauskommt". Das ist Ihr demokratiepolitischer Beitrag zur Umfärbung demokratisch gewählter Instanzen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Diese Bundesregierung ist auch ausgezogen, um den Österreicherinnen und Österreichern das Sparen zu lernen, was man ihnen aber nur vorspiegelt. Sie glauben, dass die Österreicher tatsächlich meinen, dass die Minister die Sessel, auf denen sie sitzen, dem Dorotheum entlehnt haben, dass die Dienstautos Ihrer Minister aus dem Gebrauchtwagenfundus der Wiener Linien stammen und die Gehälter bei einer Sammlung der Caritas zu Stande kommen. Anscheinend kommt dabei nicht so viel zusammen, dass sie mit den Gehältern zufrieden sind, deswegen wollen so viele schon in die Pension oder in die Privatwirtschaft. Da gibt es den Herrn Schmid, die Frau Forstinger, die Frau Sickl. Vielleicht ist der Nächste der Herr Haupt, der maßgeblich an der Demontage unseres Sozialsystems beteiligt ist.

Meine Damen und Herren! Sie hören gerne - Sie wollten es ja von mir hören, Frau StRin Landauer - persönliche Beispiele. Zu den Ambulanzgebühren darf ich Ihnen etwas sagen: Sie wissen es vielleicht, ich habe drei Kinder, zwei Söhne und eine Tochter. Mein ältester Sohn, der 20 Jahre alt ist, leidet leider seit seinem vierten Lebensjahr an Diabetes Mellitus Typ I. Das heißt, er ist insulinpflichtiger Diabetiker. Was ist passiert? - Er kann nicht zu einem praktischen Arzt gehen, weil er muss alle vier Wochen seinen HP1C‑Wert feststellen lassen, ob er ordentlich eingestellt ist. Das macht kein praktischer Arzt. Er ist verpflichtet, in die Spitalsambulanz zu gehen. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Noch eine halbe Minute, Herr Abgeordneter.

Abg Kurt Wagner (fortsetzend): Voriges Monat hat er ein Schreiben bekommen, wo er im Prinzip aufgefordert wird, 150 S für jeden Ambulanzbesuch zahlen zu müssen. Jetzt kommt es noch: Vor ein paar Monaten bricht er sich beim Sport die Hand, hat nicht geglaubt, dass sie gebrochen ist und geht erst nach zwei Stunden ins Meidlinger Unfallkrankenhaus. Frau Stadträtin, wissen Sie, was er bekommen hat? - Eine Vorschreibung für 250 S! Sogar die erhöhte Ambulanzgebühr musste bezahlt werden!

Meine Damen und Herren, das ist politischer Raubzug! Hier geht es um chronisch Kranke und chronisch Kranke müssen von dieser Bezahlung dieser inhumanen Ambulanzgebühr befreit werden! (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Und Sie verlangen vom Chemotherapiepatienten Tagsätze!) Geben Sie nicht den Kranken, den Jugendlichen und den Behinderten für Ihre unfähige Regierungspolitik die Schuld! (StRin Karin Landauer: Wann stellen Sie es ab, dass Chemotherapiepatienten bei uns Tagesgebühren bezahlen müssen?) Betreiben Sie keine Sozialdemontage! (StRin Karin Landauer: Das ist ganz fies, was Sie da machen!) Je früher, meine Damen und Herren, diese Bundesregierung wieder von der politischen Bühne abtritt, desto besser ist es für Österreich, für die Wienerinnen und für die Wiener! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Ich darf einen kleinen Einschub machen, um Sie auf etwas aufmerksam zu machen, das nur mehr heute möglich ist und am 26. begonnen hat. Mit diesem Einschub versuche ich keine Aktion zur Leerung des Saals, sondern es kann sich im Laufe des Nachmittags ausgehen. In der Volkshalle gibt es eine Ausstellung von den Helfern Wiens und der Gesellschaft für Landesverteidigung und Sicherheitspolitik über "Hilfe kennt keine Grenzen". Das ist sehr interessant. Wenn es jemanden interessiert und er nach der Sitzung Zeit hat, dann gibt es noch die Möglichkeit, sich das anzusehen.

Meine Damen und Herren! Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 1 eingelangt sind. Von den anderen Fraktionen gab es nichts.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 3 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 2 Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Abgen Heinz Christian Strache und Johann Römer haben gemäß § 30 b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage, betreffend ein Landesgesetz über die Wiener Behindertenanwaltschaft, eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zu.

Die Abgen Mag Helmut Kowarik, Heinz Christian Strache und Mag Heidrun Schmalenberg haben gemäß § 30 b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage, betreffend Schaffung eines Pflegeheimgesetzes, eingebracht. 

Auch diesen Antrag weise ich dem Ausschuss, nun aber für Gesundheits- und Spitalswesen, zu.

Wir haben in der Präsidialkonferenz die Tagesordnung beraten und diskutiert. Auf Grund der Diskussion und der Beratung in der Präsidialkonferenz habe ich eine Umstellung der Tagesordnung vorgenommen. Die Postnummern 2, 3 und 1 werden in der von mir nunmehr genannten Reihenfolge verhandelt. 

Ich gehe davon aus, dass es gegen diese Umreihung keinen Einwand gibt. - Ich werde daher so vorgehen.

Die Postnummer 2 (00290/2002-GJS) der Tagesordnung betrifft den Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag. 

Die beiden Kinder- und Jugendanwälte, Frau Pinterits und Herr Dr Schmid, sind anwesend. Ich darf sie willkommen heißen und gleichzeitig Frau LhptmStin Laska bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Ich wiederhole noch einmal, dass wir auch heuer wieder den Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis zu nehmen haben. 

Einleitend möchte ich sagen, dass es mich besonders freut, dass wir heute zwei Tagesordnungspunkte zu behandeln haben, die für mich in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen, nämlich den Tätigkeitsbericht und das nachfolgende Jugendschutzgesetz. Ich sage das vor allem deshalb, weil ich damit meinen Dank an die beiden Kinder- und Jugendanwälte verbinden möchte, weil sie gerade bei der Gesetzwerdung des neuen Wiener Jugendschutzgesetzes bewiesen und dazu beigetragen haben, dass Partizipation und Mitgestaltung nicht nur Schlagwörter bleiben, sondern auch in die Praxis umgesetzt werden, indem sie die Gesetzwerdung mit Jugendlichen begleitet, und nicht nur begleitet, sondern auch tatsächlich eingeleitet haben. 

Sie haben damit bewiesen, dass, wenn man Partizipation ernst nimmt, wenn man Jugendliche in politische Entscheidungen einbezieht, man jedenfalls sehr rasch mit dem Vorurteil aufräumen kann, dass es kein Interesse von Kindern und Jugendlichen an Dingen gibt, die sie selbst, aber darüber hinaus natürlich auch gesellschaftspolitische Fragen betreffen.

In diesem Sinne möchte ich meine Bitte um Zustimmung und Kenntnisnahme des Berichts auch mit einem großen Dankeschön an Ihre Arbeit verbinden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Behandlung dieses Tagesordnungspunkts. Als Erste hat sich Frau Abg Jerusalem gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr verehrte Kinder- und Jugendanwälte!

Wir werden heuer, so wie schon viele Jahre zuvor - ich glaube, es ist das siebente Mal -, den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft hier diskutieren.

Ich möchte mich, bevor ich auf einige Punkte, die ich für wichtig halte, eingehen werde, bei den Kinder- und Jugendanwälten sehr herzlich für ihre absolut qualitativ hochwertige Arbeit bedanken. Ich möchte mich zum einen bedanken für die wirklich hervorragende, nennen wir es einmal Einzelfallsarbeit, das heißt für die Art und Weise, wie in der Kinder- und Jugendanwaltschaft mit Kindern und Jugendlichen gesprochen wird, und für die Art und Weise, wie dort mit den Wünschen der Kinder und Jugendlichen, mit ihren Interessen und Bedürfnissen umgegangen wird. Die Einrichtung ist tatsächlich niederschwellig. Sie ist eine ganz großartige Sache. Die Kinder und Jugendlichen, die dort bereits hingegangen sind oder mit den Kinder- und Jugendanwälten telefoniert haben, haben tatsächlich den Eindruck, angehört zu werden und gehen mit der Gewissheit wieder hinaus, dass sie verstanden und ihre Interessen wahrgenommen werden. Das heißt, es ist in Wien die Anlaufstelle Nummer eins gegen Mobbing für Kinder und Jugendliche. 

Wenn man das weiß, dann muss man an dieser Stelle dazusagen, die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist zu nieder dotiert. Wenn wir für die Kinder- und Jugendanwaltschaft mehr Geld zur Verfügung stellten, dann würden wir, vor allem die Kinder und Jugendlichen, profitieren. Man könnte eine Öffentlichkeitsarbeit machen, man könnte die Einrichtung noch viel mehr in der Öffentlichkeit präsentieren und PR-Arbeit machen, damit letztendlich jedes Wiener Kind und jeder Wiener Jugendliche weiß, diese Einrichtung gibt es, dort kann man anrufen und dort hört tatsächlich auch jemand zu. Und nicht nur das, sondern dort krempelt auch jemand die Ärmel auf und tut etwas. 

Ich habe bei zahlreichen Besuchen in Wiener Schulen ein klein wenig getestet, wie viele die Einrichtung der Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft kennen. Ich kann Ihnen versichern, bei denjenigen, die diesbezüglich schon Erfahrungen gemacht haben und das kennen, ist eine hohe Wertschätzung vorhanden, aber viele kennen die Einrichtung noch gar nicht und hätten durchaus immer wieder Anliegen. Es gibt interessanterweise viele Kinder und Jugendliche, die Anliegen haben, welche die Kinder- und Jugendanwaltschaft angehen könnte, die dort aufgegriffen werden könnten. 

Mein Appell an den Gemeinderat lautet daher: "Mehr Geld für die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft, mehr Personal und mehr PR- und Öffentlichkeitsarbeit, damit alle Kinder und Jugendlichen in Wien diese Einrichtung tatsächlich kennen!" - Soviel zum Ersten.

Was ich weiters im Besonderen an dieser Einrichtung schätze, ist, dass es bei dieser Einzelfallsarbeit und Auseinandersetzung mit einzelnen Menschen nicht bleibt, sondern das, was sie besonders gut macht, ist, dass sie schaut, wo, auf welchem Gebiet es große Probleme gibt, wie diese Probleme heißen, die sich in Wien abzeichnen und wie die Tendenz ausschaut. Diese Probleme werden dann zusammengefasst, herauskristallisiert, ganz klar beim Namen genannt und es werden Problemlösungsvorschläge gemacht. Das ist eine ganz wesentliche Arbeit, welche die Kinder- und Jugendanwaltschaft leistet. Sie ist nicht nur eine Lobby für die Kinder und Jugendlichen, sondern sie ist auch Berater und Beraterin erster Ordnung. Das halte ich für das Wichtige. Die Einzelarbeit ist lobenswert und gut und wir freuen uns, dass es sie gibt, aber die daraus resultierende Arbeit, die Probleme zu erkennen, zu benennen und Problemlösungsvorschläge zu machen und in die Politik zur Beratung zu gehen, das ist das Herausragende dieser Kinder- und Jugendanwaltschaft.

Deswegen möchte ich eigentlich in meiner Rede gar nicht so sehr wieder den Bericht referieren. Diejenigen, die hier schon eine Weile sitzen - und das sind eine ganze Menge Leute -, kennen diese Berichte. Wir wissen, was darin steht. Wir brauchen uns nicht darüber zu unterhalten, was die Kinder- und Jugendanwaltschaft voriges Jahr, heuer oder sonst irgendwann gemacht hat. Worüber wir uns aber unterhalten müssen, ist, was die Politik tut. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft arbeitet hervorragend, aber die Politik versagt. Ich sage es einmal wirklich so, wie ich es mir denke. Ich sage es ganz genau so, wie ich es mir denke, denn nachdem uns Politikberatung angeboten wird, sind wir dazu aufgerufen, diese mittlerweile 108 Forderungen der Kinder- und Jugendanwaltschaft, die über die Jahre aufgestellt wurden, anzugehen. So schaut das aneinandergehängt aus: 108 Forderungen, 108 Probleme, 108 vorgeschlagene Problemlösungen. (Die Rednerin zeigt eine Liste mit mehreren aneinander geklebten A 4-Blättern her.) 
Es ist sehr schön, dass wir uns alle Jahre wieder hier treffen und dann mehr oder weniger andächtig den Wiener Kinder- und Jugendanwälten lauschen und eine Mehrheit diesen Bericht gelesen hat. Aber was tun wir mit den Problemen und mit den Forderungen? Was tut die Politik? - Ich denke, das sollte sich jede einzelne Abgeordnete und jeder einzelne Abgeordneter fragen, welche Handlungen die Politik setzen muss, um diese Probleme nicht nur im Einzelfall zu lösen, sondern strukturell anzugehen. Politik heißt ja nicht, zu verwalten, Einzelfälle zu lösen, zu intervenieren oder sonst irgendetwas, sondern Politik heißt, zu gestalten. 

Meiner Meinung ist es seit ich in diesem Hause bin, zunehmend so, dass nur verwaltet wird, und zwar so verwaltet wird, dass in dem Sinn fortgeschrieben wird. Es ergeht quasi ein Appell an die Verwaltung, etwas zu tun, dann wird uns ein Budget vorgesetzt, das die Fortsetzung des alten und wieder des alten Budgets ist. Aber was geschieht mit den neuen Problemen? Wie gehen wir mit Problemlösungen um? Wie machen wir tatsächlich Politik? 

Wenn Sie sich an unsere Arbeit im Ausschuss erinnern, so sitzen wir dort zusammen und dann gibt es Geschäftsstücke, die uns von der Verwaltung vorgelegt werden. Da wird dann zugestimmt oder abgelehnt oder irgendetwas dazu befunden. Aber der eigentliche Auftrag an die Politik, nämlich zu gestalten, Strukturen zu schaffen, innovativ zu sein und kreativ zu sein, auch auf dem sozialen Gebiet, und die neuen Herausforderungen anzunehmen, wird von uns nicht erfüllt. 

Ich möchte auch auf einzelne Dinge, die gekommen sind, ein bisschen eingehen. Ich meine, die ÖVP und die FPÖ werden heuer diesem Bericht ihre Zustimmung nicht geben. Ich werde ihnen dann genau zuhören. Im Ausschuss hatte sich niemand zu Wort gemeldet. Wir werden dann schon hören, warum nicht. Nur, meine Damen und Herren, weil die Kinder- und Jugendanwaltschaft auch Kritik an Bundesgesetzen übt, das kann doch kein Grund sein, diesen Bericht nicht anzunehmen und seine Zustimmung nicht zu geben! (Abg Walter Strobl: Inhaltlich, aber nicht parteipolitisch!) Sie tun das inhaltlich aus Ihrer Arbeit heraus. Es ist so, dass die Kinder- und Jugendanwälte nicht Politik machen, und schon gar nicht Parteipolitik, sondern sie machen inhaltliche Vorschläge. Sie kritisieren inhaltlich, und zwar in den Punkten, wo sie aus ihrer Erfahrung sagen können, dass diese den Interessen und Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen nicht gerecht werden. (Abg Walter Strobl: Sie haben beim Kindergeld Erfahrung? Da wünsche ich aber viel Glück!) Wir werden dann in eine diesbezügliche Diskussion einsteigen. 

Mein Appell richtet sich jedenfalls an die beiden Parteien, die derzeit in der Bundesregierung sitzen, diesen Bericht als das zu nehmen, was er ist, das Aufzeigen von Problemen, das Anbieten von Problemlösungen und die Aufforderung an die Politik, sich damit auseinander zu setzen! Ich denke, das ist nicht zu viel verlangt! 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Ich möchte mich mit Ihnen ganz ernsthaft über einen Punkt auseinander setzen. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft fordert seit nunmehr zwei oder drei Jahren - ich weiß es nicht genau - mit Beharrlichkeit und mit wirklich sehr guten Argumenten, dass die Kinderrechtskonvention, die UN-Konvention über die Rechte des Kindes, in die Verfassung kommt, und zwar sowohl in die Wiener Landesverfassung als auch in die Bundesverfassung. Sie hat das auch ausreichend und sehr präzise argumentiert. 

Ich rufe es jetzt noch einmal ein bisschen in Erinnerung, welche Gesetze allein in Wien geändert werden müssten, um dieser UNO-Kinderrechtskonvention Genüge zu tun. Ich sage das jetzt nur in Stichworten, ohne näher darauf einzugehen. Das sind das Sozialhilfegesetz, das Pflegegeldgesetz, das Behindertengesetz, das Schulgesetz, das Kindertagesheimgesetz, die Gemeindewahlordnung. Es geht darum, mehr mitreden zu können, um mehr Mitbestimmung und um mehr Mitgestaltung durch die Kinder und Jugendlichen. Es geht zum Beispiel um die Bauordnung. Ich kann mich noch erinnern, diese Auseinandersetzung mit der Wiener Bauordnung war in einem Bericht das Wichtigste. 

Da werden dann im Rahmen der Verwaltung Arbeitskreise eingerichtet, da wird dann auch der eine oder andere Schritt in die richtige Richtung gemacht, das will ich nicht bestreiten, aber den Kinder- und Jugendanwälten nur zu sagen, sie sollen sich mit der Verwaltung auseinander setzen, Arbeitskreise machen und das besprechen, ist meiner Meinung nach der falsche Weg und nicht genug. Da ist die Politik gefragt. Da müssen wir Entscheidungen treffen. Da müssen wir Gesetze beschließen, die passen. Da müssen wir beschließen, dass die UNO-Konvention in die Wiener Verfassung kommt. Das ist unsere Aufgabe. Unsere Aufgabe ist es, den politischen Rahmen vorzugeben, der dann von der Verwaltung umgesetzt wird. 

Jetzt ist es genau umgekehrt. Die Politik lehnt sich zurück und sagt, das soll die Verwaltung machen. Dann legt sie uns was vor und wir sind damit einverstanden oder nicht einverstanden. Das ist aber ein vollkommen falscher Politikbegriff, der hier herumkreist! Wir sind Politikerinnen und Politiker und haben politisch zu handeln. Wir haben Gesetze zu verabschieden und Maßnahmen zu treffen.

Ich nenne ein einziges Beispiel. Die Wohnbaugenossenschaft Sozialbau baut im 14. Bezirk auf der Hütteldorfer Straße. Dort ist es wie überall in Wien. Es existieren null Einrichtungen für Jugendliche, weil die auch gar nicht vorgegeben und vorgeschrieben sind. Was nicht vorgeschrieben ist, wird es auch nicht geben. Es gibt dort nichts für Jugendliche. Wissen Sie, was die Aussage von dem Herrn von der Sozialbau war, der das noch verteidigt? Er meint: "Sollen die Jugendlichen halt in den Wienerwald gehen." - Das sind auch Aussagen. Schicken wir sie halt in den Wienerwald! Sollen die Kinder im Wienerwald spielen und die Jugendlichen ihre Freizeit dort verbringen oder ihre Feste feiern! Das sind doch keine kompetenten Aussagen in einer Großstadt wie Wien! Das kann doch politisch nicht angehen, dass wir diesen Standpunkt einnehmen und auch noch verteidigen! 

Mein Appell an alle Politikerinnen und Politiker in diesem Haus - das richtet sich jetzt nicht an die Parteien, sondern an die Einzelnen von Ihnen und von uns - lautet: "Haben Sie die notwendige Zivilcourage und haben Sie die positive Haltung gegenüber Kindern und Jugendlichen, dafür zu sorgen, dass unsere Gesetze den Kindern und Jugendlichen auch tatsächlich gerecht werden!" (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich habe lange überlegt. Zuerst habe ich mir gedacht, heute, bei meiner Rede, ist eigentlich der richtige Augenblick, um einen Antrag zur sofortigen Abstimmung einzubringen, in dem ich verlange, dass die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes in die Wiener Landesverfassung kommt. Aber den Ausgang davon kennen wir alle. Die Grünen hätten aufgezeigt und im Übrigen wäre der Antrag mit überwältigender Mehrheit abgelehnt worden. Frau StRin Laska hat auf mein Befragen im Ausschuss bereits gesagt, dass sie nicht dafür ist, dass die Kinderrechtskonvention in die Verfassung kommt. Wir haben auch kurz darüber geredet, dass die Chefjuristen dieses Hauses die Meinung vertreten, dass das in der Form nicht hineinkommen kann. Es gibt mittlerweile genügend andere juristische Stellungnahmen, die das Gegenteil sagen, die nämlich sagen, selbstverständlich könnte man das in die Landesverfassung hineinschreiben. Ich hoffe sehr, dass das jetzt nicht das Ende der Debatte ist, und ich hoffe sehr, dass irgendwann in den nächsten Jahren die UNO-Kinderrechtskonvention noch in die Verfassung kommt. 

Ich werde aber, um einen Dialog mit allen aufzunehmen, wenn ich den Antrag dann einbringe, mich auch darum bemühen, dass es eine namentliche Abstimmung gibt, denn dann muss sich jede Abgeordnete und jeder Abgeordnete deklarieren. Da muss dann jeder Einzelne sagen, er will mehr Partizipation, mehr Mitreden und mehr Mitgestalten von Jugendlichen, er steht dazu und weiß, am einfachsten ist es, wenn das in die Landesverfassung kommt. Da wird jeder Einzelne aufgefordert sein, zu sagen, er steht dazu, Politik, also strukturelle Gestaltung, für Kinder und Jugendliche zu machen. Da wird es dann nicht so einfach sein, sich hinter der Partei oder hinter irgendwelchen juristischen Meinungen zu verstecken. Sie wissen so gut wie ich, wenn man in dieser Stadt irgendetwas umbringen will, sagt man, die Juristen sagen, das geht nicht. Dem ist aber nicht so, denn es gibt genug andere Gutachten. 

Ich habe den Antrag formuliert. Ich werde ihn jeder Partei zukommen lassen. Sie sind eingeladen, wenn Sie sich dazu äußern wollen. Es ist nicht so, dass ich sage, daran kann kein Wort geändert werden, aber am Prinzip und an der Forderung, dass das in die Verfassung soll, möchte ich nichts mehr ändern.

Ich habe noch eine Bitte, die ich abschließend inhaltlich noch deponieren möchte. Das ist eine Bitte, die ich sowohl an den Wiener Landtag, weil da wird es um eine Sonderdotierung gehen, als auch an die Kinder- und Jugendanwälte habe. Es geht dabei um die sich in Wien befindlichen minderjährigen unbegleiteten Flüchtlinge. Ich denke, es ist hoch an der Zeit bezüglich dieser Kinder, die ganz sicher die allerärmsten Kinder von ganz Wien sind, weil sie niemanden haben, weil sie traumatisiert sind, weil sie sich selbst nicht helfen können, weil sie darauf angewiesen sind, dass der Landtag und der Gemeinderat sich damit befassen. Ich möchte gerne, dass eine Erhebung gemacht wird, wie viele minderjährige unbegleitete Flüchtlinge sich derzeit tatsächlich in Wien befinden, wo und in welcher Art und Weise sie derzeit versorgt sind, welche Kinder wie viele Ressourcen zu ihrer Verfügung haben, um hier überleben zu können und wie für sie gesorgt wird.

Ich weiß, es wird einiges getan. Die Dinge liegen dennoch im Argen. Für Selbstbeweihräucherung ist hier kein Platz, sondern auch da muss man sagen, wir haben Handlungsbedarf. Das gilt für das gesamte Thema. Damit möchte ich abschließen. Wir Politikerinnen und Politiker haben Handlungsbedarf und müssen Politik machen, gerade Politik zu Gunsten von Kindern und Jugendlichen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort ist Frau Abg Korosec gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Abg Jersualem, Sie haben einen Antrag angekündigt. Wir werden ihn prüfen, aber grundsätzlich kann ich für meine Fraktion sagen, dass wir diesem Anliegen durchaus positiv gegenüberstehen.

Frau Abgeordnete, Sie haben heute den Kinder- und Jugendanwälten sehr viele Rosen gestreut. Ich muss sagen, bei mir fielen die Rosenknospen, bei mir bleiben eigentlich nur Dornen übrig. Ich werde Ihnen das auch begründen. Ich erwarte von den Damen und Herren Jugendanwälten, dass sie parteilich für Kinder agieren, dass sie aber nicht parteipolitisch motiviert sind! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Meine Dame, mein Herr Jugendanwalt, wie ein roter Faden zieht sich Ihr ideologisches Denkmuster durch Ihre Gesetzesbegutachtungen. In erster Linie sind es Gesetzesbegutachtungen und Presseaussendungen, die Ihren Bericht zieren. Ich war jahrelang Volksanwältin und weiß, dass Gesetzesbegutachtungen gemacht werden müssen. Ich halte auch Kritik für sehr wichtig und notwendig, aber so, wie Sie das tun, dass Sie nicht die Kinder in den Vordergrund Ihrer Überlegungen stellen, sondern tatsächlich andere Überlegungen, das ist etwas, was meine Fraktion nicht zur Kenntnis nimmt! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)
Sie müssten nämlich Lobbyisten für unsere Jugend sein und da hätten Sie eine ganz besonders verantwortungsvolle Aufgabe. Sie tun es aber nicht. Ich bringe Ihnen einige Beispiele:

Ich fange an mit dem Kinderbetreuungsgeld. Dieses Gesetz lehnen Sie sehr ab. Ich zitiere: "Für die Situation von Kindern und Jugendlichen kann es katastrophal sein, wenn der Kündigungsschutz, wie im Gesetzesentwurf geplant, nicht während der gesamten Anspruchszeit besteht." - Halten Sie Eltern für unmündige Bürger? 30 bis 36 Monate Karenzzeit an Stelle von 18 bis 24 Monaten, Kündigungsschutz von 24 Monaten statt 18 Monaten oder 30 Monate, vorher 24 Monate, also auf jeden Fall ein halbes Jahr höher. Ist das schlecht für die Kinder? Das ist etwas, was Sie ablehnen? 9 Milliarden S oder 650 Millionen EUR mehr Geld für Familien, in der Endphase 16 Milliarden S. Ist das schlecht für die Kinder und Jugendlichen? - Nein, es ist gut für Kinder und für Familien! (Beifall bei der ÖVP und des Abg Heinz Christian Strache.) 
Sie finden es zum Beispiel auch böse, wenn Studentinnen, Hausfrauen, Bäuerinnen, Selbständige, die bis jetzt kein Karenzgeld oder nur Teilkarenzgeld gehabt haben, das jetzt bekommen. Sind diese Kinder Kinder zweiter Klasse? - Für uns, für die Österreichische Volkspartei, meine Damen und Herren, stand und steht immer das Kind im Mittelpunkt, für Sie offenbar nicht! (Beifall bei der ÖVP.)
Dasselbe gilt für die Wahlfreiheit. 200 000 S oder 15 000 EUR Zuverdienst halten Sie für falsch. Vorher waren es 3 000 EUR. Das bedeutet eben mehr Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Das bedeutet, dass es auch jungen Vätern leichter fallen wird, Kinderbetreuung zu übernehmen. Ich frage Sie: Was ist daran schlecht?

Prof Zulehner - ich glaube, das habe ich hier schon einmal erwähnt - hat es auf den Punkt gebracht, als er gemeint hat: "Die heutige Gesellschaft leidet nicht an einer Übermütterung, aber sie leidet an einer Unterväterung." - Auch dafür ist das Kinderbetreuungsgeld ein Schritt in die richtige Richtung! (Beifall bei der ÖVP.) 
Mit diesem Vorschlag haben junge Familien mehr Freiheit zum Wohl ihrer Kinder. Sie machen einen Gegenvorschlag. Ihr Modell ist ein Basiseinkommen von 4 000 S für jedes Kind ab Geburt. Bis zum 14. Lebensjahr dürfen das die Eltern verwalten, aber natürlich muss man darüber ganz genau Buch führen. Ab dem 14. Lebensjahr könnten Jugendliche selbst über diese 4 000 S verfügen. Als Finanzierung schlagen Sie Familienbeihilfe und Steuerabsetzbeträge vor. Meine Damen und Herren, das ist nicht unser Modell und wir sind überzeugt, dass das auch nicht zum Wohle der Kinder und deren Familien ist! (Beifall bei der ÖVP.) 
Nächster Bereich: Kindschaftsrechtsänderungsgesetz, gemeinsame Obsorge. Sie sind gegen gemeinsame Obsorge. 

Meine Damen und Herren! Kinder lieben ihre Eltern. Kinder brauchen eine gedeihliche Entwicklung und dafür brauchen sie beide Elternteile. Sie brauchen ihre Liebe, sie brauchen ihre Obsorge, auch nach einer Scheidung, dann vielleicht ganz besonders. Daraus leitet sich ab, dass Kinder ein Recht auf eine kontinuierliche Beziehung zu beiden Elternteilen auch nach einer Scheidung haben sollen. Österreich war bis zu dieser Novellierung wirklich das Schlusslicht, das einzige Land in der EU, das nach der Scheidung eine Alleinzuteilung der Elternrechte vornimmt. 

Offenbar wollen Sie, meine Dame und mein Herr Jugendanwalt, dass das Verantwortungsgefühl beider Eltern oder des Elternteils, wo das Kind nicht wohnt, mit der Scheidung endet. Wir wollen das nicht! (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben pro Jahr ungefähr 20 000 Scheidungen. Es sind 17 000 Kinder davon betroffen. Das sind 17 000 Schicksale. Was können Kinder dafür, wenn die Eltern sich nicht mehr verstehen? - Es ist intensiv parlamentarisch beraten worden, es hat ein zweitägiges Expertenhearing gegeben und letztendlich hat der Gesetzgeber ein Angebot gemacht, dass jene Sorgeregelung - eigentlich etwas ganz Selbstverständliches -, die während aufrechter Ehe besteht, auch für die geschiedenen Eltern beziehungsweise für die Familie nach der Scheidung gilt. Glauben Sie mir, gerade als Volksanwältin bin ich mit sehr vielen Scheidungsschicksalen konfrontiert worden und weiß, wovon ich rede. Ich weiß, wie wichtig die gemeinsame Obsorge ist. Wenn ein Elternteil mit dieser Regelung unzufrieden ist oder an einer Konfliktlösung überhaupt nicht interessiert ist, kann das Gericht angerufen werden. Aber wir wissen aus internationalen Beispielen, dass das ganz selten der Fall ist. In Deutschland sind es 5 Prozent.

Ich bin zutiefst davon überzeugt, meine Damen und Herren, dass dieses Modell die Belastungen der Kinder minimiert. Ich glaube auch, dass die Lösung einer gemeinsamen Obsorge die Chance in sich birgt, die maximale Anzahl und den größtmöglichen Prozentsatz von Vätern dazu zu bringen, sich um die Kinder mehr zu kümmern, als es vielleicht heute der Fall ist, wo vor allem die Väter - das möchte ich hier auch sagen - oft nur zu Zahlern degradiert werden.

Gemeinsame Obsorge ist zum Wohle der Kinder und das müsste Ihnen, meine Dame und mein Herr Jugendanwalt, am Herzen liegen! Offensichtlich ist es aber nicht so! 

Nächster Bereich: Wahlalter. In aller Kürze, die Österreichische Volkspartei ist natürlich für Partizipation von jungen Menschen. Trotzdem sind wir gegen die Senkung des Wahlalters und wir sind in guter Gesellschaft, nämlich in der Gesellschaft der Betroffenen. Das ist immer etwas Positives. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine Partizipation von jungen Menschen, von Kindern, von Jugendlichen in dieser Stadt, in diesem Land ist etwas, was von keiner Partei in diesem Hause in Frage gestellt wird. Das ist selbstverständlich. (Abg Godwin Schuster: Beim Wahlalter habe ich etwas anderes gehört!) Die Kreativität, die Fantasie, der Elan von jungen Menschen, von Kindern ist für die Weiterentwicklung jeder Gesellschaft ganz wichtig, denn Kinder und Jugendliche stellen Fragen und das ist notwendig, das brauchen wir, das regt zum Nachdenken an. Für mich heißt das, dass es immer mehr Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche geben muss, zusammen mit Erwachsenen Diskussionen zu führen, die letztlich auch zu guten Entscheidungen führen. 

Aber nicht die Senkung des Wahlalters ist hier die Lösung. (Abg Godwin Schuster: Aha!) Herr Kollege Schuster, das ist ein zu einfaches Strickmuster! Hier ist ein breiter Diskussionsprozess einzuleiten. Den muss man einleiten. Ich habe nachgelesen, auch Kollegen und Kolleginnen Ihrer Fraktion haben schon gemeint, hier ist es notwendig, diesen Diskussionsprozess einmal in Gang zu bringen - vielleicht kommt dann auch eine Änderung -, aber nicht mit der Senkung des Wahlalters zu beginnen. Dieser Diskussionsprozess hat aber noch nicht stattgefunden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Dame und mein Herr Jugendanwalt, wie Sie an den Bedürfnissen vorbeigehen, zeigt die Studie, wo in 39 Wiener Schulen gefragt wurde, wo 14 000 Schüler mit Mehrheit, nämlich 63 Prozent, gegen eine Senkung des Wahlalters aufgetreten sind. Das heißt, wir von der Österreichischen Volkspartei sehen uns in unserer Haltung bestärkt. Wir wollen auch verhindern, dass womöglich der Wahlkampf in den Klassenzimmern ausgetragen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Der nächste Bereich ist das Jugendgerichtsgesetz: Das Gesetz zur Neuordnung des Kindschaftsrechts sieht eine Herabsetzung der Volljährigkeit von 19 auf 18 Jahre vor. 

Damit waren Sie einverstanden. Dass allerdings dieser Vorschlag natürlich auch Auswirkungen auf die Altersgrenze für die Anwendung des Jugendstrafrechts haben wird, finden Sie empörend. Jetzt frage ich Sie: Was ist empörend? - Natürlich sind auch wir der Meinung, dass die Heranwachsenden eine gewisse Privilegierung bei der Strafdrohung und bei der Strafhöhe haben sollen. Das ist überhaupt keine Frage. Es gibt die sprichwörtlichen Jugendtorheiten, die aber auch irgendwann einmal aufhören müssen, denn nichts im Leben, meine Damen und Herren, ist eine Einbahnstraße. Man kann nicht auf der einen Seite alle Rechte geben, die ein Erwachsener hat, aber auf der anderen Seite keine Pflichten auferlegen. Ich meine, ich kann nicht ein Rechtsgeschäft abschließen, mir ein Auto kaufen, aber nicht daran denken, es zu bezahlen, weil ich nicht bestraft werden kann. So kann es nicht sein! (Abg Godwin Schuster: 77 sind im Moment eingesperrt!)

Meine Damen und Herren! Wenn wir junge Menschen ernst nehmen - Herr Kollege Schuster, ich nehme junge Menschen sehr ernst -, dann müssen wir sie auch zur Verantwortung ziehen, wenn sie eine kriminelle Handlung gesetzt haben. (Abg Godwin Schuster: Das Einsperren nützt nichts!) Ich komme schon dazu, wenn Sie mir zuhören. 

Weil aber gerade die Zeit zwischen dem 18. und dem 21. Lebensjahr für die Jugendlichen ein sehr kritischer Übergangsbereich ist, wo sie auf dem Weg zum Erwachsenendasein sind, wurden im Jugendgerichtsgesetz besondere Privilegien geschaffen und das wissen Sie. Es ist sogar erweitert worden. (Abg Godwin Schuster: Die haben kein Personal! Die Jugendlichen werden verwahrt und nicht bewahrt! Das ist das Problem! Die werden verwahrt und nicht betreut!) Wir haben es sogar erweitert. Das, was bisher bis 20 Jahre gegolten hat, gilt jetzt bis 21 Jahre. Auch das ist wieder parlamentarisch intensivst beraten worden, Expertenhearings sind eingeholt worden und tatsächlich ist der Katalog der mildernden Ansätze erweitert worden. 

Jugendgerichte sollen bis zum 21. Lebensjahr sachlich zuständig sein. Die lebenslange Strafe, die es natürlich nicht gibt, ist auch bis zum 21. Lebensjahr erhöht worden. Sie wissen das alles! 

Was sehr wesentlich ist, ist die Erweiterung der außerordentlichen Strafmilderung, die auf mangelnde Reife beruht. Es wurde also eine Bandbreite an Flexibilität geschaffen. Die Jugendanwaltschaft ist trotzdem gegen dieses Gesetz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich könnte diese Beispiele jetzt beliebig fortsetzen. Sie sind Ausfluss eines ideologischen Denkens, das die Österreichische Volkspartei nicht akzeptieren kann und auch nicht akzeptieren will. Aus diesem Grunde ist es meiner Fraktion nicht möglich, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Strache. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werter Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Pinterits! Herr Dr Schmid!

Bis zum heutigen Tag oder in den letzten Jahren war es zumindest üblich, dass man den Bericht der Kinder- und Jugendvolksanwaltschaft rechtzeitig bekommt, nämlich zumindest zwei bis drei Wochen vor einer Ausschusssitzung, damit man dementsprechend auch die Gelegenheit hat, sich einzulesen, um dann eventuell schon im Ausschuss darüber debattieren zu können. Dieses Jahr war es leider Gottes erst möglich, den Bericht einen Tag vor dem Ausschuss zu erhalten. Wir hatten daher nicht die Gelegenheit, im Ausschuss irgendetwas anzusprechen. Wir werden aber heute die Gelegenheit dazu nützen. 

Wir haben im letzten Jahr beim Bericht der Jugendanwältin erleben müssen, dass sie in ihrer Wortmeldung ein Schimpfwort verwendet hat. Das hat auch zu einem dementsprechenden Eklat in diesem Hause geführt. Es handelte sich um ein Schimpfwort, das auf Grund ihrer Erregung vielleicht erklärbar ist, aber für dieses Haus einfach nicht angepasst ist und hier nichts verloren gehabt hat. Wir haben einen Bericht erleben müssen, den wir auch letztes Jahr dementsprechend filetiert haben und wo wir aufgelistet haben, dass es nachweislich zu Manipulationen, zu unzulässigen Wertungen, zu politischer Agitation gekommen ist. Wir waren auch damals schon der Meinung, dass es spätestens nach diesem Bericht und der Wortmeldung eigentlich an der Zeit gewesen wäre, dass beide Jugendanwälte das Handtuch werfen und zurücktreten. Es ist aber nichts passiert. Wir haben ein weiteres Jahr erlebt, wo sich vieles von dem Bericht aus dem Jahr 2000 im jetzigen Bericht wiederfindet und eine Fortsetzung des letztjährigen Berichts darstellt. 

Sie selbst haben an Ihrem Grundsatz festgehalten - das hat Frau Kollegin Korosec heute schon angesprochen -, dass Sie eine Parteilichkeit für die betroffenen Kinder und Jugendlichen durchzuführen haben und dass das eigentlich Ihr Grundsatz sein soll. Ich muss ehrlich sagen, dass ich eine einzige Parteilichkeit in Ihrem Bericht erkenne, nämlich eine Parteilichkeit für die Sozialistische Jugend, nicht eine Überparteilichkeit, die letztlich für alle Jugendlichen da sein sollte, sondern nur für ein gewisses Segment, für eine gewisse Gruppe. Das ist auch ideologisch immer wieder ein Schwerpunkt in Ihren Berichten. 

Ich kann mich erinnern, wir haben einmal eine außerordentliche Sitzung des Sozialausschusses gehabt, das war im letzten Jahr, wo auch Jugendvertreter eingeladen waren, wo wir über das Jugendschutzgesetz diskutieren konnten, das nachträglich heute zur Debatte stehen wird und zu beschließen sein wird. Dabei war es für uns sehr interessant zu bemerken, dass wir zwar Unterlagen erhalten haben, aber dann feststellen mussten, dass eine Magistratsbeamtin, die neben unserem Abg Ing Rudolph gesessen ist, ein anderes Papier hatte, in dem andere Informationen gestanden sind, wo auch die Fragestellung erkenntlich war, wo man herauslesen konnte, dass ganz bewusst eine Informationskürzung gegenüber der Opposition stattgefunden hat, weil man uns dieses Papier nicht geben wollte. Wir haben es zufälligerweise bei der Frau Magistratsbeamtin gesehen und dadurch Einsicht erhalten. 

Darin war im Wesentlichen ein Punkt, der sich gänzlich von dem Bericht unterschieden hat, nämlich der Punkt über den Jugendschutzausweis, wo selbst die jungen Menschen, die befragt worden sind, mit Mehrheit gesagt haben, sie wünschen sich einen solchen Ausweis, wo man gleich die Möglichkeit hätte, hinten vielleicht Jugendschutzbestimmungen punktuell anzuführen, damit auch eine Information für die Betroffenen selbst vorhanden ist, damit sie wissen, was eigentlich das Jugendschutzgesetz ist und welche Bestimmungen es gibt, die in diesem Bereich festgelegt sind. Es wurde aber herausgenommen, weil es offensichtlich nicht in den Kram gepasst hat. Man will halt keinen Jugendschutzausweis haben, man will so etwas nicht vornehmen!

Es waren manipulative Suggestivfragen, die teilweise so ausgesehen haben, dass man die jungen Menschen nicht ausreichend über den Ist-Zustand der Gesetzeslage informiert hat. Wenn man natürlich nicht weiß, was eigentlich die Ist-Situation im jetzigen Jugendschutzgesetz ist, dann kann man auch schwer entscheiden, ob man das mehr so oder anders will. 

Wir haben im Bericht des letzten Jahres das Alkoholproblem im Bereich der Jugend nachlesen können! Auch in diesem Jahr steht es wieder mit ähnlichen Worten drinnen. Zum Glück ist das auch angesprochen worden, denn es ist wichtig. Es ist ein wichtiges Anliegen. In dem Zusammenhang wird in dieser Stadt einiges passieren müssen, damit man junge Menschen davor schützt, dass sie zum Alkohol oder zu Nikotin greifen. Das ist vollkommen korrekt, richtig und wichtig. 

Aber ich vermisse auch in diesem Bericht 2001 wieder, dass irgendetwas über Drogenproblematik darin steht. Vielmehr hat man sogar damals bei der Ausschusssitzung, bei dieser Sondersitzung, die wir zum Thema der Jugendvolksbefragung gehabt haben, behauptet, dass die jungen Menschen für eine Freigabe eingetreten sind. Das hat man da angefügt, ohne dass man irgendeinen Beleg dafür hätte. Man hat das einfach in den Raum gestellt, dass die jungen Menschen eine Freigabe von Drogen verlangt haben und dass das ein wichtiges Anliegen ist, das sozusagen vom Bundesgesetzgeber zu erfüllen ist. 

Ich habe auch in diesem Bericht wieder finden müssen, wie das schon letztes Jahr der Fall war - und das hat mich wirklich verwundert -, dass wieder ein Pressedienst abgedruckt wird, der schon im Bericht 2000 drinnen war, nämlich vom 15. September 2000. Ich zitiere jetzt, was von diesem Pressedienst von Seiten der Jugendanwaltschaft zum Besten gegeben worden ist. Da hat man Folgendes behauptet oder von sich gegeben: "Politische Kräfte ziehen in den Krieg gegen Jugendliche." Das hat der Pressedienst als Titel gehabt. In diesem Pressedienst wird die Forderung, die die Freiheitliche Partei Wiens im letzten Wahlkampf aufgestellt hat, nämlich ein drogenfreies Wien sozusagen als Zielrichtung vorzugeben, als aggressiver Sager dargestellt, das sei grausig, das sei aggressiv, weil man etwas gegen die Drogenproblematik tun möchte. Ich frage mich, wo hier der Ansatz der Jugendanwälte ist, für Kinder- und Jugendschutz etwas zu tun. Oder steckt da vielmehr der ideologische Ansatz dahinter, dass man vielleicht eine Liberalisierung will, dass man eine Legalisierung der Drogen will, weil man selbst Lust auf das eine oder andere Mittel hat, das in diesem Bereich verboten ist? (Abg Mag Christoph Chorherr: Herr Kollege, jetzt gehen Sie aber zu weit!) Nein, ich stelle das sehr wohl in den Raum, weil ich diese Interessen für mich sehe. Es werden hier nicht die Interessen der jungen Menschen geschützt. 

Sie reden immer davon, dass zu wenig im Bereich von Alkohol und Nikotin getan wird, aber jedes Mal, wenn wir kommen und verlangen, dass in diesem Bereich etwas getan wird, dass man hier Präventivmaßnahmen tätigt, dann wird uns Freiheitlichen - da kann man auch aus einem Pressedienst der Jugendanwaltschaft zitieren - unterstellt, dass wir kein Interesse daran haben, etwas gegen den Alkoholmissbrauch oder Nikotinmissbrauch im Jugendbereich zu tun, dass wir kein Interesse daran haben, da etwas umzusetzen! Diese Unterstellung kommt dann einfach. Ich sage, das ist eine parteipolitisch motivierte Unterstellung der Jugendanwälte! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Sonja Wehsely: Wer schenkt Alkohol bei Parteiveranstaltungen aus?)

Dass eine parteipolitische Motivation dahinter steht, haben wir auch schon bei der Bestellung gemerkt. Es hat eine unabhängige Kandidatin gegeben, die damals beim Hearing exzellent und wesentlich besser abgeschnitten hat als die Frau Pinterits, aber wie es nicht anders zu erwarten war, ist halt eine offensichtlich gute Weggefährtin der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin dann trotzdem zur Jugendanwältin bestellt worden, weil die Dame, die im Hearing besser abgeschnitten hat, nicht in ihr Konzept gepasst hat. (Abg Mag Sonja Wehsely: Das stimmt doch nicht!) Das ist Faktum. (Abg Mag Sonja Wehsely: Womit belegen Sie diese Behauptung?) Das ist auch in den Protokollen nachzulesen. (Abg Mag Sonja Wehsely: Sie betreiben Geschichtsverfälschung!) Das ist Faktum. Da können Sie sich aufregen, so sehr Sie wollen!

Dass man aber in einem Pressedienst vom 2. März 2001 feststellt, die Strafverschärfung und Anzeigenpflicht von Tätern, die Kinder sexuell missbrauchen, schadet den missbrauchten Opfern, nämlich den Kindern, da frage ich mich wirklich. Da interpretiere ich heraus: Nicht anzeigen, lassen wir den Täter weiter das Kind missbrauchen! (Abg Mag Sonja Wehsely: Sie haben überhaupt nichts verstanden!) Was ist denn das für ein Ansatz? - Man muss doch alles dazu tun, dass der Täter in so einem Fall aus dem Verkehr gezogen wird und dass der Täter vom Kind wegkommt, damit er nicht mehr die Möglichkeit hat, das Kind zu missbrauchen. Aber es steht nach wie vor der Täterschutz im Vordergrund und nicht der Opferschutz. Das ist etwas, was wir klar und deutlich verurteilen müssen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte jetzt nicht noch einige andere Dinge aus dem vergangenen Jahr wiederholen, aber ich möchte zunächst noch einmal zum Punkt der Jugendvolksbefragung zurückkommen. Es ist schon interessant, wie man im Bericht etwas mit schönen Worten darstellen kann. Die Realität sieht aber leider anders aus. Wir haben 63 436 stimmberechtigte junge Menschen gehabt, die an der Volksbefragung teilnehmen hätten können. 19 358 haben letztendlich daran teilgenommen. Das war dann ein Abstimmungsergebnis, bei den 19 358 abgegebenen Stimmen, von 50,1 Prozent für den ExpertInnenvorschlag für das Jugendschutzgesetz, nämlich die Ausgehzeiten dementsprechend zu erhöhen. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Das sind mehr Prozent als beim letzten Volksbegehren!) Ich komme gleich dazu, ich erkläre es Ihnen gleich, Herr Wutzlhofer. 

26 Prozent haben für das bestehende Gesetz gestimmt, 20 Prozent haben den ExpertInnenvorschlag abgelehnt, 3,8 Prozent haben ungültig gestimmt. Wenn ich jetzt das Ergebnis hernehme, so haben 85 Prozent aller betroffenen Jugendlichen, Herr Wutzlhofer, nicht für den Vorschlag der ExpertInnen gestimmt. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Sie verdrehen das Ganze!) Das ist Faktum. Da können Sie herumreden, was Sie wollen! Das ist einfach ein Faktum, das man nicht wegdiskutieren kann! 85 Prozent der Bevölkerung haben nicht dem ExpertInnenvorschlag zugestimmt. 

Wir haben auch im Bereich des Wahlrechts, wo noch eine eingehende Diskussion in diesem Hause stattfinden wird, das Umfrageergebnis, das Frau Kollegin Korosec heute schon zitiert hat. 63 Prozent der Betroffenen aus den AHS-Oberstufen, berufsbildenden mittleren und höheren Schulen sowie der Berufsschulen haben sich auch gegen diese Wahlaltersenkung ausgesprochen. 

Wir nehmen im Prinzip immer die Meinung der Betroffenen am Wichtigsten. Das ist das Entscheidende. Wir sind immer dafür eingetreten, in dieser Stadt Volksbefragungen und Volksabstimmungen bei wichtigen Themen vorzunehmen. Sie haben es leider immer wieder abgelehnt, weil Sie das Volk nicht fragen oder abstimmen lassen wollen. Ich nehme diese Abstimmung, die da passiert ist, schon sehr ernst. (Abg Mag Sonja Wehsely: Es gibt auch Abstimmungen, die "Wahltag" heißen!) 

Der Wahltag 2006 wird mich mit Sicherheit mit großer Freude erfüllen, denn spätestens dann werden Ihnen die Wienerinnen und Wiener das Vertrauen, das Sie Ihnen bei der letzten Wahl geschenkt haben, mit klarer Deutlichkeit wieder entziehen! (Abg Mag Sonja Wehsely: Warten Sie einmal 2003 ab!) 

Beim Wahlalter haben wir immer gesagt, natürlich sind wir hier offen, was den Bereich Wahlaltersenkung auf Bezirksvertretungsebene betrifft, denn dort macht es Sinn, dort ist es vernünftig. Wo es nicht vernünftig wäre, wäre auf anderen Ebenen, wie im Bereich der Landtagswahl, wie im Bereich der Nationalratswahl. 

Da wäre es bedenklich, weil es zumindest für uns so ist, dass dies wiederum mit einer Anpassung aller anderen Bestimmungen einhergehen müsste, auch im strafgesetzlichen Bereich, und das wäre fatal. Denn wenn man Verantwortung übernimmt, dann ist es selbstverständlich auch wichtig, Pflichten zu übernehmen. (Abg Mag Sonja Wehsely: Volljährigkeit!) Im Bezirksvertretungsbereich haben wir immer prinzipiell unsere positive Zustimmungsmöglichkeit artikuliert. Wir werden das dann sicherlich noch eingehend diskutieren können.

Aber es ist kein Widerspruch dazu, dass es Partizipationsrechte und Mitspracherechte gibt und dass diese notwendig sind. Wenn ich aber hergehe und mir einen Pressedienst der Kinder- und Jugendanwaltschaft durchlese, nämlich jenen vom 3. Jänner 2002, so sehe ich, dass "undemokratisches Demokratiepaket" drinsteht. Es steht auch drin, dass "alle Menschen in diesem Land dem Volk angehören". Na klar, auch Kindergartenkinder gehören dem Volk an! Wenn ich mir diesen Pressedienst durchlese, dann denke ich, da kommt wirklich dieser Wunsch als Vater des Gedankens durch: Lassen wir schon die Kindergartenkinder wählen, weil sie noch kein Kreuzerl machen können, da kann dann die rote Kindergartentante ankreuzen und dann haben wir vielleicht ein noch besseres Ergebnis in der Stadt Wien.

So ungefähr klingt das, wenn ich mir diesen Pressedienst durchlese. Es sind überhaupt keine Grenzen mehr vorhanden, sondern das Wahlrecht wird schon für alle Kinder verlangt; sozusagen vom ersten Lebensjahr an bis zum Tod soll für alle Menschen das Wahlrecht vorhanden sein. Das ist ja widersinnig, so etwas ist abstrus! (Abg Johann Hatzl: Herr Strache!) 

Herr Präsident Hatzl! Sie werden doch selbst auch zugeben, dass das wirklich widersinnig ist. (Abg Johann Hatzl: Herr Strache, Sie haben Recht!) Da werden Sie selbst zugeben, dass das absolut widersinnig ist. (Abg Johann Hatzl: So einen Vorschlag gibt es - von der ÖVP!) So etwas ist in diesem Pressedienst formuliert worden, dass das ganze Volk die Entscheidungsgewalt haben soll und wahlberechtigt sein soll, weil die Demokratie vom Volk ausgeht, und selbstverständlich gehören auch Kinder und Jugendliche dem Volk an. - So ist die Textierung des Pressedienstes gewesen, Herr Kollege Hatzl! Da frage ich mich schon, wo die Grenze liegen würde, wenn die Jugendanwaltschaft ihre Vorstellungen umsetzen könnte.

Ich denke, dass es in einer Gesellschaft Grenzen geben muss, auch was das Wahlrecht betrifft, auch was Verhaltensformen betrifft, und natürlich auch im Bereich des Jugendgerichtsgesetzes. Wenn in dem Bereich eine Veränderung stattfinden wird und in Zukunft schon mit dem 18. Lebensjahr die Volljährigkeit erreicht wird, dann hat das natürlich auch mit den gesetzlichen Bestimmungen einherzugehen. Das ist für uns eine Selbstverständlichkeit.

Aber interessant ist die Begründung der Jugendanwaltschaft, die hier angeführt wird im Hinblick darauf, warum es bedenklich wäre, dieses Alter von 19 auf 18 Jahre herunterzusetzen. Da stellt sich die Jugendanwaltschaft selbst wieder in Frage, nämlich mit ihrer Argumentation, was das Wahlrecht betrifft. Da wird unter anderem festgestellt: "Das Jugendalter stellt generell eine Übergangsperiode von der Kindheit zum Erwachsenwerden dar, in der auf Grund tief greifender Veränderungen ein neues Gleichgewicht gefunden werden muss. Während in den letzten Jahrzehnten eine Beschleunigung der körperlichen Entwicklung festzustellen ist, hat sich der Zeitraum der psychosozialen Entwicklung verlängert."

Aha, hier wird also von der Jugendanwaltschaft festgestellt, dass es heute leider Gottes länger dauert, bis junge Menschen erwachsen werden! Das stellt die Jugendanwaltschaft hier deutlich fest. Gleichzeitig sagt sie aber: Setzen wir das Wahlalter und sozusagen auch die Verantwortungsfähigkeit der Jugend herunter - obwohl sie da etwas anderes feststellt, was Verantwortungsfähigkeit betrifft. 

Ich zitiere weiter: "Schwere Entwicklungsbedingungen beziehungsweise das Nicht-Gelingen dieser Anpassung können zu einem ungünstigen Selbstkonzept führen, das mit geringer Selbstachtung verbunden ist und häufig zu sozialem Rückzug, Aggression oder Delinquenz führen kann. In dieser Situation sind Jugendliche besonders anfällig für Gruppendruck."

Na, was haben wir denn in den Schulen? - In den Schulen erleben wir heute schon einen sehr großen Gruppendruck. Wir erleben heute auch schon in den Schulen, dass leider Gottes das stattfindet, was nicht zulässig wäre, nämlich Parteipolitik an den Schulen. Der Gruppendruck würde dann dort natürlich erhöht werden. (Abg Mag Sonja Wehsely: Freibier! Freibier für alle!) Der Druck würde dann erhöht werden, und wenn Menschen sich dann vielleicht erlauben würden, in der Klasse ihre freie Meinung zu artikulieren und zu sagen, sie gehören nicht der sozialistischen Gesinnungsgemeinschaft an, müssten sie damit rechnen, dass sie vielleicht unter einen gewissen Druck innerhalb der Klassengemeinschaft geraten, oder durch einen Lehrer, der vielleicht eine andere ideologische Meinung vertritt. (Zwischenruf der Abg Martina Malyar.) Das ist etwas, das man auch bedenken sollte, wenn es um die Wahlaltersenkung geht und wenn wir darüber sachlich diskutieren wollen.

Das Kinderbetreuungsgeld ist heute schon angesprochen worden. Ganz klar zeigt sich der ideologische Reflex, der wieder zum Tragen kommt: Das ist abzulehnen, weil es "fürchterlich" ist, dass man jetzt das Geld zumindest eines Elternteils zweieinhalb Jahre beziehen kann und der Zweite noch sozusagen ein halbes Jahr anhängen kann, sodass dann insgesamt drei Jahre lang 6 000 S im Monat in Anspruch genommen werden können. Es ist "fürchterlich", dass plötzlich auch eine Pensionsabsicherung für den Elternteil vorhanden ist und diesem auch die Pensionszeit angerechnet wird. Es ist "fürchterlich", dass die Zuverdienstgrenzen von 40 000 S auf 200 000 S im Jahr erhöht worden sind und dadurch eine Erleichterung der Familienmitglieder vorhanden ist, sich zu entscheiden, vielleicht auch weiterhin halbtags arbeiten zu gehen. Das alles ist "fürchterlich".

Ich frage mich wirklich: Was für eine Argumentation steckt dahinter, dass man immer mit so einem Reflex argumentieren muss und solche Wertungen trifft?

Ich möchte auch Folgendes festhalten, weil immer wieder davon gesprochen wird, dass den Frauen die Karriere verbaut wird, wenn sie das Kindergeld in Anspruch nehmen. Es wird niemandem die Karriere verbaut, und schon gar nicht einer Billa-Verkäuferin. Eine Billa-Verkäuferin, die im Monat um die 10 000 S netto verdient und ein Kind bekommt, hat heute mit dem Kindergeld die Möglichkeit, zumindest zweieinhalb Jahre lang monatlich 6 000 S zu erhalten, sie kann halbtags weiterhin arbeiten gehen, sie kann bis zu 200 000 S im Jahr verdienen und verdient letztlich mehr, als sie als Billa-Verkäuferin jemals verdienen kann. Das zu den Karrierechancen, die Sie immer darstellen. In Wirklichkeit ist das Kindergeld eine soziale Verbesserung gerade für die unteren Schichten in der Bevölkerung! (Beifall bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Abg Martina Malyar: ... niederösterreichischen Kindergärten ...!)
Es wird im Zusammenhang mit dem Kindergeld auch immer unterstellt, dass es ein Geld für die Mütter oder für die Väter sein soll. Das haben Sie hier inhaltlich so dargelegt oder unterstellt. Das ist nicht der Fall. Das ist ein Geld, das für die Kinder gedacht ist! Alle Kinder sind gleichwertig und deshalb kann man hier auch keine Differenzierungen treffen. Ein Kind ist gleichwertig und ein Kind hat den Anspruch darauf. Nicht der Elternteil hat den Anspruch darauf, sondern das Kind, das zur Welt gekommen ist, hat den Anspruch auf diese Unterstützung. Deshalb werden wir nicht zulassen, dass Sie hier permanent mit Unwahrheiten oder Halbwahrheiten agieren, und werden das dementsprechend in der Öffentlichkeit immer wieder klar und richtig stellen. (Abg Mag Sonja Wehsely: Die Frauen werden es bemerken!) 

Sie haben hier auch folgenden Punkt angeführt. Es ist ein Wunsch betreffend den Punkt EU-Richtlinie/Asylwerber. Sie haben festgestellt oder sich gewünscht oder gefordert, die aus der Praxis der Mitgliedsstaaten übernommene Konzeption der so genannten sicheren Herkunftsländer sollte abgeschafft werden. Das ist ein Wunsch von Ihnen. Man kann darüber diskutieren, das ist keine Frage.

Für uns ist die Stellung hier klar: Wir sagen, dass selbstverständlich jeder Asylwerber, der aus einem unsicheren Land kommt, aufzunehmen ist. Das ist das Menschenrecht, das ist eine Selbstverständlichkeit, die passiert. Aber wenn einer über ein sicheres Drittland zu uns kommt, dann ist die Wertigkeit nicht mehr in dem Sinn gegeben. Dann ist es ja der wirtschaftliche Hintergrund, der den jeweiligen Flüchtling veranlasst, von einem sicheren Land, in das er geflüchtet ist, in ein anderes Land zu gehen, in dem er es sich vielleicht wirtschaftlich besser stellen kann, als in dem anderen Land.

Sie stellen in einem anderen Punkt fest, und zwar in dem Bereich weiter hinten - ich muss das kurz heraussuchen. (Abg Martina Malyar: Jetzt fehlt der rote Faden!) Dort sagen Sie auch, dass die Familienzusammenführung ein Menschenrecht darstellt. Leider Gottes finde ich diesen Punkt jetzt nicht, ich werde später noch darauf zurückkommen. Wir haben auch Pressedienste von Ihnen; den Kinderschutz haben wir schon angesprochen. Da ist die Familienzusammenführung, jetzt habe ich es! Ja, jetzt habe ich leider Gottes den Zettel nicht gleich gefunden, aber so viel Geduld werden Sie auch noch aufbringen, es abwarten zu können.

Auf Seite 62 ist ein Pressedienst vom 8. Juni 2001 abgedruckt. Ich zitiere daraus: Die beiden Kinder- und Jugendanwälte Pinterits und Schmid schließen sich damit der Aktion des Wiener Integrationsfonds "Das Recht auf Familie ist ein Menschenrecht" an und fordern, die Kinderrechtskonvention als Verfassungsrecht zu verankern.

Da wird also im Inhalt schon immer vorher davon gesprochen, dass die Familienzusammenführung selbstverständlich ein Menschenrecht darstellt, das wird von Ihnen so dargelegt. Hierzu gibt es - dies zur Ergänzung für Sie, ich werde das auch verlesen und zitieren - einen Beschluss des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, der in einem Urteil klar und deutlich erkannt hat, dass Familienzusammenführung kein Menschenrecht darstellt. Diese klare und eindeutige Feststellung hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte am konkreten Fall einer abgehandelten Privatklage gegen die Schweiz ausjudiziert und bestätigt. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg hat ausdrücklich entschieden, dass die Familienzusammenführung für das jeweilige Gastland kein Menschenrecht darstellt.

Begründet wird das durch den Artikel 8 der Menschenrechtskonvention. Der Gerichtshof stellt sich auf den Standpunkt, dass ein Staat das Recht haben muss, ein gerechtes Gleichgewicht zwischen dem Recht der Menschen auf Familienleben und den jeweiligen Staatsinteressen in ihrer Gesamtheit herzustellen, und das Recht auf Familienzusammenführung letztlich nur im Herkunftsland gegeben ist. Wenn ein Familienteil das Land freiwillig verlässt oder unfreiwillig verlassen muss - wie Sie es auch dementsprechend festhalten -, ist das eine Sache, die sozusagen nicht in diesen Menschenrechtsbereich hineinfallen kann.

Das hat der Gerichtshof als solches dargestellt, und das ist ein Urteil, das wir zur Kenntnis genommen haben. Ich meine, Sie sollten das auch zur Kenntnis nehmen. Deshalb habe ich es Ihnen heute dargelegt, damit Sie wissen, dass Sie hier falsch liegen.

Zum Abschluss möchte ich festhalten, dass es auch im Gesetz der Wiener Jugendwohlfahrt - Jugendwohlfahrtsgesetz 1990, damals ist es abgeändert worden - im Artikel 1 Abs. 9 folgenden Passus gibt: "Wenn in der Person von einem der Kinder- und Jugendanwälte Umstände eintreten, die diese Person für dieses Amt als nicht mehr geeignet erscheinen lassen, hat die Landesregierung die Bestellung dieser Person zu widerrufen." - Ich meine, dass es angesichts dieser politischen Wertungen, angesichts der Manipulationen und Verhaltungsweisen, die in diesem Bereich stattgefunden haben, die Pflicht der Landesregierung wäre, die Jugendanwälte abzuberufen.

Wenn sie das nicht tun sollte - wovon ich auf Grund der Parteilichkeit, die hier gegeben ist, leider ausgehen muss -, dann sollten zumindest die Jugendanwälte selbst im Interesse der Kinder und der Jugendlichen den Schritt des freiwilligen Rückzugs setzen. Ich meine, das wäre der Dienst, den sie den Wiener Kindern und Jugendlichen schuldig sind. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Vettermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Jugendanwälte! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zuerst zu den beiden Vorrednern etwas sagen, weil ich glaube, dass es da eine durchgängige Linie gibt. Gerade diese letzte Aufforderung hier ist wieder symptomatisch dafür gewesen und hat deutlich gemacht, wie ÖVP und FPÖ mit jeder Kritik umzugehen gedenken, sowohl bei Kulturschaffenden als auch bei sozusagen gesetzlich aufgerufenen Stellen wie der Kinder- und Jugendanwaltschaft. Kaum gibt es - und sei sie noch so fundiert und sachlich - Kritik, versucht man, diese Stelle zum Schweigen zu bringen, sie aufzulösen, abzusetzen, die Kritik auszuschalten.

Aber Gott sei Dank haben Sie trotz aller blauen Angriffe nicht von sich aus das Handtuch geworfen. Denn die Wiener Kinder und Jugendlichen brauchen eine Stelle, die Gesetze begutachtet und die Stimme erhebt. Das wurde getan und das werden wir auch unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Vorwürfe und Zurückweisungen, die Kollege Strache vorgenommen hat, waren zum Teil abstrus, aber nur deshalb, weil er zuerst sozusagen abstruse Dinge selbst herausgelesen hat. Sie haben die Presseaussendungen teilweise nicht verstanden, missverstanden oder sich spät eingelesen. (Abg Heinz Christian Strache: Das war ein Zitat aus den Pressediensten, Herr Kollege!) Das ist natürlich schlecht, wenn man sagt: Wie soll das passieren, dass Zweijährige wählen?, und dann diese von niemandem erhobene Forderung - denn hier geht es ja nur darum, dass Kinder Rechte haben - wortrecht widerlegt. Da könnte ich mir auch selbst 17 Sachen ausdenken, die zurückzuweisen sind, und sagen: Was hat das mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu tun?

Diese "Haltet den Dieb!"-Methode ist eigentlich zu durchsichtig. Sie haben sie, wie ich annehme, aus Zeitgründen gewählt, anders kann ich mir viele - ich sage es jetzt einmal beschönigend - Missverständnisse nicht erklären. Aber jetzt komme ich inhaltlich zu einigen Punkten.

Wenn Sie sagen, Sie kritisieren hier wieder, dass man schon ab 18 Jahren im Gefängnis sitzen darf, dann muss man dazusagen, dass 77 Jugendliche schon jetzt einsitzen; die Kurve geht so hinauf. (Der Redner zeigt eine entsprechende Handbewegung.) Die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft hat das abgelehnt und wir lehnen es auch ab, mit gutem Grund und zu Recht. So schaut es in Wirklichkeit aus! Auch Kollegin Korosec sagt: Wir sind auf Seiten der Wiener Kinder und Jugendlichen und dann sperren Sie sie ein. Was soll das für eine Besserung oder was auch immer bringen? - Ich meine, das ist dem diametral entgegengesetzt.

Beim sexuellen Missbrauch geht es einfach darum, dass man jetzt die Anonymität weglässt, alles anzeigt, dadurch zu weniger Kontakten kommt und weniger helfen kann. Da geht es nicht darum, dass man den Täter schützt, sondern dass man den Kontakt haben muss, um überhaupt arbeiten zu können. Es geht daher um die Rahmenbedingen dafür, wie man am besten helfen kann. Da ist eben nicht immer Law and Order das Beste, sondern es ist das am besten, was einen geschützten Rahmen bietet und wodurch der Täter auch dann verfolgt werden kann, wenn Vertrauensbeziehungen vorhanden sind. Darum geht es, das ist klar dokumentiert, und auch da ist es meiner Ansicht nach eher ein bewusstes Missverständnis, weil man die politische Kritik an die Bundesregierung nicht haben will und deshalb dem Bericht nicht zustimmen kann.

Warum fürchtet sich Kollege Strache so vor den Diskussionen in den Schulklassen, aber auch in den Betriebskantinen - "da kann ja sozial Druck ausgeübt werden!" -, oder am Sportplatz oder wo auch immer? - Ich meine: Viel Glück, wenn sich die "F" sozusagen auf isolierte Einsame, die mit niemand sprechen, konzentriert, um dort Wahlerfolge zu gewinnen. Ich will Ihnen die Strategie nicht ausreden, aber sie wird nicht erfolgreich sein. In dem Sinn weiß ich nicht, warum Sie sich vor Diskussionen so fürchten.

Sie haben aber ein breites Betätigungsfeld in Ihrem wütenden Kampf gegen Alkohol. Alles Gute - vor allem in der eigenen Organisation könnten Sie da sicherlich noch einiges bewegen! Aber auch bei der Bundesregierung haben Sie da noch ein reiches Betätigungsfeld. (Abg Heinz Christian Strache: Also, Sie lehnen im Jugendschutzgesetz eine klare Regelung in diesem Bereich ab!) Also, stellen Sie die Forderungen dort, wo sie hingehören, und unsere Unterstützung sei Ihnen, wenn es mit der Bundesregierung geht, auch gewiss. (Abg Heinz Christian Strache: Das werden wir dann beim Jugendschutzgesetz sehen!) Das werden wir sogar garantiert so sehen! (Abg Heinz Christian Strache: Da stimmt ihr dagegen, dass man Alkohol und Nikotin nicht unter 16 Jahren ...? - Abg Mag Sonja Wehsely: Freibier! - Abg Heinz Christian Strache: Seid ihr dagegen?) Nein! (Abg Mag Sonja Wehsely: Freibier!) Diese Diskussion führe ich aber nicht jetzt, weil sie erst kommen wird - Pech gehabt!

Zur Kollegin Korosec, zu Ihnen beiden, weil Sie es auch beim Kinderbetreuungsgeld relativ verkürzt dargestellt und in etwa gesagt haben: Sind Sie dagegen, dass die Kinder oder die armen Mütter mehr Geld bekommen? - Das kann man eigentlich auch nirgends herauslesen. Es geht darum, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie gegeben sein muss. Da gibt es Fallstricke, die zu Recht aufgezeigt worden sind; und dass es sozial nicht treffsicher ist, ist auch in der Stellungnahme relativ gut belegt. Wenn man das tut, kann man doch nicht sagen, man ist gegen soziale Entwicklung. Denn die positiven Aspekte, die es auch gibt, wurden ja in keiner Weise geleugnet oder in Frage gestellt. Aber auch dazu muss man sagen, es ist die Kinder- und Jugendanwaltschaft nicht nur dazu berufen, sondern ich bin auch froh, dass sie es getan hat.

Wenn man fragt, wer bei Scheidungen und beim Sorgerecht dagegen ist, dass sich weiterhin beide um die Kinder sorgen: Niemand! Es geht ja nur darum, was geschieht, wenn es keine einvernehmliche Lösung gibt. Dann kommt das Kind nämlich in die Machtspiele der Eltern hinein und das ist für das Kind wohl nicht günstig. Gegen eine einvernehmliche Lösung und eine einvernehmliche Obsorge hat niemand etwas, weil das sicherlich das Allerbeste ist. Aber dort, wo es die Einvernehmlichkeit nicht gibt und wo man in die Machtspiele der Eltern verstrickt wird, besteht dann sozusagen eine Zwangsgemeinsamkeit, in der das Kind in besonderer Weise zum Spielball wird. Das wird sicherlich nicht das Beste für das Kind sein, auch nicht das Beste für seine Entwicklung. Daher nehme ich zwar zur Kenntnis, was Sie sagen, weise es aber zurück.

Was die Senkung des Wahlalters betrifft, muss ich sagen, bei Ihnen von der ÖVP habe ich immer den Verdacht, Sie fürchten sich davor, dass in dieser Zielgruppe, in dieser Gruppe niemand Sie wählt, und so finden Sie immer neue Ausflüchte von wegen Politik in der Schule und so weiter. Da werden Sie noch einige Vorwände finden. (Abg Gerhard Pfeiffer: Ist ja nicht wahr! Das Gegenteil stimmt doch! Herr Vettermann, das Gegenteil stimmt doch!) Letztendlich wird es aber auch so kommen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das Gegenteil stimmt, Herr Vettermann! Ist nicht wahr!)

Wenn man sagt: Beginnen wir einen Diskussionsprozess, dann antworte ich: Ja, ich bin dafür. Nur muss man sagen: Vor Jahren haben wir ihn begonnen und jetzt wird er abgeschlossen; er ist zu einem Ende gekommen. Wir diskutieren ja schon seit Jahren darüber. Es hat alle möglichen Hearings gegeben, es hat auch die erste Jugendbefragung gegeben, die sowohl von der Beteiligung her gut war - dazu komme ich noch - als auch von den Ergebnissen her deutlich war. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie diskutieren nur über das Wahlalter, aber nicht über die Einbindung!)

Daher gibt es, nachdem lange diskutiert worden ist, auch einen Zeitpunkt, es umzusetzen. Wir werden das tun und die Jugendlichen werden es - davon bin ich überzeugt - auch akzeptieren. Aber es enthebt uns natürlich nicht der Pflicht, auch von uns in der Politik her etwas zu unternehmen, um entsprechend den Boden zu bereiten und junge Menschen nicht nur bei Wahlen mit einzubeziehen, sondern auch in vielen Planungsprozessen, in der Möglichkeit, eigene Interessen zu artikulieren, sei es in der Schule, sei es auf dem Spielplatz, sei es in einem lokalpolitischen Zusammenhang. Auch diese Möglichkeiten werden wir sicherstellen, diese müssen wir sicherstellen, dann wird es auch entsprechend gelebt werden können.

Jetzt komme ich ganz kurz auf die Kinder- und Jugendanwaltschaft zurück. Man muss sagen, dass uns vieles schon selbstverständlich erscheint. Wenn Dank und Anerkennung ausgesprochen wird, läuft das sozusagen seinen ruhigen, gesicherten, aber richtigen Gang, dass sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft entsprechend für die Zielgruppe einsetzt, die sie zu vertreten hat, sei es die Soforthilfe, seien es die Einzelfälle, von den kinderfreundlichen Warteräumen bis zur Wettbürostudie, die übrigens auch schon einiges bewegt hat, bis zur Vertretung und Begutachtung von Gesetzen, was jetzt die meiste Diskussion ausgelöst hat, bis hin zu eigenen gesetzlichen Vorstößen und Initiativen.

Etwas anders bewerte ich den Redebeitrag der Kollegin Jerusalem. Sie unterscheidet sich positiv dadurch, dass sie den Gesamtbericht zur Kenntnis nehmen will und dann versucht, daraus eigene Themen zu entwickeln und weitertreibend zu agieren. Ich muss nur eines sagen, wenn Sie sich so um die Öffentlichkeitsarbeit sorgen. Prinzipiell gilt natürlich, dass man immer und überall, bei allem, was Gutes und Richtiges in Wien geschieht, sagen kann, ein bisschen mehr wäre noch besser und noch besser und noch besser. Aber die Öffentlichkeitsarbeit läuft sehr gut, sie wird auch entsprechend häufig und gut zitiert. Auch die Pressekonferenzen haben eine entsprechend gute Nachberichterstattung. Das heißt, mit der Öffentlichkeitsarbeit bin ich durchaus zufrieden, das ist sehr gut gelungen.

Es war schon auch ein bisschen polemisch; Sie haben gesagt, es hat 180 Forderungen geben, und wir alle sollen uns zusammensetzen. Dazu muss man auch sagen, dass wir sehr häufig welche aufnehmen und umsetzen. Ich gebe Ihnen schon Recht, hier geht es darum, dass Politik nicht nur zuhört und zur Kenntnis nimmt, sondern auch aufnimmt und umsetzt. Aber das ist in vielen Fällen, oder in jedem Fall gelungen. Ich denke an zwei, drei Punkte, die Sie auch angesprochen haben und die man durchaus als Beleg dafür hernehmen kann, sei es die Bauordnung, die, was Jugendliche betrifft, vielleicht wirklich noch verbesserbar ist, aber bei Kindern klare und deutliche Regelungen vorsieht, oder sei es die Hausordnung, wobei es wirklich gelungen ist, dies umzudrehen.

Das war eine der Diskussionen, die von der Kinder- und Jugendanwaltschaft gestartet wurden. Da hat man gesagt, es gibt Verbote - jetzt hingegen ist es erlaubt: das ist erlaubt, das ist erlaubt, das ist erlaubt. Es ist jetzt die Möglichkeit gegeben, eigene Jugend-Hausvertrauensräte zu wählen. Das ist ein Beispiel dafür, dass eine Initiative gesetzt wurde, dass wir es aufgenommen und umgesetzt haben.

Die jetzt diskutierte Wahlaltersenkung ist genau das Gleiche. Da haben wir etwas aufgenommen und es wird umgesetzt werden. Es ist sozusagen am Ende der Gesetzwerdung angelangt, der Diskussionsprozess ist auch dort zu einem Ende gekommen. Auch da haben wir es aufgenommen.

Wenn man die Kinderrechtskonvention hernimmt und sagt: Na gut, sie soll verankert werden - wir haben eh schon einmal darüber diskutiert. Ich verweise jetzt hauptsächlich - und sage es hier deshalb nur ganz kurz - auf meine damalige Wortmeldung, weil ich jetzt nicht meinen damaligen Redebeitrag wiederholen möchte. Aber es ist klar, dass wir diesem Recht durchaus positiv gegenüberstehen und dass es dazu verschiedene juristische Meinungen gibt, nämlich dazu, ob das allein im Bund angesiedelt ist oder nicht.

Man muss sagen, dass auch diese Frage von der Kinder- und Jugendanwaltschaft ein bisschen anders gesehen wird. Sie richtet die Forderung jetzt nur noch an den Bund. In dieser Frage unterstütze ich die Kinder- und Jugendanwälte und nicht die Kollegin Jerusalem.

Das Jugendschutzgesetz ist aber ein gutes Beispiel dafür - und Sie haben auch andere Gesetze aufgezählt -, dass wir uns auch schon vorher überlegt haben - auch gemeinsam mit den Kinder- und Jugendanwälten, die da wirklich ein Tätigkeitsfeld haben -, bei jedem Wiener Gesetz darauf zu achten, ob dies im Einklang geschieht und ob es zusammenpasst. Selbstverständlich sollten die Wiener Gesetze, die wir erlassen, auch mit der Kinderrechtskonvention übereinstimmen.

Zwei aus meiner Sicht sehr positive Weiterentwicklungen möchte ich zum Schluss nennen, einfach deshalb, weil dies zeigt, dass sich das Wesen der Kinder- und Jugendanwaltschaft gewandelt hat. Sie macht nämlich nicht nur für die Kinder und Jugendlichen etwas, sondern vor allem mit ihnen.

Das eine, "call and mail", läuft schon seit eineinhalb Jahren. Dort sind zwölf Jugendliche schon seit längerer Zeit damit beschäftigt, anderen Jugendlichen auf Fragen auch Antworten zu geben, lebenspraktische, lebensberatende Anregungen. Sie haben sich selbst schon entsprechend qualifiziert. Damit waren wir Trendsetter, aber inzwischen gibt es Einrichtungen dieser Art auch in Salzburg und in der Steiermark. Wien war da Vorreiter, und wir konnten ein gutes Beispiel geben, das auch andere Bundesländer übernommen haben.

Außerdem ist natürlich die erste Wiener Jugendvolksbefragung zu nennen, bei der es mit 30,51 Prozent eine sehr hohe Beteiligung gab. Da waren 50 Prozent für die nachher jetzt abgestimmte Regelung. Da war die Fragestellung sonnenklar, eine Frage hat nämlich gelautet: "Sind Sie für die derzeit geltende Regelung?" - Dafür waren aber nur 25 Prozent.

Die geltende Regelung wurde im Wortlaut zitiert. Jetzt zu sagen, "das war alles manipuliert, und die Jugendlichen haben gar nicht gewusst, worüber sie abstimmen", obwohl als eine der Möglichkeiten die bisherige Regelung im Wortlaut genannt wurde, zeigt meiner Ansicht nach eher von der versuchten Manipulation des Kollegen Strache.

Weil es mir jetzt einfällt, wenn ich die Kollegin Pinterits sehe: Sie war Augen- und Ohrenzeugin bei einem Ausschuss-Hearing und hat die Dinge ganz anders in Erinnerung, nämlich dass sie da bestgereiht war und auch die Vertreter der "F" sich damals dafür ausgesprochen haben, dass sie diesen Posten bekommt - damals anscheinend noch nicht ahnend, dass vielleicht eine schreckliche Kritik an einer zukünftigen Bundesregierung die Folge sein könnte. Aber von ihrem Auftreten, ihrer Präsentation und ihrer Arbeit her, die eigentlich durch nichts geschmälert wurde, war damals durchaus die Zustimmung gegeben. Das ist festzustellen, damit hier keine Geschichtsfälschung betrieben wird.

In dem Sinn möchte ich mich bedanken: bedanken bei Monika Pinterits, aber auch bei Dr Anton Schmid und bei eurem ganzen Team für die geleistete Arbeit, für die Wiener Kinder und Jugendlichen, und euch auch viel Kraft wünschen, viel Kraft, um die Angriffe auszuhalten, aber auch viel Kraft, um das eine oder andere Mal vorwärtstreibend und kritisch im eigenen Bereich tätig zu sein und die Dinge aufzuzeigen. Die Wiener Kinder und Jugendlichen werden es euch danken. Wir haben es notwendig und ich freue mich darauf. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der uns vorliegende Bericht ist eine Fortschreibung des Berichts des letzten Jahres. Nicht nur in der Äußerlichkeit und vom Umfang her trifft das zu, sondern vor allem auch für den Inhalt. Daher verstehe ich es, dass eine Vorrednerin von hier aus gesagt hat: Reden wir nicht über den Inhalt dieses Berichts, sondern eher über die allgemeinen politischen Aussagen, die darin enthalten sind. - Wir werden Ihnen diese Freude nicht machen und haben Ihnen diese Freude nicht gemacht, natürlich reden wir auch über den Inhalt dieses Berichts. 

Dieser Bericht ist widersprüchlich. Er ist in seiner Kritik an der Gemeinde und an Einrichtungen der Gemeinde von geradezu zahnloser Zahmheit und er ist in der Kritik an der Bundespolitik polemisch, unsachlich und falsch. Der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist - wir haben das heute im Bericht der Anwaltschaft der Sozialistischen Jugend schon gehört - ein wirklicher sozialistischer Jugendanwaltschaftsbericht. Herr Kollege Vettermann als Vertreter der "S" hat das auch bestätigt (Abg Mag Sonja Wehsely: Der "S"?), indem er gesagt hat, dass all das, was im Zusammenhang mit der Kritik an der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht wird, hier sehr wohl Unterstützung findet.

Mein Kollege Heinz Christian Strache hat hier den anwesenden Vertretern der Jugendanwaltschaft das Misstrauen ausgesprochen. Ich meine, er hat das mit gutem Grund gemacht. Denn man kann das aus politischen Überlegungen machen, aber man kann es, glaube ich, durchaus auch formal begründen. Diese formale Begründung will ich Ihnen nicht vorenthalten.

Die Organisation der Wiener Stadtverwaltung sieht im Amt der Wiener Landesregierung sonstige Landesorgane vor. Unter diesen sonstigen Landesorganen ist auch die Wiener Jugendanwaltschaft aufgeführt. Sie ist somit - sie ist ja auch beim Amt der Landesregierung eingerichtet - Teil des Magistrats. Wenn sie in ihrer Eigenschaft, Teil des Magistrats zu sein, nach außen hin auftritt - so behaupte ich einmal -, dann gelten für sie vom Grundsatz her auch die Dienstpflichten, die die Vertreter des Magistrats haben - Dienstpflichten, die da etwa lauten: Unparteilichkeit, aber auch Achtung und Vertrauen zu bewahren, und zwar gegenüber jedermann.

Meine Damen und Herren von der Jugendanwaltschaft! Ich sage Ihnen, Sie haben selbstverständlich unsere persönliche Achtung - das in jedem Fall -, aber Sie haben in keinem Fall unser politisches und sachliches Vertrauen in die Tätigkeit, die Sie ausüben. 

Ich habe schon gesagt, das ist ein Bericht voller Widersprüche. Auf Seite 46 findet sich in der Auseinandersetzung mit dem Kindschaftsrecht zu lesen: "Es erscheint nicht nachvollziehbar, warum Einsicht mit dem 14. Geburtstag einsetzen soll. Verständnis setzt Information und Erklärung voraus." - Also zeigt sich hier eine Argumentation, die gegen die Normierung einer Altersgrenze spricht. Sie führen allerdings dann nicht weiter aus, wie Sie im Einzelfall jeweils erkennen wollen, ob Verständnis auf Grund ausreichender Information und Erkenntnis gegeben ist. Diese Übung bleiben Sie uns schuldig, Sie sagen nur: keine Altersgrenze. (Abg Josefa Tomsik: Aber nicht ... Verständnis!) 
Aber die Herabsetzung der Volljährigkeit auf 18 Jahre wird begrüßt. Also gibt es hier sehr wohl eine Altersgrenze! Hier geht es daher nicht um Einsicht, um Verständnis, um Information und Erklärung, sondern hier heißt es ganz klar: 18 Jahre. Hier ist es offensichtlich in Ordnung.

Seite 43, Jugendgerichtsgesetz: "Strafmündigkeit mit 18 ist abzulehnen." - Hier wird also eine Altersgrenze wiederum abgelehnt, weil sich - wir haben das heute schon gehört, ich zitiere es gerne noch einmal - "der Zeitraum der psychosozialen Entwicklung verlängert hat", und "die obere Grenze des Jugendalters ist irgendwo zwischen 19 und 21 Jahren anzusetzen" - also wieder keine Altersgrenze!

Dort, wo es politisch passend ist: Altersgrenze; dort, wo es politisch nicht passend ist: keine Altersgrenze! (Abg Mag Sonja Wehsely: Das Problem ist, die Welt ist nicht so einfach, wie Sie sie sich vorstellen! - StRin Karin Landauer: ... wie Sie sich das vorstellen?)

Über das Basiseinkommen von 4 000 S pro Monat - das ist auf Seite 59 nachzulesen - "soll ab dem 14. Lebensjahr selbst entschieden werden". Da ist es wieder nicht die Frage von Urteilsfähigkeit, Einsicht und Erkenntnis, sondern da ist eine klare Altersgrenze gefordert. (Abg Mag Sonja Wehsely: Da muss man doch sachlich differenzieren!) Jedes Kind ab dem 14. Lebensjahr weiß ganz genau, wie es mit 4 000 S zu seinem persönlichen Vorteil umgehen kann; also all das, wofür vorher die Eltern hätten sorgen sollen, gilt bis zum Stichtag 14. Geburtstag, und ab diesem Zeitpunkt besorgen das die Kinder. Daher Einsicht und Urteilsfähigkeit dann doch mit 14 Jahren?

Es ist widersprüchlich, es ist widersprüchlich von vorne bis hinten. Aber das ist nur ein Aspekt dieses Berichts.

Ein zweiter Aspekt sind die hier schon zitierten Pressedienste. Jetzt kann man einen Pressedienst so sehen und sagen: Ein Pressedienst ist quasi ein Kind seiner Zeit und ein Element der tagespolitischen Diskussion; wenn sich etwas weiterentwickelt, dann sind Aussagen, die in einer Presseerklärung enthalten waren, möglicherweise 14 Tage, zwei Monate oder ein Jahr später so nicht mehr gültig. - In Ordnung.

Wenn das aber so ist, dann hat so etwas in einem Bericht nichts verloren. Denn der Bericht in dieser Form wird dann auch zur Meinung des Wiener Landtags. Das heißt, all das, was hier an Presseaussendungen produziert worden ist, wird damit dokumentiert und es wird zum Ausdruck gebracht: Das nimmt der Wiener Landtag in dieser Form zur Kenntnis, wie es hier zum Ausdruck gebracht wird. - Daher sind diese Pressedienste nicht Privatmeinungen, sondern dokumentierte Aussagen, die falsch sind. 

Auf Seite 72 lese ich: "Sparmaßnahmen produzieren verhaltensauffällige Kinder." Dann findet sich hier der Satz: "Die Vorschulklasse wurde de facto abgeschafft." Es findet sich aber dann nicht die Erklärung, dass Wien, dass die Wiener Schulverwaltung Vorreiter in der Abschaffung der Vorschulklasse war. Ich meine - und Frau Pinterits sollte das besonders gut wissen -, dass diese Vorschulklassen gemäß der bundesgesetzlichen Möglichkeit sehr wohl schaffbar wären. Es ist eine Entscheidung der roten Wiener Schulverwaltung, dass es keine Vorschulklassen gibt. Das wird hier kritisiert, nur sagen Sie nicht, wie man es verändern könnte. Es ist hier natürlich gegen den Bund gerichtet.

Dann gibt es in diesem Bericht auf Seite 71 einen Satz, der - selbst wenn man Gnade vor Recht ergehen ließe und alles andere noch tolerieren könnte - die Akzeptanz dieses Berichts völlig indiskutabel macht. Da schreiben Sie allen Ernstes und in vollem Bewusstsein dessen, was Sie hier schreiben: "Gewalt gegen Kinder wird wieder hoffähig gemacht."

Das ist unerhört! Es ist unerhört, dass Sie in der Diskussion um die Frage der Erziehungsvereinbarungen schreiben, dass Gewalt gegen Kinder wieder hoffähig gemacht wird. Nennen Sie mir bitte irgendjemanden, der das will! Es ist dies eine derart bösartige Unterstellung, wenn Sie hier schreiben: "Die verantwortlichen Politiker betonen zwar, sie wollen 'natürlich' weder Prügelstrafe noch Rohrstaberl-Pädagogik einführen ..." - Bitte, wo sind wir denn, dass wir bei einer Veränderung von Schulgesetzen überhaupt auf dieser Ebene diskutieren?

Das hat nichts damit zu tun, dass es natürlich auch gewalttätige Übergriffe gegen Kinder gibt. Aber das hat nichts mit der Schule zu tun, das hat nichts mit schwarzer Pädagogik zu tun, so, wie Sie es hier ganz locker sagen: das alles ist möglich, das alles können wir kritisieren, wir haben die Mehrheit, wir schreiben es einfach hinein, und damit wird es quasi aktenkundig. - Meine Damen und Herren des Wiener Landtags, nicht mit uns! (Beifall bei der FPÖ.) 
Von diesem Bericht hätte ich mir erwartet, dass er sich mit der Behandlung von Einzelfällen qualifiziert auseinander setzt, nicht nur in einer statistischen Auflistung, sondern so, dass nachvollziehbar gemacht wird, worin inhaltlich die Tätigkeit besteht - außer, solche Presseaussendungen zu produzieren und hier solche eher skurrilen Aneinanderreihungen von mehr oder weniger logischen oder unlogischen Forderungen hinzuschreiben. Was ist denn die inhaltliche Arbeit und inhaltliche Tätigkeit? - Davon zieht man sich zurück und sagt: Amtsverschwiegenheit. 

Ich habe hier an Frau StRin Laska eine mündliche Anfrage eingebracht, die nicht zum Aufruf gekommen ist und daher schriftlich beantwortet wurde. Sie schreibt mir: "Von der Landesregierung ist der Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft dem Landtag vorzulegen. Ich werde hier, weil wir hier in einer offenen Sitzung sind, auch nicht über Namen und nähere Details referieren."

Aber dem Grunde nach hätte es mich schon interessiert. Es zeigen ja sowohl der Rechnungshof und das Kontrollamt der Stadt Wien als auch die Volksanwaltschaft, dass man Berichte selbstverständlich so abfassen kann, dass man über Einzelfälle informiert wird, ohne dass man Rückschlüsse auf die betroffenen Personen und handelnden Organisationen ziehen kann, sodass der Sinn des Datenschutzgesetzes und der Sinn des Persönlichkeitsschutzes vollinhaltlich gewährt ist. 

Es liegt zwar die Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit auch diesem Gesetz zu Grunde; in dem Gesetz, mit dem die Kinder- und Jugendanwaltschaft gegründet wurde, steht die Amtsverschwiegenheit drin. Aber die Amtsverschwiegenheit enthebt Sie nicht der Bestimmung, die es sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene gibt und die da heißt: Auskunftspflichtgesetz. Das heißt, Sie können es sich nicht so einfach machen, zu sagen: Amtsverschwiegenheit, und über Einzelfälle wird überhaupt nicht berichtet.

Beispielsweise bei den Auseinandersetzungen, die es rund um das "August-Aichhorn-Haus" gegeben hat, hätte ich mich sehr dafür interessiert, wie sich hier die Jugendanwaltschaft eingesetzt hat. Sie hat einmal eine Anzeige bei der Staatsanwaltschaft gemacht. Aber das, was weiter passiert ist, hätte mich sehr wohl interessiert. Ich weiß, dass die Jugendanwaltschaft mit diesem Thema mehrmals befasst wurde. Darüber hätte ich gerne nachgelesen, was da herausgekommen ist und was die Konsequenz ist.

Aber natürlich ist das eine Einrichtung der Gemeinde Wien und bei der Gemeinde Wien ist der Bericht, wie ich schon sagte, von zahnloser Zahmheit. Hier will man sich offensichtlich nicht anlegen, diese Intention besteht nicht. Wieso sollte man auch? - Ein sozialistischer Jugendanwaltschaftsbericht wird nicht mit einer sozialistischen Stadtregierung in Konfrontation gehen, sondern wird nur um Zustimmung bemüht sein. Diese werden Sie von der einen Seite bekommen. Aber von uns werden Sie sie nicht bekommen! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Johann Römer: Als Nächste ist zum zweiten Mal Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Nur damit keine Missverständnisse aufkommen, möchte ich eine Sache richtig stellen, die sich mit der Öffentlichkeitsarbeit befasst. Die geleistete Öffentlichkeitsarbeit ist eine gute; was ich gemeint habe, ist etwas anderes. Ich möchte gerne, dass jedes Wiener Kind und jeder Wiener Jugendliche weiß, dass es die Kinder- und Jugendanwaltschaft gibt. Diese Arbeit ist noch zu leisten, denn sie wissen es derzeit nicht.

Zweitens geht es darum, was sie dort machen, weil nämlich "Kinder- und Jugendanwaltschaft" auch Missverständnissen Vorschub leistet. Manche glauben, dort sitzen Anwälte. Das heißt, man muss sagen: Das ist die Telefonnummer und wenn folgender Fall eintritt, dann kann man dort anrufen. - Da muss Arbeit geleistet werden. Es ist gar nicht so, dass ich der Meinung bin, dass das die Kinder- und Jugendanwälte zu tun haben. Das soll der PID machen, das soll die Gemeinde machen. Da muss man einfach investieren und dafür sorgen, dass das in den Köpfen der Menschen verankert ist. - Das ist das eine. 

Der zweite Grund, warum ich mich noch einmal zu Wort gemeldet habe, ist etwas, was Herr Abg Strache gesagt hat und was ich so nicht im Raum stehen lassen kann. Er hat gemeint, möglicherweise ist es ja so, dass die Kinder- und Jugendanwälte deswegen für eine Liberalisierung beziehungsweise Legalisierung diverser Drogen eintreten, weil sie selbst gerne irgendwelche Drogen konsumieren wollen. Herr Strache, das ist eine derartige Frechheit, eine derart unappetitliche Unterstellung, dass man das so nicht im Raum stehen lassen kann! Ich fordere Sie auf, sich zu entschuldigen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Bevor ich der Berichterstatterin, Frau LhptmStin Laska, das Wort erteile, darf ich die beiden Kinder- und Jugendanwälte, Frau Pinterits und Herrn Dr Schmid, fragen, ob sie eine Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft vor dem Plenum abzugeben wünschen. (Monika Pinterits: Ja!) 

Ich erteile daher als Erster Frau Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits das Wort.

Monika Pinterits (Kinder- und Jugendanwaltschaft): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Unterstellungen waren wirklich sehr tief. Eigentlich sollte ich mich ärgern, aber ich schaffe es nicht einmal. Ich denke mir, es geht auch nicht um Sippenhaftung oder um irgendwelche Dinge. Worum es mir geht, ist Folgendes. Wenn Sie der Meinung sind, dass wir nicht wollen, dass Kinder und Jugendliche eingesperrt werden, dann haben Sie Recht. Wenn Sie der Meinung sind, dass wir wollen, dass Kinder und Jugendliche nicht nur gefragt werden, sondern auch mitreden können, dann haben Sie auch Recht.

Einzelfälle: Wenn Sie irgendwelche Informationen über Einzelfälle haben wollen, dann fragen Sie uns bitte. Wir werden das sicherlich anonymisiert weitergeben. Ich denke mir, wir wurden nie befasst, Sie haben uns nie gefragt. Daher möchte ich Sie bitten, uns das nächste Mal einfach zu fragen. Wir sind gerne bereit, Auskunft zu geben, natürlich anonymisiert. 

Bei der Bundesregierung ist es mit den Gesetzen sehr problematisch. Zum Beispiel bekommen wir die Gesetze relativ spät zur Stellungnahme vorgelegt, beziehungsweise es ist so, dass sogar nach der Begutachtung - wie es beim Ärztegesetz passiert ist - plötzlich noch Paragraphen geändert werden und Inhalte hineinkommen. Wenn man Bescheid weiß und fachlich eine Ahnung hat, dann kann man sich nur dagegen wehren, dass die Ärzte dazu verpflichtet werden sollten, anzeigen zu müssen. Sie konnten es ja sowieso schon immer.

In der Kinder- und Jugendanwaltschaft erleben wir es leider tagtäglich, dass Verfahren eingestellt werden, weil zu wenige Beweise auf dem Tisch liegen, dass die Kinder durch Befragungen gequält werden und dass die Kinder - das hat auch Prof Friedrich sehr deutlich gesagt - noch ein drittes Mal verletzt werden: das erste Mal durch den Missbrauch, das zweite Mal, indem sie befragt werden, und das dritte Mal, wenn sie erleben, dass der Täter freikommt und das Verfahren eingestellt wird. Ich würde mir wünschen, dass es nicht das Thema ist; es sollte wirklich möglich sein, Fachleute zu involvieren.

Der zweite Bereich ist die gemeinsame Obsorge. Ich denke mir, diese kann man gesetzlich einfach nicht verankern. Wenn man die gemeinsame Obsorge leben möchte, dann ist dies auch jetzt schon möglich. Wenn Sie sich damit beschäftigt hätten oder vielleicht auch beschäftigt haben: Es gibt sehr viele Studien - weil Sie das angesprochen haben -, in anderen EU-Ländern ist die gemeinsame Obsorge schon vorhanden, das ist richtig. In Deutschland gibt es jetzt Überlegungen, einige Dinge zu ändern.

Ich denke mir, das Thema sollte nicht "Gemeinsame Obsorge ja oder nein" sein, sondern das Thema sollte sein: Wie kann man es den Kindern leichter machen? - Denn auch einvernehmliche Scheidungseltern streiten miteinander. Da sind einfach Verletzungen passiert. Wir haben tagtäglich mit Kindern und Jugendlichen zu tun, die unter der Scheidungssituation ihrer Eltern enorm leiden. Da werden wirklich Kinder von ihren Eltern kaputt gemacht, weil die Eltern im Moment einfach nicht hinsehen können und einfach nicht sehen können, welche Bedürfnisse die Kinder haben. Die Diskussion sollte eher in diese Richtung gehen: Was können wir alle gemeinsam dazu beitragen - und dazu lade ich Sie auch ein -, dass es Kindern und Jugendlichen einfach besser geht?

So sehe ich auch meine Arbeit. Es tut mir Leid, dass Sie das nicht so sehen und dass Sie den Bericht nicht zur Kenntnis nehmen konnten. Aber ich lade Sie auch ein, wenn Sie irgendwelche Ideen haben, können Sie uns gerne damit befassen, und wenn Sie Fragen haben, können Sie uns jederzeit fragen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Römer: Herr Dr Schmid, bitte.

Dr Anton Schmid (Kinder- und Jugendanwaltschaft): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Danke für die Möglichkeit, zu Ihnen zu sprechen. Ich werde chronologisch ganz kurz zu einigen Punkten Stellung nehmen.

Bezüglich Kinderbetreuungsgesetz/Karenzgeld: Alle Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs und alle Kinder- und JugendanwältInnen Österreichs vertreten die Variante des Grundeinkommens für Kinder und Jugendliche. Das ist keine Ausgeburt einer Wiener Überlegung von uns beiden, sondern dazu gibt es ein Grundsatzpapier aller österreichischen Kinder- und Jugendanwälte.

Eines darf ich schon dazu sagen: Ich habe die Ehre gehabt, von Herrn Staberl alias Nimmerrichter - oder umgekehrt - zitiert zu werden. Wenn Jugendliche ab 14 Geld in die Hand gedrückt bekommen, dann kaufen sie sich sofort Zigaretten und Drogen, schütten sich mit Schnaps zu et cetera. Wissen Sie, was das Grundproblem ist? - Dass wir Jugendliche so betrachten, weil es natürlich auch einige gibt, die das tun. Aber sehr oft wird das dann so dargestellt, als ob unsere Jugendlichen nichts anderes mit Geld tun würden, als sich sofort Drogen zu kaufen. Das ist der problematische Zugang. Darum kämpfen wir als Kinder- und Jugendanwälte, Jugendliche endlich in einigen Bereichen ernst zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.)
Die angesprochene Studie der Aktion kritischer Schüler, wonach sich ein großer Prozentsatz gegen die Absenkung des Wahlalters ausspricht, zeigt genau, dass es sehr wichtig ist, dass man das Alter senkt. Denn warum soll man 16‑Jährige, die ja schon ein Verständnis von dem haben, was passiert, nicht daran beteiligen, mitzuwählen? Gerade deswegen ist es wichtig. Warum soll eigentlich jemand sagen: Ich will gar nicht wählen? - Überlegen wir uns, was eigentlich dahintersteckt, wenn jemand sagt: Ich will nicht partizipieren.

Eines darf ich auch noch dazu sagen, und ich bitte, das nicht falsch zu verstehen. Unsere Gesellschaft wird immer älter, und ich bin froh, in wenigen Jahren werde ich auch froh sein, wenn ich alt werde. Aber wir müssen im Sinne des Generationenvertrags ein Gleichgewicht schaffen, dass die Jugendlichen bei Wahlen und bei Partizipation in unserer Gesellschaft auch eine Stimme haben. Allein schon deswegen ist es wichtig, dass wir das Wahlalter senken. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.)
Es wird immer eingefordert, dass Jugendliche immer Rechte wollen und sich um keine Pflichten kümmern wollen. Dazu darf ich nur eines sagen: Wer wenige Rechte hat, ist nicht sehr motiviert, sich um seine Pflichten zu kümmern. 

Ausweis für Jugendliche: Herr Abgeordneter, da handelt es sich um einen Irrtum! Die Kinder- und Jugendanwaltschaft spricht sich selbstverständlich für einen Ausweis für Jugendliche aus. Ich weiß nicht, wie Sie darauf kommen, dass wir uns gegen einen Ausweis für Jugendliche aussprechen. (Abg Heinz Christian Strache: Jugendschutzgesetz!) Es steht ja auch im Jugendschutzgesetz drin, dass da eine bedingte Ausweispflicht gegeben sein sollte.

Zu den Drogen ganz kurz, um das auch klarzustellen: Die Kinder- und Jugendanwaltschaft spricht sich nicht für eine Legalisierung der weichen Drogen aus. Aber wir sprechen uns dafür aus, dass die Jugendlichen, die das wollen, ernst genommen werden, aber nicht abgetan werden: Das sind die Kiffer, die wissen noch nicht, und so weiter. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass das die Mehrheit der Wiener Jugendlichen möchte! Das heißt noch lange nicht, dass wir jetzt hergehen und sagen: Nur weil es alle wollen, legalisieren wir es. Aber wir wollen das Ernstnehmen der Jugendlichen - das ist wichtig!

Zu Ihrem Ausrutscher bezüglich unserer Motivation - sich für die Legalisierung einzusetzen, weil wir selbst gerne kiffen, oder so ähnlich ist das gewesen - möchte ich nur eines sagen. Das letzte Mal haben Sie, als Kollegin Pinterits ein Gesetz "blödsinnig" genannt hat, die Sitzung unterbrochen. Heute haben Sie uns beide persönlich beleidigt und da ist nichts! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Abg Heinz Christian Strache: Das ist in der Wertigkeit um ein Tausendfaches kleiner ...!) - Okay, ich bin gleich fertig. Ein bisschen muss man sich verteidigen. 

Sie sagen, wir widersprechen uns; ein länger dauerndes Erwachsenwerden spricht eigentlich dafür, dass man nicht das Wahlalter senkt. - Partizipation in der Gesellschaft hat nichts mit dem Alter zu tun. Wenn wir draufkommen, dass 16‑Jährige mündig sind, dann sollen sie wählen.

Herr Abg Ing RUDOLPH! Die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist nicht Teil des Magistrats. Hier unterliegen Sie einem juristischen Irrtum. (Abg Paul Zimmermann: Nicht nur diesem! - StRin Karin Landauer: Das ist eine Spitzen-Wortmeldung gewesen!)

Einzelfälle in diesem Bericht: Alles, was in diesem Bericht steht, geht von Einzelfällen aus, so zum Beispiel, wenn es um die Wettbürostudie geht. Es ruft jemand an und sagt: Schaut euch einmal an, wie die Jugendlichen in den Wettbüros herumliegen. Oder auch, wenn es unsere Missbrauchsforderungen sind: Alles, was da drinsteht, hat eigentlich seinen Ursprung in der Einzelfallarbeit. Daher finde ich es nicht richtig, dass Sie uns das vorwerfen.

Zu den Dingen über das "August-Aichhorn-Haus" werden wir hier sicherlich nicht Jugendliche oder alle, die in diesen Fall verwickelt sind, bloßstellen. - Ich danke für das Wort. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Berichterstatterin Frau LhptmStin Laska hat das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bedanke mich für die Diskussion und bedanke mich auch noch einmal für den Bericht. Ich gehe konform mit der Ansicht, dass es wichtig ist, aus den Einzelfällen, die an die Kinder- und Jugendanwaltschaft in ihrer Ursprungsaufgabe herangetragen werden, auch gesamtgesellschaftliche Schlüsse zu ziehen, und dass es auch Aufgabe der Kinder- und Jugendanwaltschaft ist, darüber hinausgehend zu versuchen und mitzuhelfen, dass sich bestimmte Dinge verändern.

Nicht ganz einer Meinung bin ich verständlicherweise mit Frau Kollegin Jerusalem. Ich verwahre mich gegen die Allgemeinformulierung, wenn sie von der Tätigkeit oder Nichttätigkeit der Politik und dann von "tun wir nicht" spricht. Wenn sie diese Definition für sich selbst wählt, kann ich das zur Kenntnis nehmen. Ich fühle mich davon nicht betroffen. Es würde den Zeitrahmen sprengen, würde ich Ihnen jetzt aufzählen, welche Veränderungen hier in den letzten siebeneinhalb Jahren und darüber hinaus noch weiter zurückgehend vorgenommen wurden, auch zu Zeiten, als es die Kinder- und Jugendanwaltschaft noch nicht gab. Selbst das Einsetzen einer Kinder- und Jugendanwaltschaft in Wien war eine politische Überlegung, die zu einem Gesetz geworden ist. Daher soll man nicht Verdrängungen vornehmen, nur weil es gerade passt.

Eine Verdrängung der anderen Art finde ich aber besonders beachtenswert. Damit es, wie schon seinerzeit, im Protokoll verankert wird, möchte ich darauf hinweisen, dass Sie, Herr Strache, entgegen Ihrer Aussage darüber, wie es zur Bestellung der Kinder- und Jugendanwälte gekommen ist, auf das Protokoll der Sitzung der Wiener Landesregierung vom 18. Juni 1999 zurückgreifen sollten. Denn dort steht, dass die Bestellung der Jugendanwälte Frau Monika Pinterits sowie Herr Dr Anton Schmid zur Beschlussfassung vorgelegt wurde.

Daraufhin - und das könnten Sie in der eigenen Partei abgeklärt haben - hat damals Frau Kollegin Landauer die getrennte Abstimmung verlangt. Der Herr Landeshauptmann hat dem zugestimmt. Damals wurde mit Stimmenmehrheit, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, Herr Dr Schmid zum Jugendanwalt bestellt, und Frau Pinterits mit Stimmeneinhelligkeit. Sollte dies Ausfluss dessen gewesen sein, dass Sie meinem Vorschlag zugestimmt haben und jetzt sozusagen in einer späteren Analyse (Abg Heinz Christian Strache: Es hat eine Psychologin gegeben ...!) uns das, was wir hinlänglich aus der Freiheitlichen Partei kennen, nämlich den Zwiespalt, den es in Ihrer Bewegung gibt, heute verdeutlichen wollen, so nehmen wir das zur Kenntnis. Aber was protokollarisch festgehalten ist, kann man nachlesen. Man kann nicht, wie Sie es so gerne tun, die Geschichte verändern, indem man einfach Gegenteiliges behauptet.

In diesem Sinne sage ich noch einmal ein Dankeschön für die Arbeit. Ich sage auch ganz deutlich dazu, dass ich keinerlei Veranlassungen sehe, Aufforderungen nachzukommen, die hier in den Raum gestellt wurden, und bitte noch einmal um Kenntnisnahme des Berichts. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 2000/2001 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mehrheitlich, mit Stimmen der SPÖ und der Grünen, beschlossen.

Die Postnummer 3 (PrZ 750/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes zum Schutz der Jugend - Wiener Jugendschutzgesetz 2002.

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmStin Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe schon beim vorherigen Geschäftsstück darauf hingewiesen, dass ich sehr stolz darauf bin, dass wir den Entwurf des Gesetzes zum Schutz der Jugend, des Wiener Jugendschutzgesetzes 2002, hier heute zur Beschlussfassung vorlegen können. Es ist dieses Jugendschutzgesetz aus mehreren Gründen eines der Themen, denen man besondere Beachtung schenken sollte.

Zum einen ist es die Tatsache der Gesetzwerdung selbst; ich habe darauf schon hingewiesen. Es ist ein Gesetz, das gemeinsam mit Jugendlichen und Erwachsenen, also mit Eltern und Jugendlichen, erarbeitet wurde. Es ist ein Gesetz, das vor der Gesetzwerdung auch schon einer Befragung und damit Beurteilung der betroffenen Gruppen unterzogen wurde. Es ist ein Gesetz, das ein lebendiges Beispiel für Partizipation ist. Und es ist ein Gesetz, das auch für die Zukunft den deutlichen politischen Willen zum Ausdruck bringt, Jugendliche in ihrer Lebensqualität ernst zu nehmen und mit all ihren Wünschen, mit ihren Ansprüchen und gesellschaftlichen Verantwortlichkeiten entsprechend zu beachten.

Dass dieses Gesetz darüber hinaus noch besonders zu bewerten ist, liegt in der Tatsache begründet, dass ich seitens des Landes Wien seit vielen Jahren versucht habe, eine österreichweite gemeinsame Regelung im Bereich des Jugendschutzes zu erreichen, dass dies aber aus unterschiedlichen Gründen und Motiven vom Großteil der Bundesländer abgelehnt wurde.

Ich finde es trotzdem besonders beachtlich und bedanke mich auch bei all jenen, die in diesem Arbeitskreis zur Vorbereitung der jeweiligen Gesetze mitgearbeitet haben, dass sich zumindest drei Bundesländer, nämlich Wien, Niederösterreich und das Burgenland, zu einer gemeinsamen Gesetzesvorlage entschließen konnten. Das aus gutem Grund, weil es besonders widersinnig war, dass bei drei Bundesländern, die doch einen sehr engen Raum umfassen und vor allem von den Aufenthaltsorten von Familien von Überschneidungen gekennzeichnet sind, unterschiedliche Gesetze zu einem Wirrwarr beigetragen haben, sowohl für die Jugendlichen selbst als vor allem auch für ihre Eltern. Unterschiedliche gesetzliche Bestimmungen haben dazu geführt, dass in Niederösterreich andere Ausgehzeiten als in Wien und im Burgenland gegolten haben. Dementsprechend bin ich sehr stolz darauf, dass es gelungen ist, die Vereinheitlichung zumindest zwischen diesen drei Bundesländern zu erreichen. Ich hoffe, dass sich andere Bundesländer - von einigen weiß ich es auch - dieser Vorgangsweise anschließen werden.

Ich finde, dass wir mit diesem Gesetz ein Gesetz geschaffen haben, das der aktuellen Situation in unterschiedlichsten Bereichen inhaltlicher Natur Rechnung trägt und bitte Sie, diesem Gesetz zuzustimmen.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30 c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren! 

Wir werden heute ein Jugendschutzgesetz beschließen, zu dem die Frau Stadträtin jetzt schon ausgeführt hat, unter welchen Umständen es zu Stande gekommen ist. Wir begrüßen das Zustandekommen dieses Gesetzes sehr, denn es zeigt, dass Jugendliche sehr wohl Interesse daran haben, sich zu beteiligen, an Diskussionen mitzumachen, wenn es um ihre Belange geht und wenn man sie auch ernst nimmt. 

Dieses Gesetz zeichnet sich dadurch aus, dass die Anregungen und Wünsche der Jugendlichen, die im Zusammenhang mit der Diskussion zu diesem Gesetz geäußert wurden, ihren Niederschlag in einem Gesetz finden. Ich denke, diese Art und Weise, mit jungen Menschen umzugehen, ist der richtige Weg und auch ein richtiger Schritt. Wir wünschen uns, dass es mehr von diesen Beispielen gibt und dass es nicht an Hand dieses einen Gesetzes dabei bleiben wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Viele Bereiche werden in diesem Gesetz geändert. Ich möchte nicht auf alle eingehen, aber beispielsweise ist es, glaube ich, auch eine Art der Wertschätzung, jetzt von "jungen Menschen" und nicht mehr von "Kindern und Jugendlichen" zu sprechen, denn es sind junge Menschen, die ernst genommen werden wollen.

Auch die Neuregelung der Ausgehzeiten ist eine Anpassung an die tatsächliche Wirklichkeit der jungen Menschen in dieser Stadt und ein richtiger Schritt, zu zeigen, dass wir wissen, wie sie in dieser Stadt leben und worum es ihnen geht.

Neben den angeführten Bereichen ist es mir aber auch ganz wichtig, dass in diesem Gesetz dem Ansatz "Hilfe statt Strafe" entsprochen wird, denn wir wissen, dass mit Strafen bei den wenigsten Jugendlichen wirklich weit zu kommen ist. Meistens bewirken Strafen das Gegenteil. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das ist ja nicht wahr!) Deshalb ist das im Jugendschutzgesetz vorgesehene Informationsgespräch ganz wichtig. Bei diesem Gespräch handelt es sich bei der Definition um ein Gespräch, bei dem davon ausgegangen wird, dass Jugendliche das Gesetz übertreten, weil sie zu wenig informiert wurden oder einfach das Gesetz nicht so gut und nicht so genau kennen. Kennt man aber die Psyche von in Pubertät seienden jungen Menschen, so weiß man, wie sensibel gerade in diesem Alter auf Belehrungen reagiert wird, denn um diese jungen Menschen geht es in diesem Gesetz. Gerade in der Pubertät, die eine sehr schwierige Zeit ist - viele von uns erinnern sich vielleicht noch an diese Zeit -, ist es nicht ganz einfach, damit umzugehen, wer und wo man gerade ist, ob man sich abgrenzen muss oder nicht. Aber schön ist auch diese Zeit und ich denke, dass in der Pubertät diese Identitätsfindung in seinem als Jugendlichem selbst gewählten Netzwerk, das Zurechtfinden in der Gesellschaft ganz wichtig ist. 

Daraus ergibt sich auch, dass man sich von der Welt der Erwachsenen abgrenzt. Dabei spielt die Sprache eine nicht unwesentliche Rolle. Wenn ich davon ausgehe, dass ich belehrt werde, dann reagiere ich nicht nur in der Pubertät, sondern auch jetzt eher kritisch darauf. Ich möchte nicht belehrt werden, sondern mir ist Beratung wichtiger. Ich glaube, dass wir mit der Sprache auch in diesem Gesetz etwas bewirken können, indem wir - ich werde dann einen Antrag dazu einbringen - dieses "Belehrungsgespräch" in "Beratungs- und Informationsgespräch" umbenennen.

Dieses Gespräch ist sehr zentral. Wir möchten nicht, dass die Regelung für dieses Gespräch von vornherein ad absurdum geführt wird, denn unsere Sorge ist, wer diese Gespräche führt und ob das psychologisch geschulte BeraterInnen sein werden, die den Umgang mit den Jugendlichen gewöhnt sind, die ihre Sprache kennen, die ihre Lebenswelten und ihre Probleme kennen. Deshalb wird es auch dazu von mir einen Antrag geben, denn im vorgelegten Gesetzesentwurf ist dieses gescheite und kluge Informations- und Beratungsgespräch einfach nicht näher geregelt. Es wird nicht festgelegt, welche Qualifikation für die Führung dieses Gesprächs notwendig sein wird, welchen Umfang es haben soll, unter welchen Bedingungen es geführt werden soll beziehungsweise unter welchen Bedingungen es nicht geführt wird und mit welchem Beratungskonzept diese Gespräche geführt werden sollen.

Für uns Grüne ist der erzieherische Jugendschutz sehr wichtig, denn er fördert die Lebenskompetenz der jungen Menschen, bietet ihnen Maßnahmen und Angebote, um sie zu befähigen, kritisch zu sein, selbstbewusst zu werden und auch Verantwortung zu tragen. Genau darum geht es, nämlich dass wir die jungen Menschen als selbstbewusste, verantwortungsbewusste Menschen wahrnehmen.

Es ist in diesem Gespräch aber nicht nur die Information über das Jugendschutzgesetz notwendig, sondern es ist auch notwendig, dahinter zu kommen, warum das Gesetz übertreten wird, denn viele Fälle werden wahrscheinlich auf Nichtinformation zurückzuführen sein, werden dann hoffentlich nicht mehr auf Grund der Nichtinformation sein, aber es könnten auch andere Dinge dahinter stecken. So ist es uns wirklich wichtig, ein Konzept dahinter zu haben. 

Ein Beispiel wäre ein Beratungskonzept nach Petzold, wo die umgebenden Lebenswelten, die Schule, die Arbeitsstätte, die Freunde, die Familie, das soziale Milieu oder auch die soziale Lebenssituation berücksichtigt werden und darauf eingegangen wird, warum es zu einer Übertretung kam.

All diese Fragen sind nicht geregelt. Deswegen glauben wir, dass es einer Verordnung bedarf, die das näher regelt. Außerdem ist es nicht ganz unwesentlich, dass es bei den Jugendwohlfahrtsträgern dann für den erwarteten Mehraufwand keine Dienstposten geben wird. Schon jetzt ist klar, dass die MitarbeiterInnen in diesem Bereich über Arbeitsüberlastung klagen, was sich auch in Überstunden und Krankheitsmeldungen manifestiert. Wenn es zu keiner Personalaufstockung in diesem Bereich kommen wird, ist es - das befürchten wir - leicht möglich, dass mangels Personal diese wirklich sinnvollen Gespräche nicht stattfinden werden können und somit das Ziel und der wesentliche Bestandteil von "Hilfe statt Strafe" einfach nicht umgesetzt werden kann. Deshalb unser Abänderungsantrag, den ich jetzt einbringe:

"Im § 12 ist nach Abs. 4 folgender Abs. 4a einzufügen:

'Die näheren Bestimmungen über das Belehrungs- und Informationsgespräch hat die Landesregierung durch Verordnung festzusetzen. Diese Verordnung hat insbesondere die fachlichen Qualifikationen für die Führung des Gesprächs seitens des Jugendwohlfahrtsträgers, die dem Gespräch zu Grunde zu legenden Inhalte und die Kriterien für die Beurteilung, ob ein Gespräch als nicht zielführend zu erachten ist, einzuhalten.'"

Als weiteren Antrag bringe ich den von mir vorher angeführten Belehrungsantrag ein: 

Wir stellen den Antrag, dass im § 12 die Wortfolge "Belehrungs- und Informationsgespräch" durch die Wortfolge "Beratungs- und Informationsgespräch" zu ersetzen ist.

Zum Schluss möchte ich noch auf die österreichische Jugendwertestudie 2001 hinweisen, denn dort wird unter anderem festgestellt, was sich junge Menschen erwarten und was ihnen ganz wichtig ist. Ganz wichtig sind den jungen Menschen Ehrlichkeit, Verantwortungsgefühl und Selbständigkeit. Ich denke, dass wir mit diesem Gesetz und auch mit der bevorstehen Wahlaltersenkung in dieser Stadt den jungen Menschen die Möglichkeit geben, sich zu verantwortungs- und selbstbewussten Menschen zu entwickeln, die bereit sind und bereit sein werden, sich für ihre Anliegen einzusetzen und mitzumachen.

Schließen möchte ich mit einem Zitat aus einem Lied von Bettina Wegner, das meiner Meinung nach hier ganz gut passt. Es lautet: "Klare gerade Menschen, das ist unser Ziel, denn Leute ohne Rückgrat haben wir schon zu viel." - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und des Abg Dr Kurt Stürzenbecher.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Es ist heute schon gesagt worden, dass mit diesem Jugendschutzgesetz ein wichtiger Schritt gesetzt wurde oder wird, weil es um eine Harmonisierung, um eine Angleichung der einzelnen Jugendschutzbestimmungen zwischen den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgendland geht. Ich glaube, das ist auch der entscheidende Punkt bei diesem Gesetz, weil ganz einfach Jugend gerade im Hinblick auf Veranstaltungen grenzüberschreitend ist und weil sich daraus sogar bis zu einem gewissen Grad auch die Überlegung aufdrängt, inwieweit der Föderalismusgedanke richtig ist und inwieweit es sinnvoll wäre, weiter gehende Vereinheitlichungen vorzunehmen, wobei ich, ohne dass ich das konkret vorlegen oder begründen könnte, glaube, dass die Unterschiede zwischen den einzelnen Jugendschutzbestimmungen in den Bundesländern nicht gravierend sind. 

Interessant ist die Gesetzeswerdung. Es gab sozusagen das erste Mal eine Jugendvolksbefragung, etwas was es eigentlich nicht gibt, aber wenn man es einmal besetzt, gibt es das. Diese Jugendvolksbefragung ist - das ist das Eigenartige - im Vorfeld ohne politische Information abgelaufen. Das ist passiert und plötzlich haben wir als Politiker erfahren, dass es so etwas in Kooperation mit verschiedenen Institutionen, unter anderem auch mit dem Stadtschulrat für Wien, gibt. Das impliziert nicht, dass wir aus diesem Grunde etwas gegen so eine Idee haben, sondern gibt nur ein bisschen ein Bild davon, wie man offenbar mit politischer Information zu so einer Maßnahme umgeht. 

Worum ist es aber gegangen? - Ein springender Punkt bei dieser Jugendvolksbefragung war unter anderem die Frage der Ausgehzeiten der Kinder und Jugendlichen, wie sie im Gesetz vom Begriff her unterschieden werden und das, was sozusagen als Befragung intentiert war. Dazu muss ich sagen, da ist es schon sehr einmalig gewesen, dass Jugendliche offenbar in einer ganz anderen Welt leben, als so manche Experten und Expertinnen. Denn wenn Jugendliche keinen Handlungsbedarf in der Frage der Ausgehzeiten sehen und die Experten den Jugendlichen faktisch in den Mund legen, hier bedarf es gewissermaßen einer Liberalisierung, hier müssten sie sich emanzipieren - wir haben solche Diskussionen gerade vorher zu einem anderen, aber durchaus in der Nähe befindlichen Tagesordnungspunkt gehört -, dann kann man daraus nur ableiten, dass das sicher der falsche Weg ist. 

Interessant ist es daher, festzuhalten und festzustellen, dass es bei den Jugendlichen eine relative hohe Mündigkeit gibt, was das Wertebewusstsein, zum Beispiel für den Begriff der Familie, betrifft und dass sie sich damit eigentlich sehr deutlich gegen die Aushöhlung der Erziehungskompetenz durch die Erziehungsberechtigten, durch die Eltern, ausgesprochen haben. 

Das heißt, wir müssen vor allem - ich möchte das ein bisschen politisch kategorisieren - in den links denkenden Köpfen ein bisschen eine Bremse einbauen. Ich finde es interessant und man müsste fast daran anschließen, wenn es zur Absenkung des Jugendwahlalters heute hier geheißen hat: "Wir werden das machen und die Jugendlichen werden das akzeptieren." - Das war heute ein wortwörtlicher Satz an diesem Rednerpult. Meine Damen und Herren, da frage ich mich schon, was das soll.

Wir haben jetzt im Zusammenhalt mit den Jugendschutzbestimmungen eine Befragung durchgeführt. Diese Befragung hat sehr deutlich gezeigt, dass die Jugendlichen im Stande sind, über sich selbst nachzudenken. Jetzt haben wir die Absenkung des Wahlalters auf 16 - zumindest wird die Diskussion demnächst in diesem Hause geführt werden - und da sagen wir, darüber können sie nicht befinden, das verstehen sie wahrscheinlich auch nicht oder da soll man sie auch gar nicht fragen, weil das ist ja ein Recht, das wir ihnen zugestehen und wenn wir ihnen ein Recht zugestehen, dann werden wir sie beglücken, und zwar zwangsbeglücken. 

Ich wünsche Ihnen auf dieser Reise viel Glück, denn die AKS hat schon viel deutlicher, als Sie es sich wünschen können, durch eine so genannte Befragung Jugendlicher an den Schulen in dieser Alterskategorie klar gemacht, was diese davon halten. 62 Prozent der Jugendlichen haben sich dagegen ausgesprochen. Jetzt wird es schwierig, ihnen einerseits Mündigkeit zuzugestehen und andererseits zu sagen, das verstehen sie noch nicht, daher müssen wir Erwachsenen, die Politiker, sagen, was für sie gut ist. Ich wünsche Ihnen dabei viel Glück. Ich glaube, dass wir richtig liegen, wenn wir sagen, bei so einem Problem sollte man durchaus die Jugendlichen befragen, aber dann auch ernst nehmen. Vor allem wünsche ich der AKS jetzt viel Glück. (Beifall bei der ÖVP.)
Das Problem im Wiener Jugendschutzgesetz, das auch mit gesetzlichen Maßnahmen, seien sie noch so detailliert, nicht ausgeräumt werden kann, ist zumindest in Teilbereichen die Frage der Exekution, weil sozusagen - ich denke nur an typische Anlassfälle wie im Gastgewerbe oder in der Frage der Suchtprävention - nicht alles so reglementierbar ist, dass man auch eine Garantie hat. Das heißt, man wird wahrscheinlich der Exekutive empfehlen müssen, deutlicher in Erscheinung zu treten, auch in jenen Bereichen, die den Eventcharakter haben, wenngleich ich weiß, dass es trotzdem oft schwierig sein wird, hier ganz genaue Abläufe - ich denke zum Beispiel an Alkoholausschank - nachvollziehen zu können. 

Man wird vielleicht auch - das wäre eine sehr noble Aufgabe, vielleicht auch der Jugendanwaltschaft - Eltern darüber informieren, die Jugendlichen sowieso, um die geht es hier, aber vielleicht die Eltern informieren, dass es auch eine Erziehungspflicht ist, in diesem Bereich deutlicher in Erscheinung zu treten. (Abg Mag Sonja Wehsely: Und was ist mit den Gastwirten?)

Die Gastwirte sind sowieso diejenigen, die bestraft werden, wenn sie erwischt werden. Das steht auch drinnen, liebe Sonja! (Abg Mag Sonja Wehsely: Vielleicht kann die Wirtschaftskammer auch ein bisschen auf die Gastwirte einwirken!) Ja, ich habe eh nichts dagegen. Das ist ja nicht ein Punkt, dem ich ablehnend gegenüberstehe, weil du das so vorwurfsvoll sagst. Für jede Anregung, die dazu führt, dass es ein Jugendlicher schwieriger hat, das Gesetz zu übertreten, werden wir dankbar sein. 

Was ich aber ablehne, sind auf der einen Seite Zwangsbeglückungen von links, ist aber auf der anderen Seite auch ein Überwachungsstaat von rechts. Wir müssen hier schon in die Richtung gehen, wo wir ganz einfach sagen, es geht um die Mündigkeit. Wenn wir den Jugendlichen oder auch in dem Fall den Gastwirten oder sonstigen Erwachsenen, die damit in irgendeiner Form in Berührung treten, das zuordnen, dann müssen wir es von dort im Sinne der Verantwortung auch einfordern. Damit habe ich überhaupt kein Problem. 

Zu den Abänderungsanträgen ganz kurz: Der Erweiterung der Antidiskriminierungsbestimmungen bei den Medien werden wir zustimmen, aber das haben wir schon im Ausschuss deponiert, weil uns das wichtig erscheint, dass - es geht konkret um sexuelle Neigungen - auch beim Medienbereich nicht die Diskriminierung beziehungsweise Antidiskriminierung vergessen wird und fehlt. Denn entscheidend ist, dass - das ist auch ein springender Punkt - im § 10 die Darstellung einer die Menschenwürde missachtenden Sexualität weiterhin stehen bleibt. Das heißt, wir haben eine sehr deutlich formulierte Überlegung zu diesem Bereich. 

Die weitere Verschärfung beziehungsweise Reglementierung in Fragen der Ausweispflicht erscheint uns nicht notwendig. Auch erscheint uns der Vorschlag der FPÖ, im Hinblick auf das Alkoholverbot Nuancen einzuführen, mit welchem Grad von Alkohol man wann und wie viel trinken darf, nicht exekutierbar in der Frage der Überprüfung, sondern da ist das generelle Alkoholverbot sicher das weiter Gehendere. Daher können wir diesem Antrag sicher nicht beitreten.

Was die Frage der Änderung des Begriffs zwischen "Belehrung" und "Beratung" betrifft, gibt es ein Problem. Es handelt sich um den § 12 und darüber steht deutlich, dass es um "Strafen und sonstige Maßnahmen" geht. Das heißt, das Gesetz kennt den Begriff der "Belehrung". Das ist also nicht ein pädagogischer, sondern ein fachjuristischer Begriff. So wie der Polizist sozusagen entscheiden kann, ob er ein Strafmandat ausstellt oder eine Anzeige macht, kann er jemanden auch belehren. Das ist aber dann kein Beratungsgespräch, sondern eine Belehrung. Es handelt sich hier also um einen Fachterminus, der auch pädagogisch nicht unbedingt in diese Richtung gedeutet werden muss, weil dann zusätzlich noch dabeisteht, dass ein Belehrungs- und Informationsgespräch über Sinn, Zweck und so weiter durchzuführen ist.

Dem Antrag, wie die Frage der Ausformulierung zu handhaben ist, werden wir beitreten, weil uns das eine wichtige Überlegung erscheint, dass mittels Verordnung die Art und Weise, vor allem der wichtige Hinweis der Qualifikation dieser Leute, festgelegt wird und damit das Gesetz auch in dieser Frage eine runde Sache wird. 

Wir werden dem Gesetz daher insgesamt unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In Niederösterreich und im Burgenland gab es bei der Erstellung dieses Gesetzes auch Parteiengespräche. Es konnten die einzelnen Parteien auch ihre Ideen, ihre Vorstellungen einbringen. Das war leider in Wien nicht möglich. Ich muss sagen, ich bedauere das wirklich sehr, weil ich glaube, dass das ein ganz wichtiges Gesetz für Wien und für die jungen Menschen ist. Ich denke mir, es wäre sehr sinnvoll gewesen, wenn alle Parteien ihre Ideen und Vorstellungen hätten einbringen können und wir dann in einem größeren Gremium mit den Experten und Expertinnen diskutiert hätten. Wie gesagt, bedauere ich zutiefst, dass das nicht gekommen ist.

Sehr angenehm aufgefallen ist mir, dass in dem Gesetz zum Schutz der Jugend bei der Informationspflicht auch der Suchtmittelmissbrauch erwähnt wird, weil ich einfach glaube, dass das ein ganz wesentlicher Punkt ist. Bei den Begriffsbestimmungen im § 3 gibt es "allgemein zugängliche Orte" und da werden die Straßenbahnen erwähnt. Ich hoffe, dass es mit dieser Festschreibung der Straßenbahnen vielleicht möglich sein wird, etwas gegen den immer stärker werdenden Ameisenhandel zu unternehmen. Bis jetzt war es immer so, dass die Wiener Linien gesagt haben, sie können nichts machen, die Exekutive hat auch nichts machen können und im Grunde genommen schauten wir alle irgendwie sehr betroffen zu. Hier erhoffe ich mir damit, dass zum Beispiel die Straßenbahnen tatsächlich niedergeschrieben worden sind, eine wesentliche Veränderung.

Dann möchte ich schon auf den § 11 eingehen, wo festgeschrieben wird, dass der Konsum von Alkohol und von Tabakwaren für junge Menschen in der Öffentlichkeit bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres verboten ist. Ich kann nur begrüßen, dass das festgeschrieben worden ist, auch den zweiten Absatz, in dem festgehalten wird, dass der Erwerb verboten ist, dass man das nicht besitzen oder zu sich nehmen darf. Trotzdem ist mir das zu wenig. Ich denke mir, es wäre ganz wichtig gewesen, festzuschreiben, dass Trafikanten, Gastwirte, die Verkäufer in den Supermärkten, auch die Tankstellen und all die Verkaufsstellen, die Alkohol und Rauchwaren anbieten, zu einer Ausweispflicht angehalten werden. Ich weiß, das ist sehr schwierig. Junge Menschen schätzt man oft viel älter ein, als sie sind, aber ich denke mir, so wie das Gesetz heißt, "zum Schutz der Jugend", dass wir diese Ausweispflicht hätten niederschreiben müssen, und zwar genau bei diesem Paragraphen. Das ist mit ein Grund, warum wir diesem Gesetz leider nicht zustimmen werden können. 

Es gibt in Wien an die 250 Übertretungen, die angezeigt werden und vorwiegend den Alkoholausschank an Jugendliche betreffen, berichtet die Wiener Jugendpolizei. Genaue Statistiken gibt es leider nicht, weil die Strafverfahren bei uns über die Bezirksämter und in den anderen Bundesländern über Bezirkshauptmannschaften abgewickelt werden. 

Werden zum Beispiel Jugendliche später als erlaubt auf der Straße angetroffen, gibt es nur ganz selten Anzeigen, obwohl zum Beispiel die Jugendpolizei sehr wohl bereit wäre, Schwerpunktaktionen durchzuführen, bei denen diese "Belehrungsgespräche" stattfinden, wo uns Herr Abg Strobl darauf aufmerksam gemacht hat, dass die "Belehrungsgespräche" sehr wohl richtig sind, weil wenn zum Beispiel ein Jugendpolizist einen jungen Menschen auf der Straße antrifft, er ihn belehren kann. Daher werden wir diesem Antrag von den Grün-Alternativen nicht zustimmen.

In Lokalen und bei Veranstaltungen wird öfters kontrolliert. Es gibt auch viele Veranstalter, die eine eigene Security haben, die darauf achtet, dass sich keine unter 14‑Jährigen bei diesen Veranstaltungen aufhalten. Größere Sorge hat die Jugendpolizei in Wien aber mit dem öffentlichen Raum. Ich möchte Ihnen - wir gehen alle mit offenen Augen durch die Straßen und durch die Stadt - nur den Schwedenplatz vor Augen führen. Das wird ein ganz schlimmer Platz, wo immer mehr junge Menschen unter 16 sich völlig mit Alkohol zuschütten. Im Grunde genommen fehlt es der Gesellschaft sicher an Zivilcourage, dass man hier so hellhörig wird, wie wir es beim sexuellen Missbrauch geworden sind.

Die Jugendpolizei ist auch der Meinung, dass der Alkohol die Einstiegsdroge sein könnte, weil der Zugang viel zu leicht ist, da in Supermärkten, in Tankstellen jeder Jugendliche den Alkohol problemlos kaufen kann. Wir sind davon überzeugt, dass wir als Gesellschaft die Verantwortung dafür haben, jungen Menschen Grenzen zu setzen. Wir sind auch der Meinung, dass junge Menschen selbst verlangen, dass wir Grenzen setzen, weil sie in ihrer Identitätsfindung herausfinden und herausloten müssen, wo ihre Grenzen sind. Daher - wie gesagt - bedauere ich es zutiefst, dass der § 11 zwar einen ganz wesentlichen Bestandteil zum Schutz der jungen Menschen darstellt, aber leider für uns viel zu wenig auf die Pflichten der Gastwirte, Lokalitäten, Supermärkte und so weiter und vor allem auf die Ausweispflicht hinweist.

Ich möchte noch kurz erwähnen, dass immer mehr Drogen über das Internet angeboten und verkauft werden. Das erfinden nicht wir Freiheitliche, sondern darauf ist vom internationalen Suchtstoffkontrollrat hingewiesen worden. Er kritisiert, dass auch im Internet einschlägige Drogenrezepturen angeboten werden. Ich muss sagen, ich habe mir heute einmal eine herausgesucht. Es geht dabei um Cannabis. Das beginnt so, dass man als Zweck des Anbaus angibt: "Der eigentliche Vorteil des Eigenbaus in Zeiten der Illegalität ist eindeutig die Qualität." - Ich meine, allein dieser Satz ist für mich schon erschreckend. Dann wird noch geschrieben, wie gut das ist, wenn man es sich zu Hause selber anbaut, weil man dann weiß, welche Qualität man hat und dass die Preise natürlich um einiges niedriger sind als die Straßen- oder Listenpreise und wenn man es auf der Straße kauft, weiß man auch die Inhaltsstoffe nicht. Hierzu würde ich meinen, dass man den Aufruf des internationalen Suchtstoffkontrollrats nach einer internationalen Bekämpfung der Datennetzkriminalität unbedingt aufgreifen sollte.

Wir sind der Meinung, dass dieses Jugendschutzgesetz bei den Jugendlichen keine Sicherheit erzeugt, sondern dass man ihnen eigentlich eine Verantwortung aufoktroyiert, welche die jungen Menschen noch gar nicht tragen können. Wir leben in einer Zeit, in der die Scheidungsrate in Wien bei 53 Prozent liegt, in der Gesprächs- und Konfliktkultur immer mehr verloren gehen. Konsum und Hektik prägen das Leben vieler jungen Menschen. Bei Verstößen gegen das Gesetz sind junge Menschen durchaus bereit, selbst Konsequenzen auf sich zu nehmen, von Gesprächen mit Eltern und Sozialarbeitern bis zum Sozialdienst, und zeigen sich damit vernünftiger und verantwortungsbewusster als so mancher Erwachsene. Daher begrüßen wir den Abänderungsantrag der Grün-Alternativen sehr, die darauf hinweisen, dass diese Gespräche nur von ausgebildeten Fachreferenten oder Fachpersönlichkeiten geführt werden sollen. Wir werden diesem Antrag zustimmen.

Wir sind der Meinung, dass alle Erwachsenen gefordert sind, um unseren jungen Menschen einen Rahmen zu bieten, in dem sie gesunde und psychisch starke Persönlichkeiten werden. Wir sind der Ansicht, dass Sie mit diesem Jugendschutzgesetz nicht diesen Rahmen bieten. Daher werden wir auch nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Wutzlhofer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Viele Jugendliche in Wien verbringen ihre abendliche Freizeit außerhalb der Wiener Stadtgrenzen. Noch mehr Jugendliche aus Niederösterreich und dem Burgenland gehen am Abend in Wien weg. Es war daher ein besonderer Anachronismus, dass man sich als Jugendlicher drei verschiedene Gesetze vergegenwärtigen musste, wenn man das Haus verließ. Das war ein Grund für uns, einen Versuch der Harmonisierung der Jugendschutzbestimmungen zu starten, der, wie wir in dem heute vorliegenden Gesetzesentwurf sehen können, gelungen ist.

Die wesentlichen Jugendschutzbestimmungen gelten künftig in der gesamten Ostregion. Das letzte Jugendschutzgesetz von 1985 war darüber hinaus in vielen Punkten nicht zeitgemäß. Das neue, hier vorliegende Jugendschutzgesetz trägt - darauf bin ich stolz - dem faktischen Leben junger Menschen Rechnung. Die Formulierungen im Gesetzestext sind lesbar, verständlich und keine bloße Aneinanderreihung technokratischer Formalismen, sondern diejenigen, die das Gesetz betrifft, müssen es lesen und verstehen können, es aber auch lesen wollen.

Kollegin Sommer-Smolik hat darauf hingewiesen, dass es wichtig ist, dass man ein Gesetz, das an sich richtig ist, so weit wie möglich in die verschiedenen Lebenswelten der Jugendlichen hinausträgt, verbreitet und Information darüber verschafft. Ich möchte darauf hinweisen, dass die MA 13 schon in den letzten Wochen ein breites Informationskonzept ausgearbeitet hat und dass es damit sicher gelingen wird, dass es in allen Lebensbereichen, ob über die Jugendzentren oder die Jugendarbeit, ob über die Schulen oder auch in Kooperation mit der Wiener Wirtschaft - so hoffe ich -, Information geben wird.

Die Gesellschaft hat sich verändert. Jugendliche haben in der Ausbildungswahl, in der Familie selbst und damit natürlich auch in der Freizeitgestaltung mehr Freiheit. Deshalb - nur aus logischer Konsequenz - wurden auch die Ausgehzeiten liberalisiert. Junge Menschen bis zum vollendeten 14. Lebensjahr können nunmehr bis 22 Uhr, zwischen dem 14. und 16. Lebensjahr bis 1 Uhr und darüber hinaus immer weggehen, wenn es die Erziehungsberechtigten erlauben. Damit ist die Verantwortung sowohl der Jugendlichen als auch der Erziehungsberechtigten hervorgehoben. Das entspricht der tatsächlichen Lebenswelt.

Jugendliche - das wurde bereits erwähnt - sollen nicht von vornherein für Gesetzesübertretungen bestraft werden, sondern als ersten Schritt soll es ein Bildungs- und Informationsgespräch, ein Beratungsgespräch geben. Dazu kann ich sagen, dass wir gerne dem Antrag der Grünen auf Änderung der faktischen Formulierung im Gesetz beitreten, da es durch die ausgebildeten Pädagogen in der MA 11 ohnehin ein solches sein wird. 

Was die Anregung vom Kollegen Strobl betrifft, ist der Sanktionscharakter die Verpflichtung zum Beratungsgespräch. Darum geht es verwaltungsrechtlich, dass das eine Sanktion ist. Die muss natürlich beibehalten werden und wird auch beibehalten.

Für Jugendliche gilt der Grundsatz: "Hilfe statt Strafe". Mehr in die Pflicht sollen allerdings Unternehmer genommen werden und das durch durchaus höhere Strafen. Wir wollen nicht, dass Wirte, die daraus Profit schlagen, an 14‑Jährige Alkohol auszuschenken, dafür noch belohnt werden! (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein besonders wichtiger Punkt ist auch die Tatsache - das wurde bereits erwähnt, aber darauf möchte ich ein bisschen näher hinweisen -, dass das Jugendschutzgesetz das erste Gesetz in Österreich ist, das unter voller Mitarbeit und Teilhabe von Jugendlichen entstanden ist. So wurde im Zuge der Gesetzesentstehung eine Umfrage unter Wiener Schülerinnen und Schülern durchgeführt. Jugendliche haben an den Formulierungen der konkreten Vorschläge mitgearbeitet und das Gesetz durch konkrete Projektarbeit begleitet. 

Weil wir gerade bei der Umfrage sind und der Kollege Strobl diesen Gedankenschritt weitergeführt hat, möchte ich ganz kurz die näheren Erkenntnisse dieser AKS-Umfrage, die herumgeistern, erläutern. Diese Umfrage war nämlich so - ich habe mir das angeschaut -, dass jene Jugendlichen, die das betreffen würde, also 14-, 15-, 16‑Jährige, eine große Mehrheit für die Wahlaltersenkung haben und diejenigen, die es nicht betrifft, nämlich diejenigen, die ohnehin schon wählen können, nicht. Wenn man 1919 die Männer gefragt hätte, ob es das Frauenwahlrecht gibt, bin ich mir nicht sicher, welche Mehrheit dabei herausgekommen wäre. Wir sehen das in einigen Kantonen der Schweiz. (Abg Martina Malyar: Ich bin mir ganz sicher, was dabei herausgekommen wäre!) 

Sie werfen uns vor, dass wir Jugendliche nicht fragen. Ich möchte schon darauf hinweisen, dass gerade die Wahlaltersenkung das Zeichen dafür ist, dass man diejenigen, die von Gesetzesänderungen betroffen sind, dazu fragt, dass man ihnen die Möglichkeit gibt, über das politische System abstimmen zu können, das über die Zukunft der Jugendlichen bestimmt. Ihre Weigerung, eine Wahlaltersenkung zu machen, ist das beste Beispiel dafür, dass Sie die Jugendlichen nicht fragen wollen, was diese von Ihrer Politik halten. Aus Ihrer Sicht ist das sicher richtig! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie erwähnt ist das Jugendschutzgesetz ein richtiger Schritt, für junge Menschen gute Regelungen zu schaffen, indem man sie einbindet. Was ein tolles Gegenbeispiel zum Jugendschutz ist, was nämlich die Bundesregierung unter Jugendschutz versteht, sieht man an der geplanten Reform der Gewerbeordnung: Abschaffung des Jugendgetränks, Abschaffung der Verpflichtung eines Aushangs der jugendschutzrechtlichen Bestimmungen. Ich meine, wenn kein alkoholfreies Getränk billiger als ein Glas Wein oder Bier ist, dann ist das nicht nur kein Jugendschutz, sondern das ist ein konkreter Ansatz zum Alkoholmissbrauch! (Beifall bei der SPÖ.) 

In dem Zusammenhang finde ich es spannend, dass Frau StRin Landauer erkannt hat, dass Alkohol auch eine Einstiegsdroge sein kann. Ich hoffe, Sie kommunizieren das an Ihre Partei und auch an den RFJ. (StRin Karin Landauer: Die Jugendpolizei habe ich zitiert! Aber ich gebe Ihnen schon Recht!) Es freut mich aber sehr, dass alle Parteien unserem Antrag, in dem wir den zuständigen Minister Bartenstein auffordern, von den geplanten Streichungen der Jugendschutzparagraphen in der Gewerbeordnung abzusehen, beigetreten sind. Wir überreichen ihn hier, ganz glücklich. Wir möchten damit von dieser Stelle, von Wien aus, die Bundesregierung auffordern, nicht nur die Interessen der Wirtschaftstreibenden ernst zu nehmen, sondern sich ebenso um die Jugendlichen zu kümmern, auch wenn sie das nicht gewohnt ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die neue Wiener Jugendschutzregelung nimmt Jugendliche ernst. Es wäre schön, wenn sich auch die Bundesregierung ihrer Verantwortung gegenüber jungen Menschen bewusst wäre. Wir wollen nämlich eine Politik, die ganz genau weiß, was Jugendliche wollen. Wir wollen eine Politik, die junge Menschen selber fragt, einbindet und mitbestimmen lässt. Das ist der Wiener Weg. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Strache zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist heute schon erwähnt worden, dass es leider Gottes nicht, wie das in anderen Bundesländern der Fall war, die Möglichkeit gab, eine eingehende Diskussion im Ausschuss führen zu können und sich dort dementsprechend die Oppositionsparteien anzuhören und deren Vorschläge einfließen zu lassen. Wir haben deshalb vor dem letzten Ausschuss der Frau Ausschussvorsitzenden einen Abänderungsantrag mit Abänderungsvorschlägen per Mail zugeschickt, damit sie zumindest vorher rechtzeitig Abänderungsvorschläge hat, einsehen und sich Gedanken machen kann. Es war dann so, dass die einzig lapidare Wortmeldung im Ausschuss jene war, dass das alles abgelehnt wird. Von inhaltlicher Diskussion war leider Gottes weit und breit keine Spur. Man hat prinzipiell gesagt, man will das nicht und wird das ablehnen. 

Schade ist auch, dass man nicht gleich den Versuch unternommen hat, wie es im Sinne der Bundesverfassung, im Artikel 15a, der Glied-Staatenverträge, (Horizontales Konkordat), vorgesehen ist, dass man ein österreichweites Jugendschutzgesetz hätte verankern können und das in Angriff hätte nehmen sollen. Das ist verabsäumt worden. Es ist zwar so - das ist zumindest ein Vorteil -, dass wir jetzt in Wien, Burgenland und Niederösterreich ein harmonisches Gesetz haben, aber natürlich wäre es schön gewesen, wenn man endlich in allen österreichischen Bundesländern in den wesentlichen Bestimmungen ein einheitliches Jugendschutzgesetz hätte, weil der Wiener Jugendliche natürlich in die Ferien fährt. Das wird sich mit ziemlicher Sicherheit irgendwann einmal im Westen Österreichs abspielen, wo dann halt andere Bestimmungen vorhanden sind. Das ist nach wie vor einfach widersinnig. Deshalb wäre es schön gewesen, wenn man versucht hätte, die Optimalvariante zu erreichen und ein österreichweit gleich lautendes Jugendschutzgesetz mit allen Bundesländern im Sinne des horizontalen Konkordats geschaffen hätte. Das ist nicht passiert. Damit müssen die Jugendlichen dann in den Schulferien oder auch am Wochenende, wenn sie halt in den Westen Österreichs fahren, leider Gottes leben! (Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Im Süden auch!) Im Süden auch, genau! Das ist auf beiden Seiten der Fall. Da haben Sie Recht! 

Es wäre schön gewesen, wenn man diese Stoßrichtung versucht oder zumindest den Vorstoß dazu gemacht hätte. Aber das ist von Ihrer Seite aus, soweit ich weiß, nicht passiert. Die Vorberatungen, die von Ihnen nicht mit der Opposition vorgenommen worden sind, haben gezeigt, dass Ihre Demut nach der Wahl und nach dem Wahlsieg in Wien nicht wirklich groß ist. Es wäre aber mit Sicherheit im Interesse der Wiener Jugendlichen gewesen, wenn man alle einbezogen hätte. Sie sprechen immer von Einbindung, aber wenn es dann um Einbindung geht, wenn ein Gesetz entstehen soll, dann sieht man, inwieweit Ihre Einbindungsinteressen in Wirklichkeit gewünscht sind. Da sind sie dann nicht gewünscht. Deshalb ist das oftmals eine Floskel, die Sie gerne in den Mund nehmen, wo Sie aber nicht bereit sind, das auch wirklich zu leben. 

Wir haben viele Gefährdungspotenziale im Bereich der Jugend. Wir haben Gefährdungspotenziale, wo Jugendliche gefährdet sind, in gewisse Bereiche hineinzurutschen. Es ist heute schon erwähnt worden, das ist im Bereich des Tabak- und Alkoholmissbrauchs, im Bereich des Medikamenten- und Suchtgiftmissbrauchs der Fall. Hier wäre es schön gewesen, wenn man von Seiten der Stadt Wien insofern Verantwortung, nämlich Eigenverantwortung, übernommen hätte, dass man das auch in das Jugendschutzgesetz aufgenommen hätte. 

Dazu gäbe es zum Beispiel die Möglichkeit im § 11, wo heute Kollege Strobl gesagt hat, er versteht das mit dem Volumsprozent Alkohol nicht. Das ist recht einfach aufzuschlüsseln. Es gibt ganz klare Richtlinien im Bereich des Alkohols. Alles, was über 14 Prozent Volumsprozent ausmacht, sind Schnäpse und Weinbrände, und alles, was darunter liegt, sind Wein und Bier, nur zur Verdeutlichung. Das ist also nichts Kompliziertes und das hätte man auch hineinschreiben können. Dies wäre möglich gewesen, wenn ein Diskussionsprozess vorhanden gewesen wäre, dem war aber leider nicht so. Wir hätten die Möglichkeit gehabt, dass wir festlegen, dass die Abgabe von Alkohol und Tabak an junge Menschen unter 16 Jahren nicht erlaubt ist. Das wäre eine Eigenverantwortung gewesen, die die Landesregierung wahrnehmen und sagen hätte können, sie will den Missbrauch bei Alkohol und Nikotin unter 16 Jahren verhindern und legt deshalb fest, dass sich die jungen Menschen unter 16 nicht in der Trafik Zigaretten und nicht im Supermarkt einen Wodka, ein Bier oder was auch immer besorgen können. Das ist leider in Zukunft in Wien nach wie vor möglich. 

Es wird immer wieder damit argumentiert, dass es doch möglich sein muss, dass die Eltern ihre Kinder in die Trafik schicken dürfen, damit sie den Eltern sozusagen die Zigaretten holen oder in den Supermarkt, um den Alkohol für die Eltern zu holen. Das ist für mich aber keine Begründung. Das ist für mich keine Begründung, denn ein Elternteil, der Alkohol konsumieren oder Zigaretten rauchen will, soll sich das verdammt noch einmal selbst besorgen! Das kann er auch. Deshalb ist es für mich keine Begründung, dass man Kinder nach wie vor für solche Dienste verwenden kann. 

Ich finde es schade, dass Sie zu unserem Abänderungsantrag, den wir Ihnen schon präsentiert haben und heute einbringen werden, nicht das Signal gegeben haben, dass Sie eine Zustimmung geben wollen. Das zeigt auch, dass Sie Ihre eigenen Worte nicht ganz so ernst nehmen, wenn Sie davon sprechen, präventiv tätig werden zu wollen, was den Alkohol- und Nikotinmissbrauch betrifft, denn das wäre eine Maßnahme, die gerade in diesem Bereich eine Präventivmaßnahme darstellen könnte, damit es sehr schwer für junge Menschen unter 16 wird, zu diesen Dingen zu kommen. Das ist leider Gottes nicht passiert. 

Aber genauso freut es mich, dass heute ein Resolutionsantrag von allen Fraktionen unterstützt wurde, der den Minister auffordert, die Gewerbeordnung in diesem Bereich nicht zu ändern. Aber es wäre auch eine Eigenverantwortung gewesen, hätte die Wiener Landesregierung das im Jugendschutz aufgenommen und klar und deutlich festgelegt, dass jeder Gastwirt, auch im Landesschutzgesetz noch einmal verankert, dazu verpflichtet wird, zumindest zwei alkoholfreie Getränke um den gleichen Preis oder billiger als das billigste alkoholische Getränke anzubieten. Damit wäre sichergestellt, dass das in Wien der Fall sein muss, denn die Argumentation des Ministers ist jene, dass er sagt, er will, dass das in Zukunft der landesgesetzlichen Verantwortung übertragen wird. Wenn das jetzt wirklich kommen sollte, dann muss man das nun nachträglich reparieren. Da hätten wir aber gleich mit einer Festlegung unsere Zielsetzung und unsere Vorstellung deutlich zum Ausdruck bringen können. 

Wir haben natürlich auch andere Punkte im Abänderungsantrag angeführt, wie im Bereich der Jugendschutzkarte, die ich heute schon einmal erwähnt habe. Die Jugendschutzkarte war selbstverständlich eine Ausweisforderung, wo die jungen Menschen damals in dieser Volksbefragung, auch wenn es heute wieder abgestritten worden ist - wir haben ja das Papier bei der Magistratsbeamtin gesehen -, mehrheitlich gesagt haben, sie können sich vorstellen, dass es einen eigenen Jugendschutzausweis gibt. Wir meinen, wenn sich das die Jugend selbst wünscht, dass man dem auch nachkommen sollte und es vernünftig wäre, einen Jugendschutzausweis einzuführen, mit dem sich der junge Mensch in Zukunft ausweisen kann, wo er aber auf der Rückseite kurz und bündig die wesentlichen Punkte der Jugendschutzbestimmungen angeführt hat, diese nachlesen kann und weiß, welche Bestimmungen es da gibt. (Beifall bei der FPÖ.)
Sie haben selbst zugegeben und heute auch angemerkt, dass es im Bereich der Information gewisse Fehlerquellen in den vergangenen Jahren gegeben hat, dass viele junge Menschen gar nicht wissen, was in den Jugendschutzgesetzbestimmungen steht und welche Verpflichtungen sie eigentlich hätten. Deshalb wäre das so wichtig und mit dieser Möglichkeit des Jugendschutzausweises sehr leicht zu bewältigen. 

Auch im Bereich des § 6, "Pflichten der Unternehmer und Veranstalter", wäre es vernünftig gewesen, das noch genauer zu definieren, indem man sagt, Unternehmer wie Gastwirte und Veranstalter nach dem Wiener Veranstaltungsgesetz, wie Rave-Veranstalter, Event-Veranstalter et cetera, dass man das klarer definiert, damit es nicht irgendwelche Lücken gibt, wo man dann der Meinung ist, man müsste sich nicht an die Bestimmungen halten. 

Die Ausgehzeiten haben wir heute schon bei der Jugendanwaltschaft angesprochen. Da wissen wir, dass sich 85 Prozent der betroffenen Jugendlichen bei der Volksbefragung nicht für den ExpertInnenvorschlag ausgesprochen haben. Ich halte es nochmals fest. Deshalb waren wir der Meinung, dass man eine Zwischenlösung betreffend die Ausgehzeiten finden sollte. Dazu wäre unser Vorschlag gewesen, dass man sich bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres in der Zeit von 6 bis 22 Uhr an öffentlich zugänglichen Orten bewegen kann und dann für jedes weitere Lebensjahr bis zum vollendeten 17. Lebensjahr sozusagen eine zusätzliche Stunde mehr, wie das auch in anderen Bundesländern durchaus der Fall ist. Das wäre eine Stufensteigerung gewesen und hätte für jedes weitere Alter sozusagen ein Stück mehr Recht und Verantwortung übertragen. 

Wir haben im Bereich der verbotenen Lokal- und Betriebsräumlichkeiten im § 9 festgestellt, dass eine genauere Definition der ganzen Veranstaltungslokale, wo eigentlich das Interesse vorhanden sein sollte, dass Kinder und Jugendliche dort nicht auftauchen, wie Peepshows, Swingerklubs und andere Lokale, schön gewesen wäre, damit es nicht zu Missverständlichkeiten kommt und vielleicht die eine oder andere Gesetzespassage anders ausgelegt werden kann. 

Im § 10 "Jugendgefährdende Medien, Datenträger, Gegenstände und Veranstaltungen" haben wir nicht mehr und nicht weniger als das auch verlangt. Die Diskriminierung von jungen Menschen, die ein politisches Bekenntnis an den Tag legen, soll in Zukunft nicht mehr möglich sein. Hierzu hat Kollegin Wehsely damals im Gemeinderatsausschuss gesagt, dass sie in keinster Weise ein Interesse daran hat, eine Diskriminierung von Kindern und Jugendlichen im politischen Bekenntnisbereich hier zu verankern. Sie hat eindeutig gesagt, sie wird keinem einzigen Punkt von uns zustimmen und auch die SPÖ wird das nicht tun. Das heißt aber, dass Diskriminierung in diesem Bereich möglich sein wird, weil Sie es nicht verankert haben, aber alle anderen Punkte haben Sie sehr genau verankert. Es tut doch nicht weh, wenn man hineinnimmt, dass jemand, der ein religiöses Bekenntnis hat, selbstverständlich nicht diskriminiert werden darf, aber es tut auch in keinster Weise weh, hineinzunehmen, dass man jemanden auch auf Grund seines politischen Bekenntnisses nicht diskriminieren darf. 

Wenn Sie das nicht wollen, dann gehe ich davon aus, dass Sie offenbar Angst davor haben, dass das in dieser Stadt passiert und dass es vielleicht in Schulen vorkommt, dass man junge Menschen diskriminiert, weil sie eben ein Bekenntnis haben, das nicht passend für den jeweiligen Lehrkörper ist. Das sollte man eigentlich vermeiden. Deshalb finden wir es sehr schade, dass Sie unserem Abänderungsvorschlag nicht nachkommen wollen. 

"Anhalteverbot", § 11a, war von uns ein Vorschlag, dass man diesen zum § 11 dazu macht, wo man über den Bereich der Anhalter sozusagen Festlegungen trifft, erst ab einem gewissen Alter dem Anhalter erlaubt, dass er irgendwo ein Kfz anhalten und Autostopp machen darf, eine Regelung einführt, dass das erst ab einem gewissen Alter zulässig ist, weil wir der Meinung sind, dass gerade in diesem Bereich sehr viele Gefahrenpotenziale lauern und davon speziell die Kinder und Jugendlichen betroffen wären. 

"Strafen und sonstige Maßnahmen", § 12: Da hätten wir den Vorschlag gehabt, dass es, wenn es zu einer Übertretung des Landesjugendschutzgesetzes kommt, nach dem Belehrungs- und Informationsgespräch zu einem weiteren Schritt kommen könnte, nämlich zu sozialen Leistungen wie Mithilfe in der Jugend-, Alters- und Gesundheitspflege, wo junge Menschen dann auch die Wichtigkeit in diesen sozialen Bereichen auf Grund solcher sozialen Leistungen erkennen können und das vielleicht ein bisschen mehr Verständnis für sie gebracht hätte. Man hat diesen Punkt in keinster Weise andiskutiert. Man hat bei diesem Punkt keine Bereitschaft gezeigt, diesen Punkt eventuell annehmen zu wollen. Es wäre sicherlich vernünftig gewesen, nach einem Belehrungsgespräch nicht gleich zu einer Geldstrafe überzugehen, sondern einen Zwischenschritt wie soziale Leistungen im Bereich der Jugend-, Alters- und Gesundheitspflege vorzusehen. 

Deshalb meinen wir, dass das Gesetz zwar insgesamt eine Verbesserung darstellt - das ist selbstverständlich auch festzuhalten -, dass es aber leider Gottes kein optimales Gesetz ist und in manchen Bereichen, speziell im Bereich des Alkohol- und Nikotinmissbrauchs, überhaupt nicht den heutigen gesellschaftlichen Gegebenheiten entspricht. Wir können daher in diesem Sinne diesem Gesetz unsere Zustimmung nicht geben und bringen unseren Abänderungsantrag zu den genannten und zitierten Punkten ein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Novak-Schild zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

Abg Barbara Novak-Schild (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Meine Damen und Herren!

Uns liegt heute ein, so denke ich, sehr gelungenes neues Jugendschutzgesetz zur Beschlusslage vor, welches unter optimalen Bedingungen für eine Gesetzeswerdung zu Stande gekommen ist. Ich möchte meine Wortmeldung auch dafür nutzen, einige Dinge zu verstärken, die durchaus schon gesagt worden sind, wo ich aber denke, dass sie es wert sind, sie noch einmal zu wiederholen und noch einmal in Erinnerung zu rufen, was das Einzigartige an diesem heutigen Gesetz und an dieser Vorlage zur Beschlussfassung ist, aber andererseits auch ein paar Missverständnisse auszuräumen und auf einige Punkte meiner Vorredner einzugehen. 

Das Besondere an diesem Gesetz - ich denke, das fällt jedem auf, der es intensiv gelesen hat - ist, dass es sehr verständlich geschrieben ist, also auch für jeden, der juristisch nicht sehr hoch qualifiziert ist, leicht zu lesen ist und vor allem für die Zielgruppe, nämlich die jungen Menschen, leicht zu lesen ist. 

Der zweite Punkt ist - Kollegin Sommer-Smolik hat es schon angesprochen -, dass auch beim Vokabular dieses Gesetzes den Wünschen der Kinder und Jugendlichen - ich sage es absichtlich noch einmal -, sie in Zukunft als junge Menschen zu betrachten und auch als junge Menschen anzusprechen, Rechnung getragen wurde. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke, der Begriff des "jungen Menschen" ist so etwas wie eine Symbolkraft von diesem Gesetz nach außen, nicht mehr in "Kinder und Jugendliche" zu denken und auch mit den Vorurteilen, die man sehr oft aus der Vergangenheit mitprägt, wenn man sich mit Kindern und Jugendlichen beschäftigt, auszuräumen, so zum Beispiel - nur um einen Ort anzusprechen, der heute schon genannt wurde -, dass Jugendliche, nämlich 13‑Jährige, 14‑Jährige am Schwedenplatz sitzen und sich dort anscheinend nur mehr niedersaufen, wie es die Frau Stadträtin heute gemeint hat.

Ich glaube, das sind sehr typische Vorurteile, die auf eine große Gruppe von Menschen übertragen werden, nämlich Kinder und Jugendliche, die wir so mit uns mittragen und wo einfach durch einen neuen Begriff und durch eine neue Ansprache der jungen Menschen eine Verbesserung herbeigeführt wurde. Und das ist auch das gute Recht dieser Kinder und Jugendlichen, in Zukunft mit "jungen Menschen" angesprochen zu werden. Ich werde mich sehr bemühen, das auch weiter so beizubehalten. Ich hoffe, dass es mir gelingt, denn auch ich trage so die zwei Begriffe aus der Vergangenheit sehr stark in mir, aber ich glaube, es wird mir gelingen.

Ich möchte vor allem darauf hinweisen, dass die Bereitschaft - und Herr Abg Strache hat heute immer versucht, es ein bissel zu schmälern und herunterzumachen - der jungen Menschen in dieser Stadt, an der Gesetzeswerdung dieses Jugendschutzgesetzes beizutragen, enorm hoch war - etwas, was noch nie da gewesen ist, dass sich eine so große Gruppe von Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt an der Gesetzeswerdung beteiligt und aktiv mitgestaltet, aktiv einbezogen wird, auch gehört wird und ihre Forderungen und auch ihr neues Vokabular einbringen können und das umgesetzt wird. Ich denke, es geht hier nicht nur um Jugendmitbestimmung und Kindermitbestimmung und Mitbestimmung von jungen Menschen, sondern es geht hier um die Mitbestimmung und Mitgestaltung von Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt, die auch ein Recht dazu haben. Und das ist das erste Gesetz, das soll Vorbildwirkung haben und ich denke, auch für viele andere Gesetze Vorreiterin sein. Wir in Wien werden sicher bemüht sein, auch in anderen Gesetzeslagen zu versuchen, ähnliche Modelle auf die Beine zu stellen, und ich denke, es zahlt sich aus. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der partnerschaftliche Weg ist der schönere Weg. Die Holzhammermethode ist nicht der Weg, den wir einschlagen wollen. Wir haben gezeigt, dass es nicht notwendig ist, Gesetze einfach zu machen und drüberzufahren, Begutachtungsfristen vielleicht nicht einzuhalten, wenn man überhaupt Begutachtungsfristen macht, das ist ja inzwischen gang und gäbe in dieser Bundesregierung, und auch der Kritik anderer, also vor allem der Sozialpartner, in keinster Weise Rechnung zu tragen. Wir haben gezeigt, das ist nicht notwendig, sondern man kann Gesetze gemeinsam entwickeln mit den Menschen, auch gemeinsam mit der Opposition. 

Heute war die Kritik da: Es wurde nicht eingebunden, nicht informiert, es hat keine Informationen an die Jugendlichen gegeben, was das Jugendschutzgesetz überhaupt ist.

Herr Abg Strache, ich fordere Sie auf, nehmen Sie einen Stift zur Hand, nehmen Sie einen Zettel zur Hand, schreiben Sie sich eine Homepage auf, die ich Ihnen sehr empfehle, www.laju.at, ein Traum, Wahnsinn, da ist alles enthalten zum Thema Jugendschutzgesetz, da ist alles enthalten zum Projekt. Sie hat ganz tolle, viele Zugriffe und ist viel genutzt worden. Und wenn Sie sich das angeschaut hätten - ich weiß, Sie sind nicht mehr ganz die Zielgruppe -, dann hätten Sie heute nicht sagen können, die Jugendlichen waren nicht informiert, denn das waren sie. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Beteiligung - ich habe es schon gesagt - an dieser Jugendbefragung war eine sehr große. Größer als - ich muss es wieder strapazieren, es ist heute schon gesagt worden - zum Beispiel beim Temelin-Volksbegehren, größer als bei vielen anderen Volksbegehren, die schon stattgefunden haben. Das zeigt mir, dass junge Menschen mit der Verantwortung auch umgehen können. Wir Wiener SozialdemokratInnen werden uns auf jeden Fall an dem vorliegenden Ergebnis orientieren und werden es nicht ignorieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien wird sich auch weiterhin als Partnerin verstehen und als Lobbyarbeiterin für die jungen Menschen und für die junge Bevölkerung und wird versuchen, in Zukunft Plattformen für Selbstbestimmung zu fördern und zu schaffen und Schritte zu setzen, um der Selbstbestimmung junger Menschen immer früher Rechnung tragen zu können. Und da wird, so denke ich, die Wahlaltersenkung ein wichtiger Punkt sein, und ich freue mich schon auf die spannende Diskussion, die wir dann zu führen haben. Aber ich denke, sie wird leider in einem ähnlichen Schemata ablaufen, weil manche sich vielleicht doch nicht überzeugen lassen, dass Mitbestimmung von jungen Menschen nichts Böses, sondern etwas ganz Fruchtbares und Tolles sein kann. Aber das ist das, was ich aushalten muss als Kommunalpolitikerin, manche Menschen leider nicht überzeugen zu können, vor allem jene der Opposition.

Es ist natürlich auch Aufgabe des Jugendschutzgesetzes, heranwachsende Menschen auf dem Weg zu einem eigenverantwortlichen Leben zu unterstützen. Es ist heute auch schon erwähnt worden, dass natürlich die Entwicklungsphasen der Pubertät sehr schwierige sind, dass es Lebenssituationen gibt, die sehr neu sind, wo immer wieder Probleme auftauchen, deren Bewältigung nicht sehr einfach ist. Und deshalb sind die wichtigsten Punkte in diesem Gesetz: Schutz und Hilfe in Fragen von Alkoholmissbrauch, Gewalt und Diskriminierung vieler verschiedener Arten. Und das Motto ist - und das ist so ein Grundprinzip in diesem Gesetz, das wir auch als Wiener Stadtregierung verfolgen -: Hilfe statt Strafe.

Und jetzt komme ich zu einem Punkt, der heute schon angesprochen worden ist, nämlich warum es keine bundesweite Regelung zu diesem Gesetz gibt. Es ist nicht die Schuld der Wiener, dass es keine bundesweite Regelung zum Jugendschutz gibt. Natürlich wäre es uns auch lieb, wenn wir es schaffen würden, eine bundesweite Regelung zu finden, aber Fakt ist, dass es Bundesländer gegeben hat, die einerseits aus der Überlegung heraus, nicht schon wieder eine Novellierung ihres Gesetzes machen zu müssen, weil sie es erst getan haben, nicht mitgemacht haben, und andererseits - und das sage ich jetzt auch sehr eindeutig - ist es so, dass wir in Wien der Meinung sind, dass wir nicht unter unser Niveau gehen dürfen. Und wenn wir ein Prinzip haben, nämlich Hilfe statt Strafe, dann soll das auch in einem neuen bundesweiten Gesetz wieder auftauchen und sich durchziehen wie ein roter Faden. Und solange das nicht gegeben ist, wird es auch keine bundesweite Regelung geben, und mit Wien runter unter Wiener Niveau, das wird es auf keinen Fall spielen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und trotzdem ist es gelungen, PartnerInnen zu finden, nämlich einerseits Niederösterreich und Burgenland, also die östlichen PartnerInnen haben wir. Ich denke, natürlich ist die Mobilität der Jugendlichen angewachsen in den letzten Jahren und man kommt immer weiter, aber auf Urlaub fährt man, glaube ich, nicht jedes Wochenende und als Wiener fährt man nicht jedes Wochenende nach Tirol und ist auch dort nicht jedes Wochenende in Versuchung, vielleicht dem Jugendschutzgesetz irgendwie entgegenzutreten und es zu überschreiten, weil man jedes Wochenende nach Tirol fährt, um dort eine Party zu feiern. Also, das ist ja alles fern jeglicher Realität. Ich denke, es ist richtig, dass wir drei Bundesländer es geschafft haben, uns zu einigen und ein tolles Gesetz zur Vorlage zu haben. Aber ich sage, es ist jetzt nicht die große Tragik und die große Katastrophe, dass wir es nicht geschafft haben bis nach Vorarlberg, obwohl auch Vorarlberg nicht so weit weg ist, aber nicht so, dass jedes Wochenende dort die Partys stattfinden.

Ich möchte noch zu den Anträgen der Kollegin Sommer-Smolik etwas sagen, einerseits zum Antrag der Umbenennung "Informationsgespräch" statt "Belehrungsgespräch" beziehungsweise "Beratungsgespräch". Das ist auch unser Wunsch und wir werden diesem Antrag zustimmen. 

Zum zweiten Antrag, der sich inhaltlich damit auseinander setzt, dass für dieses Beratungsgespräch genug Personal vorhanden ist mit entsprechender Qualifikation und die notwendigen Dinge zur Verfügung gestellt werden. Natürlich ist es unser Wunsch, dass, wenn wir eine Aufgabe und als Auftraggeber auch eine Forderung haben, diese umgesetzt wird. Und wenn wir sagen, wir wollen ein gut funktionierendes Beratungsgespräch haben, dann ist uns natürlich als Auftraggeber klar, dass dazu auch die Ressourcen zur Verfügung gestellt werden müssen. Nur, eines ist auch klar: Das ist eine innerbetriebliche Angelegenheit und bedarf keiner Verordnung. Denn auch in einer Betriebsratsordnung oder in einer Betriebsvereinbarung oder im Kollektivvertrag steht nicht drinnen, welche Abteilung in der Firma wie viel Personen hat und welche genauen Schulungsmaßnahmen für sie vorgesehen sind. Wenn man dann einmal von einer Abteilung etwas in eine andere Abteilung übergeben wollte, müsste man die komplette Betriebsvereinbarung umändern, damit man aus der einen Abteilung einen Mitarbeiter in die andere Abteilung geben kann. Also, das kann es irgendwie auch nicht sein, alles in Verordnungen festzuschreiben. Ich denke, das ist ein innerbetrieblicher Interessenausgleich und der wird passieren. Denn wir als AuftraggeberInnen wollen ja auch, dass das in qualitativen Beratungsgesprächen stattfindet und insofern, denke ich, ist der Antrag für uns nicht unterstützenswert.

Abschließend möchte ich sagen, dass diese Gesetzesvorlage eine moderne ist, eine an der Lebenssituation der jungen Menschen in dieser Stadt orientierte Vorlage und dass diese, wie Anfangs schon erwähnt, beispiellose, ausgezeichnete vorhergehende Neugestaltung mit der Mitbestimmung der jungen Menschen in dieser Stadt Vorbildcharakter haben sollte für weitere Projekte, und ich bitte Sie daher auch im Sinne dieses Vorbildcharakters um Zustimmung zu dieser Vorlage. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. - Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Berichterstatterin LhptmStin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist erfreulich, dass neben der großen Beteiligung der Jugendlichen bei der Gesetzwerdung auch in diesem Hause eine große Mehrheit die Zustimmung zu diesem Gesetz signalisiert hat.

Es ist bedauerlich, aber es war zu erwarten, dass die Freiheitlichen diesem Gesetz nicht zustimmen können, wiewohl ich darauf hinweisen möchte, dass die Argumentation hier sozusagen eine ist, die sich ein bisschen im Kreis dreht. Der Antrag, den Sie hier eingebracht und im Ausschuss schon angekündigt haben, würde eigentlich bedeuten, dass sich das Gesetz komplett ändern würde, weit davon entfernt wäre von Ihrer Forderung, die Sie hier gerade vorhin aufgestellt haben, nämlich ein einheitliches Gesetz zu haben. (Abg Heinz Christian Strache: Es gibt ja auch in Niederösterreich und im Burgenland ein Jugendschutzgesetz!) Wir würden mit einer Zustimmung - abgesehen von den inhaltlichen Differenzen, die es gibt - zu diesem Antrag den Weg, den wir mühevoll beschritten haben, wieder verlassen, nämlich mit Niederösterreich und dem Burgenland ein gemeinsames Gesetz zu haben. (Abg Heinz Christian Strache: Aber dort gibt es andere Formulierungen!) Diese Gesetze sind schon beschlossen und weit entfernt - Gott sei Dank - von den Bestimmungen, die Sie hier einbringen. Dass Sie auf der anderen Seite vielleicht diese Vorschläge zur Diskussion stellen in den anderen Bundesländern, die ja noch auf dem Weg zur Gesetzwerdung sind, da bin ich gespannt darauf. 

Ich möchte auch noch einmal betonen: Unsere Idee und unser Wunsch war die bundeseinheitliche Regelung. Das können Sie oder könnten Sie - ich stelle es Ihnen gern zur Verfügung - auch nachlesen in den Protokollen von den jeweils zweimal im Jahr stattfindenden Jugendwohlfahrtsreferentenkonferenzen der Verantwortlichen auf Landesebene. Da kann man in den jeweiligen Tagesordnungen über Jahre zurückverfolgen, wie oft das auf der Tagesordnung gestanden ist und mit welchen Argumenten es zurückgewiesen wurde von den einzelnen Bundesländern. Und genau bei einer solchen Sitzung haben die politisch Verantwortlichen der drei Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland dann abseits am Rande der Sitzung beschlossen, jene Expertenrunde einzuberufen und eine Arbeitsgruppe zu beauftragen, die dann letztendlich das Ergebnis gebracht hat, das wir heute beschließen. 

Und ich sage noch einmal ein Dankeschön an diese vorbereitende Arbeitsgruppe, die sich aus Expertinnen und Experten aus allen drei Bundesländern zusammengesetzt hat. 

Ein Zweites noch, was mir sehr wichtig ist, und das ist auch im Gesetz verankert, dass es nicht nur bei der Gesetzwerdung, sondern jetzt natürlich vor allem nach der Beschlussfassung eine ganz wichtige Aufgabe geben wird, nämlich die Information über das Gesetz. Und diese wird vielschichtig sein. Herr Abg Wutzlhofer hat schon darauf hingewiesen und auch Frau Abg Schild, dass neben der Homepage, die hier existiert - und hier befinden wir uns in einem Medium, das von Jugendlichen sehr stark aufgegriffen wird -, ein ganzes Paket an Informationsmaßnahmen bereits vorbereitet ist vom Landesjugendreferat. Es wird einer der Schwerpunkte, auch der pädagogischen Schwerpunkte der schulischen und außerschulischen Jugendarbeit sein, über Partizipation auf der einen Seite, aber natürlich auch über rechtliche Bestimmungen, wie es das Jugendschutzgesetz nun einmal ist, in den nächsten Monaten mit den betroffenen jungen Menschen zu diskutieren, sie zu informieren, aber diese Diskussion auch auszuweiten auf die Erwachsenen, nicht nur die betroffenen Eltern, sondern natürlich auch auf jene Erwachsenen, die insofern betroffen sind, als sie zum Beispiel Unternehmerinnen und Unternehmer sind, die auf andere Art und Weise Jugendschutzbestimmungen sehr ernst nehmen sollten. 

Ich möchte daher nur ganz kurz auch aus meiner Sicht zu den Anträgen sagen, dass ich dankbar bin für den Antrag bezüglich der Wortwahl. Dem werden wir zustimmen - das ist schon gesagt worden -, weil Sie tatsächlich Recht haben und ich das auch so sehe, dass die Wortwahl Signale senden kann. Das sollte man berücksichtigen.

Nicht zur Zustimmung empfehle ich den Antrag bezüglich der Verordnung, gar nicht sosehr wegen des Inhalts, weil da könnte ich noch sagen, hier würden wir etwas verordnen, was den Tatsachen und der Realität entspricht, daher bräuchte es nicht im Sinne der Vereinfachung einer Verordnung. 

Nicht einverstanden kann ich mich aber erklären - und das ist auch gesagt worden - mit einer Verordnung, Personalentscheidungen zu treffen. Das ist nicht Sache eines Gesetzes und auch nicht einer Verordnung. 

Dem Antrag der Freiheitlichen nicht zuzustimmen, würde ich empfehlen, das habe ich schon gesagt.

Sehr begrüße ich den Antrag, der eingebracht wird, um zu verhindern, dass auf Bundesebene ein Gesetz verändert wird, das jetzt eine sinnvolle Regelung enthält und damit eine Aufweichung des Jugendschutzes vornehmen würde. 

Ich bedanke mich noch einmal bei allen Beteiligten, die mitgeholfen haben, dieses Gesetz ein ganz besonderes werden zu lassen, und freue mich jetzt auf Ihre so große Zustimmung zu dieser Gesetzesvorlage. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Abänderungsanträge.

Wer mit dem Abänderungsantrag, eingebracht von der grünen Fraktion, betreffend Konkretisierung des Belehrungs- und Informationsgesprächs, sprich also jetzt Verordnungen zu erlassen, einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit und somit abgelehnt. 

Der zweite Abänderungsantrag, auch wieder eingereicht von der grünen Fraktion, betrifft die Umbenennung des Belehrungs- und Informationsgesprächs in Beratungs- und Informationsgespräch. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich so angenommen. 

Den dritten Abänderungsantrag, eingebracht von den FPÖ-Landtagsabgeordneten Heinz Christian Strache und Ing Herbert RUDOLPH, betreffend Änderung von verschiedenen Paragraphen, möchte ich auch zur Abstimmung bringen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit und damit abgelehnt. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, der von allen Parteien unterstützt wird. Ich darf um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1 (00805/2002-GWS). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien und die Wiener Stadtverfassung geändert werden. Sie betrifft die Verländerung der Bundesstraßen B. 

Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bitte Sie, diesem Gesetzesentwurf beziehungsweise der Änderung der Wiener Stadtverfassung zuzustimmen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Fuchs. Ich erteile es ihm.

Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Auf Grund der Verländerung, der Übertragung der Bundesstraßen B, ist dieser Gesetzesentwurf notwendig geworden und auch in der Stadtverfassung zu verankern. 

Diese Übertragung der Bundesstraßen B ist rein gesehen eine Verwaltungsreform, ist aber auch Abbau der Bürokratie und heißt ein Näher zum Bürger: bei Planung, bei Neubauten, bei Umbauten, bei der Instandhaltung, bei Maßnahmen aber auch für Behinderte, bei Maßnahmen für Verkehrssicherheit, zum Beispiel bei Markierungen oder bei Verkehrsleitänderungen. 

Was war wichtig am Inhalt? - Es war die Frage des Schutzes des Nachbarn vor Beeinträchtigungen. Wir haben darauf gepocht, dass dies gewährleistet bleiben muss, zum Beispiel beim Lärm. Hier muss entsprechend vorgesorgt werden. 

Für diese vom Bund aufgelassenen Bundesstraßen gilt gemäß §§ 17 und 18 des Bundesrechts die Verpflichtung zur unentgeltlichen Übertragung der Verkehrsflächen in das öffentliche Gut. Das heißt, für die Erstellung, Erhaltung, Herstellung, Unterhaltung oder Umgestaltung und auch natürlich der dazugehörigen Anlagen kann der Eigentümer und kann das Eigentum herangezogen werden in Form einer Enteignung. Natürlich auch bei der Entfernung aus Gründen der Verkehrssicherheit. 

Dem Enteigneten gebührt für die Enteignung - und das ist festgeschrieben - eine, wenn es ein vermögensrechtlicher Nachteil ist, absolute Schadloshaltung. Ist ein Grundstücksrest - und das ist auch für uns wesentlich gewesen - in seiner bisherigen Verwendung nicht mehr zweckmäßig oder nutzbar, so ist das ganze, das gesamte Grundstück einzulösen. Das war bisher im Bund so und das soll auch in Wien so sein. 

Wird dem Enteigneten zum Beispiel an seinem Hauptwohnsitz die Wohngelegenheit entzogen, so ist ebenfalls nach der Übertragung an das Land Wien eine Entschädigung zu zahlen oder eine entsprechende, nach der Größe und Ausstattung gemäße Ersatzwohnung oder Wohngelegenheit anzubieten.

Und nun zur Straßenbaulast, meine Damen und Herren, für Gehsteige, Gehwege, die erforderlich werden, oder - und ich sage das klar - die Wiederherstellung bestehender Gehsteige und Gehwege, weil hier kommt es immer wieder zu großen Diskussionen. Das geht zu Lasten der Kommune. Enteignungsbescheide, das war bisher so und soll auch in Wien so sein, werden durch unparteiische Sachverständige beurteilt, nicht durch die MA 40, sondern echt durch unparteiische Sachverständige. 

Alle diese Punkte, meine Damen und Herren, sind wichtig im Sinne der Verwaltungsökonomie. Und wir von der ÖVP treten dafür ein, dass im Zuge dieser Verländerung der Bundesstraßen für den Grundstückseigentümer absolut kein wirtschaftlicher Nachteil, wie immer er aussehen mag, eintreten darf. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich beantrage daher gemeinsam mit meinen Kollegen Gerhard Pfeiffer und Dr Wolfgang Ulm, dass dies auch tatsächlich durchgeführt wird. Und ich ersuche Sie dazu auch, dem zuzustimmen, dass im Zuge dieser Verländerung der Bundesstraßen B insbesondere darauf zu achten ist, dass diesen Grundstückseigentümern auf Dauer kein wirtschaftlicher Nachteil erwächst. Ich beantrage daher auch eine sofortige Abstimmung. 

Meine Damen und Herren! All das, was hier gesagt wurde, hat sich in der Verordnung niederzuschlagen, denn dort werden die gezielten Maßnahmen gesetzt. Dort muss man auf die einzelnen Punkte entsprechend eingehen und diese auch berücksichtigen.

Und es muss auch der Bevölkerung klar und deutlich gemacht werden, welche Straßen es sind, damit sie unter Umständen auch Vorschläge machen kann auf Verbesserungen und so weiter. Das heißt, die Auflistung dieser Straßen ist auch öffentlich kundzutun. 

Ich warne jedoch vor vorzeitigen und leichtfertigen Enteignungen ohne Vorhabensverwirklichung. Das hat es schon gegeben, am Leberberg. Einige werden sich noch erinnern können. Es handelt sich, meine Damen und Herren, um Eigentum, und das Eigentum ist ein hohes Gut, mit dem man nicht rücksichtslos oder leichtfertig umgehen kann.

Wir werden daher diesem Gesetz, meine Damen und Herren, unter Berücksichtigung aller dieser Punkte die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Driemer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Johann Driemer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Aus meiner Sicht zeigt sich wieder einmal mehr, dass die Sozialdemokratie in Wien politisch vorausschauend wichtige Gesetzesinitiativen setzt und so sehe ich auch den vorliegenden Gesetzesinitiativantrag. Wir meinen, dass wir mit diesen vorausschauenden Gesetzesinitiativen gerade jetzt, wo es besondere krisenhafte Erscheinungen in der Wirtschaft gibt, bei Vorliegen natürlich der Entscheidung des Parlaments über das Bundesstraßenübertragungsgesetz, rascher in der Lage sind, der krisengeschüttelten Wirtschaft, vor allem der Bauwirtschaft, entsprechend unter die Arme zu greifen.

Nun, meine Damen und Herren, die Wiener Landesregierung stellt nach dem Beschluss des vorliegenden Gesetzesentwurfs durch den heutigen Landtag sicher, dass wir hier jeglichen Zeitverlust verhindern, und zwar auch verhindern in der Wahrnehmung dieser neuen Kompetenz, nämlich der Übertragung der Bundesstraßen B in die Kompetenz der Stadt und des Landes Wien. 

Entgegen dem Kollegen Fuchs, der hier in diesem Gesetzesinitiativantrag sieht, dass eventuell nachhaltig wirtschaftlicher Schaden für Anrainer entstehen könnte, bin ich der Auffassung, dass diese Gesetzesvorlage, die zu behandeln ist, jetzt schon inhaltlich, sachlich den Anrainern keine zusätzlichen Belastungen, aber auch keine Schlechterstellung bringen wird, weil es eine Festschreibung des derzeitigen Zustands ist.

Nun, meine Damen und Herren, der Beschluss der Gesetzesvorlage gewährleistet - wie ich schon ausgeführt habe -, durch ein rasches Handeln der Wiener Landes- und Stadtregierung, gerade jetzt angesichts der angespannten Arbeitsmarktsituation, positive Impulse zu setzen. 

Es ist mir aber auch, meine Damen und Herren, ein besonderes Bedürfnis, hier im hohen Haus, dem Landtag, darauf hinzuweisen, dass gerade die Wiener Landes- und Stadtregierung ausschließlich und insbesondere eine Politik für Menschen verfolgt. Ich möchte hier auch darauf verweisen, dass gerade die Politik Wiens beispielgebend und musterhaft für die Bundesregierung auf vielen Ebenen sein könnte. 

Wir sehen ja gerade, meine Damen und Herren, dass sehr wenig Verlass auf Versprechungen der Bundesregierung ist. Ich möchte dies nur an Hand eines einzigen Beispiels, weil es auch im Zusammenhang steht, aufzeigen. Hier wird unter FPÖ-Vorgabe eine Steuerreform, eine Entlastung der Menschen auf der Abgabenseite versprochen. Zwei Tage später gibt es sozusagen eine Korrektur von Westenthaler und Khol: Es reicht nur mehr zu einem Belastungsstopp. Also, so rasch ändern sich die Versprechen! Es ändert nichts an der Tatsache, dass wir die hohe Abgabenquote hier festgeschrieben bekommen haben. 

Nun, ich gebe auch - und da komme ich schon wieder zum Poststück 1 - all jenen Recht, meine Damen und Herren, die den gesamtstaatlichen Handlungsbedarf dieser Bundesregierung in Frage stellen.

Zum vorliegenden Poststück möchte ich festhalten, meine Damen und Herren, dass die sozialdemokratische Landesregierung im Hinblick auf die Verländerung der Bundesstraßen, wie auch im Positionspapier des MasterplanVerkehr für Wien festgehalten, diese Verländerung unter bestimmten Voraussetzungen begrüßt. Um das nur anzureißen:

Erstens. Das bestehende und neu zu errichtende höchstrangige Straßennetz bleibt nach wie vor in der Kompetenz der ASFINAG und wird dieser überantwortet.

Zweitens. Es wurde festgehalten, dass auch die Finanzmittelzuteilung auf der Basis des Budgets 2002, und zwar aus dem Bundesstraßenbaubudget, erfolgt und jährlich zu valorisieren ist. Es ist ja auch die Finanzierungsgrundlage für die jetzt zu übertragenden Bundesstraßen B.

Drittens. Es ist auch die Forderung aufgestellt worden, dass die Einnahmen aus der Verländerung der Bundesstraßen den Ländern zufließen sollen.

Viertens. Es muss eine einvernehmliche Lösung zwischen Bund und allen Ländern im Rahmen des Generalverkehrsplans erzielt werden.

Nun, meine Damen und Herren, ich bin mir bewusst und viele mit mir, dass in der Realität, die wir vor uns haben, diese umfassenden Ziele, die wir im Verkehrsmasterplan Wien festgeschrieben haben, in den Verhandlungen natürlich nicht erreicht werden konnten. Das muss man auch hier zum Ausdruck bringen. Ich glaube, dass es aber trotzdem verhandlungstaktisch klug war, dass höhere Forderungen an den Bund herangetragen worden sind, um dann letztendlich ein gutes und verträgliches Ergebnis nach Hause zu bringen.

Was natürlich besonders problematisch werden könnte, meine Damen und Herren, ist, dass Verhandlungsergebnisse mit Teilzeitministern abgeschlossen werden, wo man heute noch einen Minister oder eine Ministerin gegenüber sitzen hat und am nächsten Tag oder in den nächsten Wochen bereits wieder ein anderer das Ressort Verkehr in seiner Verantwortung hat.

Ich möchte aber auch insbesondere feststellen, meine Damen und Herren, dass im Zuge dieser Verhandlungen mit dem Bund das Finanzierungsangebot des Bundes begonnen wurde mit einer Größenordnung von 450 Millionen noch ATS, noch Schillingen, und auf Grund der geschickten Verhandlungsführung unseres StR Schicker mit seinen Beamten ist es dann gelungen, dieses Ergebnis von 450 Millionen auf 524 Millionen zu verbessern. Diese 524 Millionen sind vorgesehen, davon sollen 294,2 Millionen für den Straßenausbau verwendet werden und 229,8 Millionen sollen in die Erhaltung und Instandhaltung fließen. 

Ich möchte damit nur die Bedeutung dieser Gesetzesvorlage kundtun, dass die Nachvollziehung der jetzt notwendigen Gesetzesbestimmung natürlich auch ein Vorfeld hat und in diesem Vorfeld in Verhandlungen Ergebnisse erreicht werden mussten, die sicherstellen, dass bei Übertragung dieser Bundesstraßen B auch die entsprechende finanzielle Grundlage vorhanden ist.

Es konnte aber darüber hinaus in den Verhandlungen mit dem Bund und der ASFINAG sichergestellt werden, dass vor allem ein großer Teil der hochrangigen A- und S‑Straßen nach wie vor in der Kompetenz der ASFINAG verbleibt und dass dort auch die Kompetenz wahrgenommen wird.

Sichergestellt wurde auch - und das ist auch ein wichtiger Aspekt - auf Grund des Verhältnisses der bemauteten und nicht bemauteten Straßen, dass weder auf der einen Seite die Wirtschaft noch auf der anderen Seite die Privaten eine Benachteiligung erfahren. Auch das wurde in den Verhandlungen erreicht. 

Ich glaube, man sollte dieses Verhandlungsergebnis etwas weiter sehen und es auch aussprechen, dass ein gutes Ergebnis erreicht worden ist.

Unser StR Schicker hat bei den Verhandlungen mit dem Bund auch klar deponiert, dass die vorgesehenen 22 Cent an Lkw-Bemautung pro Kilometer nicht ausreichend sein werden, um den gesamten Finanzbedarf für diese Straßeninfrastrukturprojekte und für die Bahninfrastrukturprojekte decken zu können. Es wurde dort vorgeschlagen, dass 29 Cent pro Kilometer besser wären, um auch entsprechende Querfinanzierungen aus diesen Lkw-Mauteinnahmen zur Bundesbahn, auf die Schiene vorzunehmen.

Nun, meine Damen und Herren, um nur die Dimension noch einmal darzustellen: In Wien liegen Bundesstraßen in der Länge von 257 Kilometer, und es wird jetzt an uns liegen, je nach Beschlussfassung im Landtag und dann im Gemeinderat, die entsprechenden Prioritätenreihungen für Maßnahmen auf diesen Straßen zu setzen.

Geld ist nie genug da, aber an Hand dieser Dimension der Kilometer zeigt sich, dass hier eine große Aufgabe in die Verantwortung der Stadt Wien und des Landes Wien kommen wird.

Es wurde schon angesprochen vom Kollegen Fuchs, dass es natürlich zur Ausführung, wenn der Bund dieses Bundesstraßen-B-Übertragungsgesetz im Parlament eingebracht und das Parlament es beschlossen hat, auch einer Verordnung bedarf und dann einer neuen Festschreibung der entsprechenden Hauptstraßen in einer so genannten Hauptstraßenverordnung. Hier wird noch zu diskutieren sein und dann werden im Gemeinderat die notwendigen Beschlüsse zu fassen sein.

Besonders positiv, um das noch zu erwähnen, meine Damen und Herren, bei dieser neuen Straßenkompetenz für das Land Wien ist, dass es dadurch zu rascheren Projektabwicklungen und auch zu entsprechenden Auftragsvergaben in diesem Bereich kommen wird. Es können Verzögerungen durch den Bund in diesem Bereich verhindert werden. Es gibt ja einige Beispiele gerade an der B 228, also hinter den Gasometern, wo Grundstücksankäufe unter dem Titel "Gemüseautobahn" lange Zeit verhindert haben, dass dort diese Straßenbauvorhaben, diese wichtigen Vorhaben auch umgesetzt werden konnten.

Damit, meine ich, meine Damen und Herren, ist sichergestellt, dass wichtige politische Entscheidungen im Hinblick auf die Straßenverkehrsinfrastruktur rascher getroffen werden können und auch rasche Impulse für die Wirtschaft und für die Beschäftigung erfolgen können. Gleichzeitig werden damit aber auch Anrainerrechte gesichert, die auch ein Anrecht darauf haben.

Nun, meine Damen und Herren, wie schon gesagt: Mit diesem vorliegenden Gesetzesentwurf und der Beschlussfassung heute durch den Landtag, hier im hohen Haus, werden die Voraussetzungen geschaffen, um nach dem Inkrafttreten des Bundesstraßenübertragungsgesetzes vom Bund auch entsprechende rasche Sofortmaßnahmen setzen zu können.

Ich komme schon zum Schluss, meine Damen und Herren. Ich ersuche Sie um Ihre Zustimmung zu dem eingebrachten Initiativantrag und bringe auch von meiner Fraktion einen Abänderungsantrag zum vorliegenden Initiativantrag ein, der eine Rückführung der Radwegkompetenzen, die im Hauptradwegnetz ausgewiesen sind, in die Zentralkompetenz des Ressorts Stadtentwicklung und Verkehr vorsieht. Ich ersuche auch hier um Ihre Zustimmung. 

Meine Fraktion kann dem vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag der Fraktion der Österreichischen Volkspartei keine Zustimmung geben, weil dieser sachliche Inhalt bereits in den Initiativanträgen und im Abänderungsantrag beinhaltet ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

So kommen wir gleich zur Abstimmung über den Abänderungsantrag, mit dem die Bauordnung für Wien und die Wiener Stadtverfassung geändert werden. Der Antrag liegt Ihnen vor. 

Ich darf jene Damen und Herren, die diesem Abänderungsantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist einstimmig so angenommen. Der Abänderungsantrag wird in die Gesetzesvorlage miteinbezogen.

Wir kommen nun zur ersten Lesung. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Gesetz in erster Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag von der ÖVP-Fraktion. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Der Beschlussantrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen nun, wenn kein Widerspruch erfolgt, zur zweiten Lesung. - Ich sehe keinen Widerspruch. Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Wege bekannt gegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Ich wünsche noch einen angenehmen Nachmittag.

(Schluss um 14.42 Uhr.)
